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Wie unterscheiden sich die Lebensbedin-
gungen in Deutschland? Auskunft hierzu 
geben die Einnahmen, Ausgaben und die 
Ausstattung privater Haushalte in Ver-
bindung mit sozioökonomischen Merk-
malen. Wie hoch sind die Einkommen 
und Einnahmen privater Haushalte und 
aus welchen Quellen stammen sie? Wofür 
wird das Geld verwendet? Das folgende 
Kapitel zeigt auch, inwieweit sich die Ein-
kommens- und Ausgabenstrukturen ver-
schiedener Haushaltsgruppen unter-
scheiden und welche traditionellen und 
neuen technischen Gebrauchsgüter die 
Haushalte besitzen. 

Die Datenbasis für die Angaben in 
den Abschnitten 6.1.1 bis 6.1.4 sowie 
6.1.6 stammt aus den Laufenden Wirt-
schaftsrechnungen (LWR). Die Konsum-
ausgaben für Kinder in Abschnitt 6.1.5 
basieren auf Ergebnissen der letzten Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS). u Info 1 

Ein weiteres Thema dieses Kapitels ist 
die private Überschuldung. Hier liefert 
die amtliche Statistik Informationen zur 
Situation privater Schuldner, die ein In-
solvenzverfahren oder die Hilfestellung 
einer Schuldnerberatungsstelle in An-
spruch nehmen. Die Daten in Abschnitt 
6.1.8 beruhen auf den Auskünften der In-
solvenzgerichte und den Angaben der 
Schuldnerberatungsstellen. 

6.1.1 Bruttoeinkommen  
privater Haushalte 
Ein erster Indikator für die Einkommens- 
und Ausgabensituation privater Haushal-
te ist das Haushaltsbruttoeinkommen, 
das sich aus verschiedenen Einkommens-
arten zusammensetzt. u Info 2 

Struktur und regionaler Vergleich 
Das durchschnittliche monatliche Brut-
toeinkommen der in den Laufenden 
Wirtschaftsrechnungen erfassten Privat-
haushalte in Deutschland belief sich 2016 
auf 4 337 Euro. Wichtigste Einnahme-
quelle mit einem Anteil von 63 % waren 
die Einkünfte aus Erwerbstätigkeit: 
Durchschnittlich 2 751 Euro im Monat 
stammten aus unselbstständiger und 
selbstständiger Tätigkeit. Rund 22 % ih-
res Bruttoeinkommens beziehungsweise 
durchschnittlich 961 Euro im Monat er-
hielten die privaten Haushalte aus öffent-
lichen Transferzahlungen wie Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung, staat-
lichen Pensionen, Kindergeld und Kin-
derzuschlag, Elterngeld, Arbeitslosengeld I 
und II, Sozialhilfe, Beihilfen im öffent-
lichen Dienst. Aus Vermögensein nahmen 
stammten 10 % des Bruttoeinkommens. 
Den geringsten Anteil hatten mit durch-
schnittlich 4,7 % die Einkommen aus 
nicht öffentlichen Transferzahlungen und 
aus Untervermietung. u Abb 1
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Höhe und Zusammensetzung des 
Bruttoeinkommens sind in Ost und West 
unterschiedlich: Die Haushalte im 
 Westen verfügten 2016 über ein monat-
liches Bruttoeinkommen von durch-
schnittlich 4 555 Euro, den Haushalten 
im Osten standen mit 3 515 Euro rund 
77 % des Westniveaus zur Verfügung. 
Der mittlere Anteil der Einkommen aus 

u Info 1  
Was sind private Haushalte?

Als Privathaushalt gelten Personen, die zusammen wohnen und wirtschaften, die in der Regel ihren 
 Lebensunterhalt gemeinsam finanzieren beziehungsweise die Ausgaben für den Haushalt teilen. Zu einem 
Privathaushalt gehören auch die vorübergehend abwesenden Personen, beispielsweise Berufspendler, 
Studierende, Auszubildende, Personen im Krankenhaus und im Urlaub. Entscheidend ist, dass die Per-
son nur vorübergehend abwesend ist und normalerweise im Haushalt wohnt und lebt beziehungsweise 
mit  ihrem ersten Wohnsitz an der Adresse des Haushalts gemeldet ist. Personen, die in einem Haushalt 
nur für sich selbst wirtschaften (Alleinlebende oder Wohngemeinschaften ohne gemeinsame Haushalts-
führung), gelten als eigenständige Privathaushalte. Untermieter, Gäste und Hausangestellte gehören 
nicht zum Haushalt. 

Darstellung der Ergebnisse

Die Ergebnisse werden standardmäßig für unterschiedliche Haushaltsgruppen dargestellt. Die Gruppie-
rung der Haushalte erfolgt dabei beispielsweise nach Haushaltsgröße (Anzahl der Personen im Haus-
halt), Haushaltstyp (Alleinlebende, Alleinerziehende, Paare ohne und mit Kind[ern], sonstige Haushalte), 
monatlichem Haushaltsnettoeinkommen sowie Alter der Haupteinkommensperson, also derjenigen Per-
son, die den größten Beitrag zum Haushaltsnettoeinkommen beisteuert. Als Kinder zählen alle  ledigen 
Kinder unter 18 Jahren (auch Adoptiv- und Pflegekinder) der Haupteinkommenspersonen oder deren 
(Ehe-)Partnerinnen und (Ehe-)Partner beziehungsweise gleichgeschlechtlichen Lebenspartne rinnen und 
-partner. Gehören volljährige Kinder oder andere Personen ab 18 Jahren zum Haushalt, dann zählt die-
ser Haushalt zu den sonstigen Haushalten. Da dieser Haushaltstyp sehr heterogen ist, wird er in dieser 
Publikation beim Vergleich mit anderen Haushaltstypen nicht mit berücksichtigt. Einige der Merkmale 
(zum Beispiel das Alter) sind personengebunden und beziehen sich auf die Haupt ein kommensperson. 
Dabei ist zu beachten, dass die Ergebnisse dennoch immer für den Haushalt als Ganzes und nicht für 
die Einzelperson ausgewiesen werden.

Laufende Wirtschaftsrechnungen

Bei dieser freiwilligen amtlichen Haushaltserhebung werden rund 8 000 private Haushalte jährlich unter an-
derem zu ihren Einnahmen und Ausgaben sowie zu ihrer Ausstattung mit Gebrauchsgütern befragt. Haus-
halte aus den unterschiedlichsten sozialen Schichten nehmen an den Laufenden Wirtschaftsrechnungen 
(LWR) teil. Ausgenommen sind Haushalte von Selbstständigen und Landwirten beziehungsweise Land-
wirtinnen sowie Haushalte mit einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen von 18 000 Euro und mehr.

Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 

Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) ist mit einem Erhebungsumfang von rund 60 000 Haus-
halten die größte freiwillige Haushaltserhebung. Sie findet alle fünf Jahre statt und ist aufgrund des 
 großen Stichprobenumfangs in besonderem Maße geeignet, tief gegliederte Ergebnisse über die Ein-
nahmen und Ausgaben, die Vermögensbildung, die Ausstattung mit Gebrauchsgütern und die Wohn-
situation für die unterschiedlichen Haushaltsgruppen abzubilden. Ergebnisse für Haushalte, deren 
 monatliches Nettoeinkommen 18 000 Euro und mehr beträgt, bleiben unberücksichtigt, da diese nicht 
beziehungsweise in viel zu geringer Zahl an der Erhebung teilnehmen.

u Info 2  
Haushaltsbruttoeinkommen

Alle Einnahmen der Haushalte aus (selbst-
ständiger und unselbstständiger) Erwerbs-
tätigkeit, aus Vermögen, aus öffentlichen  
und nicht öffentlichen Transferzahlungen 
 sowie aus Untervermietung bilden das 
Haushaltsbruttoeinkommen.

Zum Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit 
zählen auch Sonderzahlungen, Weihnachts-
geld, zusätzliche Monatsgehälter sowie 
 Urlaubsgeld. Das Einkommen aus unselbst-
ständiger Erwerbstätigkeit enthält keine Arbeit-
geberbeiträge zur Sozialversicherung. Ein-
künfte aus nicht öffentlichen Transferzahlun-
gen (außer Betriebs- und Werksrenten),  
aus Vermögen (darunter auch aus Vermietung 
und Verpachtung) werden nicht personenbe-
zogen, sondern für den Haushalt insgesamt 
erfasst. Die Einnahmen aus Vermögen be-
inhalten (nach internationalen Konventionen) 
eine sogenannte unterstellte Eigentümer-
miete. Hierbei wird deren Nettowert berück-
sichtigt, das heißt, Aufwendungen für die 
 Instandhaltung des selbstgenutzten Wohn-
eigentums werden von der errechneten 
 Eigentümermiete ab gezogen. Hierbei können 
in Einzelfällen bei  entsprechend hohen In-
standhaltungsaufwendungen negative Eigen-
tümermietwerte beziehungsweise Vermögens-
einnahmen entstehen.

Haushaltsnettoeinkommen

Subtrahiert man vom Haushaltsbruttoein-
kommen die Einkommensteuer, Lohnsteuer, 
Kirchensteuer und den Solidaritätszuschlag 
sowie die Pflichtbeiträge zur Sozialversiche-
rung, erhält man das Haushaltsnettoein-
kommen. Zu den Pflichtbeiträgen zur Sozial-
versicherung zählen die Beiträge 

 ‧ zur Arbeitslosenversicherung, 
 ‧ zur gesetzlichen Rentenversicherung, 
 ‧ zur gesetzlichen, freiwilligen und  

privaten Krankenversicherung sowie 
 ‧ zur sozialen und privaten 

Pflegeversicherung. 

Zum Haushaltsbruttoeinkommen hinzu-
addiert werden die Arbeitgeberzuschüsse 
zur freiwilligen und privaten Krankenver-
sicherung und zur Pflegeversicherung  
sowie die Zuschüsse der Rentenversiche-
rungsträger zur freiwilligen und privaten 
Krankenversicherung.

u Abb 1 Struktur des monatlichen Haushaltsbruttoeinkommens 
 privater Haushalte 2016 — in Prozent

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Erwerbseinkünfte

63,4

Einkommen aus 
öffentlichen Transferzahlungen

22,2

Einnahmen aus Vermögen

9,7

4 337 Euro

Einkommen aus nicht öffentlichen 
Transferzahlungen und aus Untervermietung

4,7
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Deutschland Früheres Bundesgebiet  
ohne Berlin-West

Neue Länder  
und Berlin

Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit 2 751 2 893 2 214

   unselbstständige Arbeit 2 718 2 857 2 193

   selbstständige Arbeit 33 36 (21)

+ Einnahmen aus Vermögen 421 471 230

+ Einkommen aus öffentlichen Transferzahlungen 961 963 953

+  Einkommen aus nicht öffentlichen Transferzahlungen und aus 
Untervermietung 205 227 117

= Haushaltsbruttoeinkommen 4 337 4 555 3 515

– Steuern und Sozialabgaben 1 058 1 124 810

   Einkommen- / Lohn-, Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag 475 514 329

   Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 583 610 481

+ Zuschüsse der Arbeitgeber und Rentenversicherungsträger 35 40 19

= Haushaltsnettoeinkommen 3 314 3 470 2 724

+  Einnahmen aus dem Verkauf von Waren und sonstige Einnahmen 60 65 43

= Ausgabefähige Einkommen und Einnahmen 3 374 3 535 2 768

Private Konsumausgaben 2 480 2 587 2 078

öffentlichen Transferzahlungen am ge-
samten Bruttoeinkommen war in den 
neuen Ländern und Berlin mit 27 % um 
6 Prozentpunkte höher als im früheren 
Bundesgebiet ohne Berlin-West (21 %). 
Dagegen war im Osten der durchschnitt-
liche Anteil der Einnahmen aus Vermö-
gen (6,5 %) niedriger als im Westen 
(10,3 %). u Tab 1

Höhe und Zusammensetzung des 
Bruttoeinkommens sind in Ost und West 
unterschiedlich: Die Haushalte im 
 Westen verfügten 2016 über ein monat-
liches Bruttoeinkommen von durch-
schnittlich 4 555 Euro, den Haushalten 
im Osten standen mit 3 515 Euro rund 
77 % des Westniveaus zur Verfügung. 
Der mittlere Anteil der Einkommen aus 

Bruttoeinkommen nach 
Haushaltstyp 
Die Höhe der durchschnittlichen Brutto-
einkommen privater Haushalte unter-
scheidet sich je nach Haushaltstyp. Die 
höchsten monatlichen Bruttoeinkommen 
hatten 2016 die Haushalte von Paaren mit 
Kind(ern) unter 18 Jahren (6 368 Euro) und 
Paaren ohne Kind (5 133 Euro). Alleiner-
ziehende verfügten über ein Haushalts-
bruttoeinkommen von durchschnittlich 
2 876 Euro. Alleinlebende hatten mit 
durchschnittlich 2 624 Euro das niedrigste 
Bruttoeinkommen. u Abb 2 

6.1.2 Nettoeinkommen  
privater Haushalte
Die Bruttoeinkommen lassen nur be-
grenzt auf die den Haushalten tatsächlich 
zur Verfügung stehenden Einkommen 
schließen, da sie noch die abzuführenden 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
enthalten. Diese Abgaben werden vom 
Bruttoeinkommen abgezogen und die 
Zuschüsse der Arbeitgeber sowie der 
Rentenversicherungsträger hinzuaddiert 
um das Haushaltsnettoeinkommen zu er-
rechnen (siehe Info 2). 

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

u Tab 1 Einkommen, Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte 2016 — je Haushalt und Monat in Euro

u Abb 2 Monatliches Bruttoeinkommen privater Haushalte  
nach Haushaltstyp 2016 — in Euro

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Paare mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Alleinerziehende

Alleinlebende

6 368

5 133

2 876

2 624 Haushalte insgesamt
4 337
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Haushaltsnettoeinkommen  
und Verteilung
Durchschnittlich verfügten die Haushal-
te 2016 über ein Nettoeinkommen von 
3 314 Euro im Monat (siehe Tab 1). Etwa 
16 % der Haushalte mussten mit einem 
monatlichen Nettoeinkommen von weni-
ger als 1 300 Euro auskommen. In der 
höchsten erfassten Einkommensklasse 
von 5 000 bis unter 18 000 Euro waren 
knapp 19 % aller Privathaushalte. u Abb 3

Haushaltsnettoeinkommen  
nach Haushaltstyp
Die Höhe des Haushaltsnettoeinkom-
mens hängt entscheidend davon ab, ob je-
mand allein wohnt, alleinerziehend ist 
oder als Paar ohne oder mit Kind(ern) in 
einem Haushalt lebt. Paare mit einem 
oder mehreren Kindern unter 18 Jahren 
hatten nach den Laufenden Wirtschafts-
rechnungen im Jahr 2016 mit durch-
schnittlich 4 761 Euro die höchsten mo-
natlichen Nettoeinkommen unter den 
verschiedenen Haushaltstypen. Paare 
ohne Kind – dazu gehören beispielsweise 
sowohl das gutsituierte Doppelverdiener-
paar als auch das Seniorenpaar mit klei-
ner Rente – verfügten über durchschnitt-
lich 3 969 Euro im Monat. Bei den Haus-
halten von Alleinerziehenden betrug das 
monatliche Nettoeinkommen im Durch-
schnitt 2 357 Euro – das waren knapp 
1 000 Euro weniger als das Nettoeinkom-
men des Durchschnittshaushaltes. Allein-
lebende – wie der gut verdienende Single 
oder auch die Rentnerin – hatten ein 
durchschnittliches Nettoeinkommen von 
2 013 Euro im Monat. Im Schnitt lebten 
in einem Paarhaushalt mit Kind(ern) 
3,8 Personen, im Alleinerziehendenhaus-
halt 2,3 Personen. u Abb 4

6.1.3 Verfügbares Einkommen 
 privater Haushalte und Verwendung 
Zur Berechnung der »ausgabefähigen 
Einkommen und Einnahmen« werden 
zum Haushaltsnettoeinkommen die 
 Einkünfte aus dem Verkauf von Waren 
(beispielsweise Gebrauchtwagen) und 
sonstige Einnahmen (wie Dosen- und 
Flaschenpfand, Energiekostenrückerstat-

u Abb 4 Monatliches Haushaltsnettoeinkommen  
nach Haushaltstyp 2016 — in Euro

u Abb 3 Einkommensverteilung nach dem monatlichen  
Haushaltsnettoeinkommen 2016 — in Prozent

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Erbe und Schenkung
Im Jahr 2016 betrug das geerbte und 
geschenkte Vermögen nach den Ergeb-
nissen der Steuerstatistiken 108,8 Mil-
liarden Euro. Die von den Finanzver-
waltungen veranlagten Vermögens-
übertragungen aus Erbschaften und 
Vermächtnissen beliefen sich auf 
43,6 Milliarden Euro und aus Schen-
kungen auf 65,2 Milliarden Euro. Das 
übertragene Volumen dürfte aber um 

einiges höher ausfallen, da ein großer 
Teil der Vermögensübergänge wegen 
hoher persönlicher Freibeträge inner-
halb der Kernfamilie, weiteren sachli-
chen Steuerbefreiungen und besonde-
ren Verschonungsregelungen für be-
stimmte Vermögensarten steuerfrei 
bleibt und daher in den Steuerstatisti-
ken nicht enthalten ist.

unter 1 300 16,3

1 300 –1 700 9,1

1 700 – 2 600 20,6

2 600 – 3 600 17,8

3 600 – 5 000 17,5

5 000 –18 000 18,6

monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

Alleinlebende 2 013

Alleinerziehende 2 357

Paare
ohne Kind 3 969

Paare
mit Kind(ern) 4 761

Haushalte insgesamt
3 314
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tungen) addiert. Diese Summe steht den 
Haushalten als Einkommen zum Wirt-
schaften und zur Lebensführung zur Ver-
fügung. Im Jahr 2016 lag das verfügbare 
Einkommen der Haushalte bei durch-
schnittlich 3 374 Euro im Monat. 

Den größten Teil ihres ausgabefähigen 
Einkommens verwenden die Haushalte 
für private Konsumausgaben. Das sind im 
Einzelnen die Ausgaben für Essen, Woh-
nen, Bekleidung, Gesundheit, Freizeit, 
Bildung, Kommunikation, Verkehr sowie 
Gaststätten- und Beherbergungsdienst-
leistungen. Fast drei Viertel (74 %) des 
ausgabefähigen Einkommens gaben pri-
vate Haushalte im Jahr 2016 dafür aus, 
das waren durchschnittlich 2 480 Euro 
im Monat (siehe Tab 1). 

6.1.4 Struktur der Konsumausgaben 
Wofür verwendeten die privaten Haushal-
te ihre monatlichen Konsumausgaben 
von durchschnittlich 2 480 Euro? Den 
größten Teil ihres Konsumbudgets (35 % 
beziehungsweise 877 Euro) gaben die 
Haushalte für Wohnen, Energie und 
Wohnungsinstandhaltung aus. Mit einem 
Anteil von jeweils 14 % folgten die Auf-
wendungen für Nahrungsmittel, Geträn-
ke und Tabakwaren (342 Euro) und die 
Verkehrsausgaben (335 Euro). Für Freizeit, 
Unterhaltung und Kultur wurden anteilig 
10 % (258 Euro) ausgegeben. u Abb 5

Für den Bereich Innenausstattung, 
Haushaltsgeräte und -gegenstände wen-
deten die Haushalte 6,1 % (150 Euro) auf, 
für Gaststätten- und Beherbergungs-
dienstleistungen 5,7 % (142 Euro). Für die 
Bereiche Bekleidung und Schuhe gaben 
die Haushalte einen Anteil von 4,4 % 
(108 Euro) ihres Budgets aus, für die Ge-
sundheitspflege 4,0 % (99 Euro). Auf Post 
und Telekommunikation entfielen 2,5 % 
(62 Euro). Die Ausgaben für das Bildungs-
wesen betrugen 0,7 % (18 Euro).

Konsumausgaben nach 
Haushaltstyp
Deutliche Unterschiede in Niveau und 
Struktur zeigen sich bei den Konsumaus-
gaben ausgewählter Haushaltstypen. Die 
höchsten Konsumausgaben tätigten im 

Jahr 2016 Paarhaushalte mit Kind(ern) mit 
durchschnittlich 3 389 Euro, gefolgt von 
den Paaren ohne Kind mit 2 963 Euro mo-
natlich. Die Konsumausgaben der Haus-
halte von Alleinerziehenden (1 936 Euro) 
und Alleinlebenden (1 590 Euro) lagen 

weit unter dem Bundesdurchschnitt von 
2 480 Euro im Monat. u Abb 6

Für den Ausgabenblock »Wohnen, Er-
nährung und Bekleidung« wendeten allein-
erziehende Mütter oder Väter mit 59 % 
den größten Teil ihres Konsumbudgets 

u Abb 5 Struktur der Konsumausgaben privater Haushalte 2016 — in Prozent

u Abb 6 Monatliche Konsumausgaben privater Haushalte  
nach Haushaltstyp 2016 — in Euro

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

0,7

Post und 
Telekommunikation 2,5

Gesundheit 4,0

Bekleidung und Schuhe 4,4

Gaststätten- und Beherber-
gungsdienstleistungen 5,7

6,1

Freizeit, Unter-
haltung, Kultur 10,4

Verkehr 13,5

Nahrungsmittel,
Getränke, Tabakwaren 13,8

Wohnen, Energie, 
Wohnungsinstandhaltung 35,3

andere Waren und 
Dienstleistungen 3,6

Innenausstattung, Haushalts-
geräte und -gegenstände

Bildungswesen

Paare mit Kind(ern)

Paare ohne Kind

Alleinerziehende

Alleinlebende

3 389

2 963

1 936

1 590 Haushalte insgesamt
2 480
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Verbraucherpreisindex für Deutschland
Julia Koch, Sigrun Krämer

Der Verbraucherpreisindex für Deutsch-
land misst die durchschnittliche Preis-
entwicklung aller Waren und Dienst-
leistungen, die private Haushalte für 
Konsumzwecke kaufen. Darunter fallen 
zum Beispiel Nahrungsmittel, Beklei-
dung und Kraftfahrzeuge ebenso wie 
Mieten, Reinigungsdienstleistungen 
oder Reparaturen. Es werden alle Aus-
gaben berücksichtigt, die in Deutsch-
land getätigt werden, das heißt neben 
den Ausgaben von beispielsweise Sin-
glehaushalten, (Rentner-)Ehepaaren 
oder Familien auch die Ausgaben aus-
ländischer Touristinnen und Touristen. 
Die Veränderung des Verbraucherpreis-
index zum Vorjahresmonat beziehungs-
weise zum Vorjahr wird als Teuerungs-
rate oder umgangssprachlich auch als 
In flationsrate bezeichnet.

Im Jahresdurchschnitt 2017 erhöh-
ten sich die Preise aller Waren und 
Dienstleistungen für den privaten Ver-
brauch in Deutschland durchschnitt-
lich um 1,8 % gegenüber dem Vorjahr. 
Das ist die höchste Jahresteuerungsrate 
seit dem Jahr 2012 (+ 2,0 %). In den 
Jahren 2015 und 2016 war die Infla-

tionsrate mit + 0,3 % und + 0,5 % noch 
deutlich geringer ausgefallen.

Vor allem die Preisentwicklungen 
bei Energieprodukten und Nahrungs-
mitteln waren für den deutlichen An-
stieg der Jahresteuerungsrate im Jahr 
2017 verantwortlich. Nach starken 
Preisrückgängen in den Vorjahren ver-
teuerte sich Energie 2017 insgesamt ge-
genüber dem Vorjahr um 3,1 %. Am 
stärksten stiegen die Preise für leichtes 
Heizöl (+ 16 %). An der Tankstelle muss-
ten Autofahrerinnen und -fahrer zum 
Beispiel für Kraftstoffe im Durch-
schnitt 6,0 % mehr ausgeben, und auch 
für Strom (+ 1,7 %) mussten die Ver-
braucherinnen und Verbraucher mehr 
zahlen als ein Jahr zuvor. Gas hingegen 
wurde das vierte Jahr in Folge günsti-
ger (– 2,8 %).

Die Preise für Nahrungsmittel stie-
gen im Jahr 2017 mit 3,0 % gegenüber 
2016 deutlicher als in den Vorjahren. 
Sie wirkten sich somit wie die Energie-
preise erhöhend auf die Gesamtteue-
rung aus. Innerhalb der Nahrungs-
mittel wiesen die beiden Güterbereiche 
mit der größten Verbrauchsbedeutung – 

Fleisch und Fleischwaren (+ 2,1 %) sowie 
Brot und Getreideerzeugnisse (+ 0,4 %) – 
im Jahr 2017 eine unterdurchschnitt-
liche Preisentwicklung auf. Speisefette 
und Speiseöle hatten mit + 21 % die 
deutlichste Preissteigerung. Spürbar 
teurer waren zudem Molkereiprodukte 
und Eier (+ 8,7). Für diese hohen Ver-
änderungsraten waren insbesondere 
die kräftigen Preisanstiege von Milch-
produkten sowie von Butter verant-
wortlich.

Wie stark ein einzelner Haushalt 
von der Inflation betroffen ist, hängt 
von seinem individuellen Konsumver-
halten ab, das heißt, wie viel Geld die 
Haushaltsmitglieder für welche Güter 
ausgeben. Um den Einfluss der Gewich-
tung der Ausgabenstruktur auf einfa-
che Weise zu veranschaulichen, hat das 
Statistische Bundesamt einen »persön-
lichen Inf lationsrechner« entwickelt. 
Mit ihm können Nutzerinnen und 
Nutzer beispielhaft einige Gewichte 
des sogenannten Wägungsschemas an 
ihre eigenen Konsumgewohnheiten 
 anpassen und so ihre persönliche Infla-
tionsrate ermitteln: www.destatis.de 

Verbraucherpreisindex für Deutschland insgesamt  
und für ausgewählte Produkte — 2010 = 100

Inflationsrate – gemessen am Verbraucher- 
preisindex für Deutschland — Veränderung  
gegenüber dem Vorjahr in Prozent
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Haushalte 
insgesamt

Paare Allein- 
erziehende Alleinlebende

mit Kind(ern) ohne Kind

in Euro

Private Konsumausgaben 2 480 3 389 2 963 1 936 1 590

in %

Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 35,3 32,3 34,2 37,4 40,6

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 13,8 15,0 13,6 15,9 12,5

Verkehr 13,5 14,7 13,0 9,2 11,3

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 10,4 10,2 10,6 9,8 10,4

Bekleidung, Schuhe  4,4 5,3 4,0 5,7  3,8

Sonstige ¹ 22,6 22,5 24,6 22,1 21,6

  Bildungswesen   0,7 1,9 0,2  (2,0)  0,4

auf. Am niedrigsten war dieser Anteil  
bei den Paarhaushalten ohne Kind (52 %) 
sowie mit Kind(ern) (53 %). In der an-
teilsmäßigen Zusammensetzung der 
 Bereiche Wohnen, Ernährung und Be-
kleidung weisen die einzelnen Haus-
haltstypen folgende Unterschiede auf: 
Während Paarhaushalte mit Kind(ern) 
15 % und Alleinerziehende 16 % ihres ge-
samten Konsums für Nahrungsmittel, 
Getränke und Tabakwaren ausgaben, wa-
ren es bei den Alleinlebenden nur rund 
12 %. Diese hatten aber mit 41 % den 
höchsten Ausgabenanteil für Wohnen, 
gefolgt von den Alleinerziehenden mit 
37 %. Paarhaushalte mit Kind(ern) hatten 
dagegen den geringsten Wohnkostenan-
teil mit 32 %. u Tab 2

Für den Bereich Verkehr verwendeten 
Paarhaushalte mit Kind(ern) 15 % ihrer 
Ausgaben, Paare ohne Kind 13 %, Allein-
lebende 11 % und Alleinerziehende 9 %. 
Bei den Ausgaben für den Bereich Frei-
zeit, Unterhaltung und Kultur gab es 
 zwischen den einzelnen Haushaltstypen 
kaum Unterschiede. Bei den Paaren  
ohne Kind betrugen diese anteilig knapp 
11 % und bei allen anderen Haushalten 
rund 10 %. 

Bei den Ausgaben für das Bildungs-
wesen machen die Aufwendungen für die 
Kinderbetreuung den größten Anteil aus. 

Daraus erklärt sich der Unterschied zwi-
schen dem Ausgabenanteil von Paaren 
mit Kind(ern) (1,9 %) zu dem von Paaren 
ohne Kind (0,2 %) für diesen Ausgaben-
bereich. 

Konsumausgaben nach 
Haushaltsnettoeinkommen
Je mehr Geld den Haushalten monatlich 
zum Ausgeben zur Verfügung steht, 
umso höher sind auch deren Konsumaus-

u Tab 2 Konsumausgaben privater Haushalte nach ausgewählten Haushaltstypen 2016

1 Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Gaststätten- und Beherbergungsdienstleistungen, Gesundheit, Post und Telekommunikation, Bildungswesen sowie andere Waren und Dienstleistungen.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.  
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

Einkommensmillionäre 
Im Jahr 2014 hatten 19 000 der in 
Deutschland erfassten Lohn- und Ein-
kommensteuerpf lichtigen Einkünfte 
von mindestens einer Million Euro, 
knapp 1 600 Steuerpflichtige mehr als 
noch 2013. Das Durchschnittseinkom-
men dieser Gruppe betrug 2,7 Millio-
nen Euro. Dies sind Ergebnisse der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
2014, die aufgrund der langen Fristen 
zur Steuerveranlagung erst etwa drei-
einhalb Jahre nach Ende des Veranla-
gungsjahres verfügbar ist. 

In Deutschland wird ein progres-
siver Steuersatz angewendet, das 
heißt, der Steuersatz steigt mit zuneh-
mendem Einkommen an. Dadurch 
werden die Steuerpf lichtigen unter-
schiedlich stark belastet. Im Jahr 2014 

wurden Einkommen ab 250 731 Euro 
(beziehungsweise 501 462 Euro bei ge-
meinsam veranlagten Personen) mit 
45 % besteuert. Auf die 87 000 Steuer-
pf lichtigen, bei denen dieser soge-
nannte Reichensteuersatz zum Tragen 
kam, entfielen mit 87 Milliarden Euro 
5,9 % der gesamten Einkünfte und 
und mit 31 Milliarden Euro 11,8 % der 
Steuersumme.

Aus den freiwilligen Erhebungen 
Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe sowie Laufende Wirtschafts-
rechnungen liegen keine näheren An-
gaben über Haushalte mit einem mo-
natlichen Haushaltsnettoeinkommen 
von 18 000 Euro und mehr vor und 
somit auch nicht über Millionärs-
haushalte.
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Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … Euro

unter 1 300 1 300 – 1 700 1 700 – 2 600 2 600 – 3 600 3 600 – 5 000 5 000 – 18 000

in Euro
Private Konsumausgaben 1 025 1 368 1 819 2 417 3 124 4 479

in %
Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 46,7 43,6 38,7 37,4 34,7 29,7

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 17,0 16,7 15,1 14,5 13,7 11,8

Verkehr 9,4 8,1 11,5 12,5 14,3 16,0

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 7,2 8,9 10,5 10,1 10,5 11,3

Bekleidung, Schuhe 3,2 4,0 4,2 4,2 4,3 4,8

Sonstige ¹ 16,6 18,8 20,1 21,3 22,5 26,3

  Bildungswesen (0,4) (0,5) 0,4 0,7 0,9 0,9

das waren 67 % ihrer gesamten Konsum-
ausgaben. Haushalte der höchsten Ein-
kommensklasse wendeten dafür mit 2 076 
Euro dreimal so viel auf. Ihr Anteil für 
den Bereich war mit 46 % deutlich gerin-
ger. Im Durchschnitt gaben die privaten 
Haushalte etwas mehr als die Hälfte 
(54 %) ihrer Konsumausgaben zur De-
ckung der Ausgaben für Wohnen, Ernäh-
rung und Bekleidung aus. u Abb 7

Mit steigendem Einkommen nehmen 
die Ausgabenanteile für Wohnen, Ernäh-
rung und Bekleidung ab, dafür nehmen 

gaben. Haushalte mit einem monatlichen 
Nettoeinkommen von unter 1 300 Euro 
gaben im Jahr 2016 durchschnittlich 
1 025 Euro im Monat für den privaten 
Konsum aus. Mehr als viermal so viel 
(4 479 Euro) wendete die Haushaltsgruppe 
mit dem höchsten monatlichen Nettoein-
kommen von 5 000 bis unter 18 000 Euro 
für ihren Konsum auf. u Tab 3

Für Wohnen, Ernährung und Beklei-
dung gaben die Haushalte mit einem mo-
natlichen Einkommen unter 1 300 Euro 
monatlich im Durchschnitt 685 Euro aus; 

die Anteile der anderen Konsumbereiche 
mit steigendem Einkommen zu. Beson-
ders deutlich ist dies bei den Verkehrs-
ausgaben: Mit 718 Euro im Monat (16 %) 
gaben die Haushalte der höchsten Ein-
kommensgruppe mehr als das Sieben-
fache der Haushalte der niedrigsten 
 Einkommensgruppe mit 96 Euro (9,4 %) 
aus. Für Freizeit, Unterhaltung und Kul-
tur betrug der Ausgabenanteil der Haus-
halte mit dem höchsten monatlichen 
Nettoeinkommen mehr als das Sechs-
fache (507 Euro beziehungsweise 11 %) 
dessen, was die Haushalte mit einem 
Einkommen unter 1 300 Euro monatlich 
dafür aufwendeten (74 Euro beziehungs-
weise 7,2 %). 

6.1.5 Konsumausgaben von   
Familien für Kinder
Auf der Grundlage der Ergebnisse der 
fünfjährlichen Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) werden regelmä-
ßig im Rahmen von Sonderauswertungen 
die Konsumausgaben von Familienhaus-
halten für ihre Kinder berechnet. Dazu 
werden die Konsumausgaben der Haus-
halte anhand komplexer Aufteilungs-
schlüssel in die Ausgaben für Erwachsene 
und Kinder aufgeteilt. Die folgenden 
 Daten stammen aus der EVS 2013. Die ab-
soluten Aufwendungen dürften mittler-
weile leicht gestiegen sein; die Struktur der 

u Tab 3 Konsumausgaben privater Haushalte nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2016

1  Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände, Gaststätten- und Beherbergungsdienstleistungen, Gesundheit, Post und Telekommunikation, Bildungswesen sowie andere Waren und Dienstleistungen.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

u Abb 7 Ausgaben privater Haushalte für die Bereiche Wohnen, Ernährung  
und Bekleidung nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 2016  
— Anteil an den Konsumausgaben in Prozent

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
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2008 2013

Haushalt
darunter  

der Anteil für  
das Kind/die Kinder

Haushalt
darunter  

der Anteil für  
das Kind/die Kinder

in Euro in % in Euro in %

Paare mit einem Kind 2 730 584 21,4 3 065 660 21,5

Paare mit zwei Kindern 3 145 1 029 32,7 3 559 1 165 32,7

Paare mit drei Kindern 3 426 1 451 42,3 4 052 1 693 41,8

Alleinerziehende mit 
einem Kind 1 617 558 34,5 1 746 612 35,0

Alleinerziehende mit  
zwei Kindern 2 011 936 46,5 2 235 1 013 45,3

Die Pro-Kopf-Ausgaben für die Kin-
der waren in den Paarhaushalten mit 
 einem Kind am höchsten. Beim Einzel-
kind sind in der Regel höhere Ausgaben 
für Erstanschaffungen nötig – beispiels-
weise für den Erwerb einer Babyerst-
ausstattung, eines Kinderwagens, Beklei-
dung und Ähnlichem –, die Mehrkinder-
haushalte häufig für das zweite und dritte 
Kind erneut nutzen. Die Aufwendungen 

Ausgaben lässt dennoch auch für die ge-
genwärtigen Verhältnisse eine realistische 
Einschätzung der finanziellen Belastung 
von Familien mit Kindern durch deren 
Konsumausgaben zu. u Info 3

Höhe der Konsumausgaben  
für Kinder 
Für den privaten Konsum des Haushalts 
insgesamt gaben Paare mit einem Kind 
im Jahr 2013 durchschnittlich 3 065 Euro 
im Monat aus. Davon verwendeten sie 
660 Euro (22 %) für die Konsumausgaben 
des Kindes. Alleinerziehende mit einem 
Kind gaben mit 612 Euro monatlich et-
was weniger für ihr Kind aus. Der Anteil 
an deren gesamten Konsumausgaben in 
Höhe von durchschnittlich 1 746 Euro im 
Monat war mit 35 % allerdings um eini-
ges höher. Im Vergleich zu 2008 waren 
die anteiligen Konsumausgaben für den 
Nachwuchs bei den Paaren mit einem 
Kind nahezu unverändert, während sie 
bei den Alleinerziehenden mit einem 
Kind leicht gestiegen sind. u Tab 4

Paarhaushalte mit zwei Kindern zahl-
ten 1 165 Euro (33 %) im Monat für den 
Konsum der Kinder. Im Vergleich dazu 
gaben Alleinerziehende mit zwei Kindern 
1 013 Euro (45 %) für ihren Nachwuchs 
aus. Paare mit drei Kindern wendeten im 
Durchschnitt 1 693 Euro monatlich (42 %) 
für ihre Kinder auf. 

für das einzelne Kind sind umso niedri-
ger, je mehr Kinder in einem Haushalt 
 leben. Paare mit zwei Kindern können 
sich höhere Ausgaben für ihren Nach-
wuchs leisten als Alleinerziehende mit 
zwei Kindern. Die geringsten Aufwen-
dungen je Kind finden sich mit durch-
schnittlich 507 Euro monatlich in Haus-
halten von Alleinerziehenden mit zwei 
Kindern. u Abb 8

u Tab 4 Monatliche Konsumausgaben für Kinder 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.

u Info 3  
Konsumausgaben für Kinder

Die errechneten Ergebnisse für die Konsumaus-
gaben für Kinder können keinesfalls gleichgesetzt 
werden mit den Lebenshaltungskosten für Kinder 
insgesamt. Dafür fehlen alle über den privaten 
Konsum hinaus anfallenden Aufwendungen für 
Kinder, beispielsweise für Versicherungsschutz 
und Vorsorge. Auch die öffentlichen Aufwendun-
gen für Kinder, wie die Ausgaben für Schulbil-
dung oder für den Bau von Kindergärten, sind 
nicht berücksichtigt. Ebenso werden Zeitaufwen-
dungen für Kinder und sogenannte Opportuni-
tätskosten, die beispielsweise durch den Verzicht 
eines Elternteils auf Erwerbstätigkeit wegen der 
Kindererziehung entstehen, aufwandsmäßig nicht 
betrachtet. Hier geht es allein um die Ausgaben, 
die in den Familien für den privaten Konsum der 
Kinder anfallen. 

u Abb 8 Durchschnittliche monatliche Konsumausgaben  
je Kind nach Haushaltstyp — in Euro

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.
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Paare mit … Alleinerziehende mit …

 einem Kind zwei Kindern  drei Kindern einem Kind zwei Kindern

Wohnen, Energie und Wohnungs instandhaltung 22,9 23,9 24,4 32,2 30,7

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 18,1 19,1 18,6 20,6 21,0

Bekleidung und Schuhe 8,9 8,3 7,8 8,1 8,0

Innenausstattung, Haushaltsgeräte  
und -gegenstände 5,1 4,9 5,2 3,5 4,6

Gesundheitspflege 4,6 4,4 4,4 3,4 3,5

Verkehr 7,4 6,5 9,4 6,1 5,4

Post und Telekommunikation 4,0 3,3 2,9 4,8 4,4

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 13,8 14,7 14,7 11,1 12,2

Bildungswesen 4,7 4,9 3,9 2,3 2,3

Gaststätten- und Beherbergungs-
dienstleistungen 4,9 5,3 5,1 3,7 3,6

Andere Waren und Dienstleistungen 5,5 4,7 3,6 4,1 4,2

2008 2013

Haushalt darunter Anteil  
für das Kind Haushalt darunter Anteil  

für das Kind

in Euro in % in Euro in %

Paare mit einem Kind 
insgesamt 2 730 584 21,4 3 065 660 21,5

Alter des Kindes  
von … bis … Jahren
unter 6 2 601 519 19,9 2 947 587 19,9

6 –11 2 817 604 21,4 3 161 686 21,7

12 –17 2 906 700 24,1 3 223 784 24,3

Alleinerziehende mit 
einem Kind insgesamt 1 617 558 34,5 1 746 612 35,0

Alter des Kindes  
von … bis … Jahren
unter 6 1 483 494 33,3 1 553 503 32,4

6 –11 1 558 523 33,6 1 706 576 33,8

12 –17 1 748 626 35,8 1 871 691 36,9

Konsumausgaben für Kinder wurden da-
für getätigt. Paare mit Kind(ern) setzten 
nur bis zu 51 % ihrer Konsumausgaben für 
den Nachwuchs für diesen Ausgabenblock 
ein. Sie hatten dementsprechend mehr 
Geld für Ausgaben zur Verfügung, die 
über die materielle Versorgung für Ernäh-
rung, Bekleidung und Wohnen hinaus-
gingen, wie Restaurantbesuche oder kul-
turelle Aktivitäten in der Freizeit. u Tab 5

Struktur der Konsumausgaben  
für Kinder 
Bei allen Familien – ob Alleinerziehende 
oder Paare mit Kind(ern) – belegte der Be-
reich Wohnen, Energie und Wohnungsin-
standhaltung den größten Anteil an den 
Konsumausgaben für Kinder. Bei Allein-
erziehenden stand der gesamte Ausgaben-
block für Ernährung, Bekleidung und 
Wohnen im Vordergrund: Bis zu 61 % der 

Konsumausgaben für Kinder  
nach Alter 
Im Jahr 2013 gaben Paarhaushalte mit ei-
nem Kind unter 6 Jahren 587 Euro im 
Monat für den Nachwuchs aus. Für 6- bis 
11-Jährige lagen die Konsumausgaben bei 
686 Euro und bei den Jugendlichen im 
Alter von 12 bis 17 Jahren bei 784 Euro. 
Bei Jugendlichen waren Nahrungsmittel, 
Bekleidung und die Verpf legung außer 

u Tab 5 Struktur der Konsumausgaben für Kinder nach Haushaltstyp 2013 — in Prozent

u Tab 6 Monatliche Konsumausgaben nach dem Alter des Kindes 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.

u Info 4  
Einkommensdezile

Einkommensverteilungen lassen 
sich unter anderem durch Vertei-
lungsdezile beschreiben. Als Grund-
lage der Dezilbetrachtungen werden 
die privaten Haushalte aufsteigend 
nach der Höhe ihrer Haushalts-
nettoeinkommen sortiert und in zehn 
gleich große Gruppen unterteilt.  
Im ersten Dezil sind dann die 10 % 
der privaten Haushalte mit den 
 niedrigsten Haushaltsnettoeinkom-
men enthalten. Das zehnte Dezil 
enthält die 10 % der privaten Haus-
halte mit den höchsten Haushalts-
nettoeinkommen. 
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Paare mit einem Kind Paare mit zwei Kindern

Haushalte des ... Dezils des Haushaltsnettoeinkommens

1. 10. 1. 10.

Haushalt darunter für 
das Kind Haushalt darunter für 

das Kind Haushalt darunter für 
die Kinder Haushalt darunter für 

die Kinder

Wohnen, Energie und Wohnungs-
instandhaltung 663 103 1 350 210 761 186 1 474 369

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 357 94 542 151 429 176 613 265

Bekleidung und Schuhe 73 29 310 100 107 54 360 149

Innenausstattung, Haushaltsgeräte  
und -gegenstände 75 13 361 74 92 25 387 123

Gesundheitspflege 27 9 279 93 31 15 259 129

Verkehr 161 23 846 73 284 38 942 137

Post und Telekommunikation 75 23 106 30 76 34 100 44

Freizeit, Unterhaltung, Kultur 115 35 619 184 149 68 695 307

   Bücher, Zeitungen, Zeitschriften,  
Schreibwaren 22 7 82 27 28 14 91 46

Bildungswesen (24) (12) 80 47 41 32 133 80

Gaststätten- und Beherbergungs- 
dienstleistungen 49 9 341 73 63 20 359 126

Andere Waren und Dienstleistungen 67 14 242 65 85 30 259 88

Private Konsumausgaben 1 685 364 5 075 1 101 2 118 679 5 580 1 817

nachrichtlich:

Haushaltsnettoeinkommen 1 550 X 8 642 X 2 067 X 9 518 X

Kind des untersten Einkommensdezils 
nur 55 % der durchschnittlichen monat-
lichen Konsumausgaben für Kinder die-
ses Haushaltstyps. Alleinerziehende mit 
einem Kind im untersten Einkommens-
dezil gaben 69 % und mit zwei Kindern 
57 % des Gesamtdurchschnitts für den 
Nachwuchs aus. u Info 4 

Paare mit einem Kind der untersten 
Einkommensgruppe mussten mit einem 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
von 1 550 Euro auskommen, Paare mit zwei 
Kindern konnten über 2 067 Euro monat-
lich verfügen. Ein gutes Fünftel (22 %) ih-
rer Konsumausgaben (1 685 Euro) verwen-
deten Paare mit einem Kind der untersten 
Einkommensgruppe für ihr Kind (364 Euro 
im Monat). Für Bücher oder Schreibwaren 
wurden nur 7 Euro im Monat für den Nach-
wuchs ausgegeben. u Tab 7

Paare mit zwei Kindern der untersten 
Einkommensgruppe verwendeten knapp 

Haus – wie das Schulessen – wichtige 
Ausgabeposten. Bei den kleinen Kindern 
hatten die Ausgaben für die Kinderbe-
treuung den größten Anteil am Konsum-
budget. u Tab 6

Alleinerziehende in Deutschland ga-
ben für ihren Nachwuchs in allen Alters-
gruppen insgesamt weniger aus als Paare. 
Dies betrifft fast alle Bedarfsbereiche 
außer den Bereichen Wohnen, Energie 
und Wohnungsinstandhaltung sowie 
Post und Telekommunikation. Typisch 
für Alleinerziehende ist, dass fast das 
komplette Haushaltsnettoeinkommen für 
den privaten Konsum verwendet wird. 

Einkommensschwache Haushalte 
mit Kind(ern) 
Einkommensschwache Haushalte geben 
für den Konsum ihrer Kinder sehr viel 
weniger aus als der Gesamtdurchschnitt. 
Im Jahr 2013 erreichten Paare mit einem 

ein Drittel (32 %) ihrer Konsumausgaben 
(2 118 Euro) für die Kinder (679 Euro im 
Monat). Bei Paaren mit drei Kindern stieg 
der Anteil der Kinderausgaben am Kon-
sum auf 43 %. In der untersten Einkom-
mensgruppe gilt generell sowohl für Paare 
mit Kind(ern) also auch für Alleinerzie-
hende: Das Haushaltseinkommen reicht 
nicht aus, um die Konsumausgaben der 
Familie zu decken. Wo das Anzapfen von 
Ersparnissen nicht möglich ist, bleibt nur 
die Kreditaufnahme, um alle Ausgaben 
tätigen zu können. Wie viele Personen 
überschuldet sind, zeigt der Abschnitt 
6.1.8, Seite 214.

Einkommensstarke Haushalte  
mit Kind(ern) 
Familienhaushalte des obersten Einkom-
mensdezils hatten im Schnitt ein Netto-
einkommen, das mehr als viermal so hoch 
war wie das der Haushalte des untersten 

u Tab 7 Konsumausgaben der ersten und zehnten Dezilgruppe des Haushaltsnettoeinkommens 2013  
— Durchschnitt je Haushalt und Monat in Euro

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.
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Personen-
kraftwagen

Und zwar

neu gekauft gebraucht 
gekauft geleast ¹

Insgesamt 78,4 33,9 50,1 4,2

Haushaltsnettoeinkommen von …  
bis unter … Euro

unter 1 300 44,3 13,5 29,5 /

1 300 –1 700 68,6 26,8 41,7 /

1 700 – 2 600 86,5 37,1 51,5 (2,6)

2 600 – 3 600 94,5 43,9 60,6 (4,4)

3 600 – 5 000 96,7 44,4 67,4 7,2

5 000 –18 000 98,5 53,0 65,6 16,8

Alter der Haupteinkommensperson 
von … bis … Jahre

18 – 24 / / / /

25 – 34 67,5 (15,4) 53,8 (4,3)

35 – 44 83,4 28,5 61,9 (4,7)

45 – 54 83,9 34,1 57,5 5,9

55 – 64 78,8 36,8 49,5 4,9

65 – 69 79,5 39,7 43,9 (1,9)

70 – 79 76,0 41,0 36,1 (2,1)

80 und älter 58,1 33,4 (25,5) /

Haushaltstyp

Paare mit Kind(ern) 94,8 32,6 72,5 (6,2)

Paare ohne Kind 92,0 45,8 54,2 5,8

Alleinerziehende 71,2 (15,3) 51,2 /

Alleinlebende 60,9 26,0 33,7 (1,9)

  Frauen 59,2 26,2 31,4 (2,1)

  Männer 64,2 25,6 38,1 /

 Alleinerziehende und Paare mit Kind(ern) 
waren zu 88 % beziehungsweise 95 % mit 
Fahrrädern ausgestattet. Paare ohne Kind 
lagen mit 83 % leicht über dem Durch-
schnitt von 80 %. Von den Einpersonen-
haushalten verfügten 69 % über mindestens 
ein Fahrrad (Männer: 70 %, Frauen: 68 %). 

Fahrräder sind in den Haushalten 
meist mehrfach vorhanden. Von den 
29,9  Millionen Haushalten mit Fahrrä-
dern verfügte etwa ein Drittel über genau 
ein Fahrrad. Ein weiteres Drittel besaß 
zwei Fahrräder und ebenfalls ein Drittel 
drei und mehr Fahrräder. Rein rechne-
risch besaß somit ein Fahrradhaushalt 
im Durchschnitt 2,3 Fahrräder. u Abb 9

Auch das Alter der Haupteinkom-
menspersonen der Haushalte spielt eine 

Einkommensdezils. Wohlhabende Paare 
mit einem Kind gaben für ihren Spröss-
ling ebenfalls ein gutes Fünftel (22 %) ih-
rer Konsumausgaben aus. Allerdings lag 
dieser Betrag mit 1 101 Euro monatlich auf 
einem deutlich höheren Niveau als bei 
Paaren mit einem Kind im untersten Ein-
kommensdezil. Paarhaushalte mit hohem 
Einkommen hatten wesentlich größere 
 finanzielle Spielräume beispielsweise für 
Reisen und Restaurantbesuche. Entspre-
chend kauften Paare mit einem Kind dem 
Nachwuchs auch für 27 Euro im Monat 
Bücher und Schreibwaren. 

6.1.6 Ausstattung privater Haus-
halte mit Gebrauchsgütern
Aus der Verfügbarkeit ausgewählter Ge-
brauchsgüter in den privaten Haushalten 
Deutschlands lassen sich in gewisser 
Weise auch Aussagen über den materiel-
len Lebensstandard dieser Haushalte tref-
fen. Zu den ausgewählten Gebrauchsgü-
tern gehören beispielsweise Fahrzeuge, 
Haushaltsgeräte, Güter der Unterhal-
tungselektronik sowie Produkte der In-
formations- und Kommunikationstech-
nik wie Personal Computer (PC) und 
Mobiltelefone. u Info 5

u Info 5  
Ausstattungsgrad und 
Ausstattungsbestand

Der Ausstattungsgrad ist das statistische 
Maß dafür, wie viele Haushalte ein bestimm-
tes Gebrauchsgut besitzen. Beispielsweise 
bedeutet ein Ausstattungsgrad von 96 % 
 Mobiltelefonen, dass 96 von 100 Haushalten 
mindestens ein Mobiltelefon haben. Rechne-
risch wird der Ausstattungsgrad ermittelt 
durch die Zahl der Haushalte mit einem 
 entsprechenden Gebrauchsgut, bezogen auf 
die Zahl der hochgerechneten Haushalte 
multipliziert mit 100.

Der Ausstattungsbestand ist das statistische 
Maß dafür, wie viele Gebrauchsgüter in 
100 Haushalten vorhanden sind. Beispiels-
weise bedeutet ein Ausstattungsbestand von 
179 Mobiltelefonen je 100 Haushalte, dass 
 einige Haushalte mehr als ein Handy besitzen. 
Rechnerisch wird der Ausstattungsbestand 
ermittelt durch die Zahl des in den Haushal-
ten vorhandenen jeweiligen Gebrauchsgutes, 
bezogen auf die Zahl der hochgerechneten 
Haushalte multipliziert mit 100.

u Abb 9 Ausstattung privater Haushalte mit einem oder  
mehreren Fahrrädern 2017 — in Prozent

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

u Tab 8 Ausstattungsgrad privater Haushalte mit  
Personenkraftwagen 2017 — in Prozent

1 Einschließlich Firmenwagen, die auch privat genutzt werden dürfen. Keine Ratenkäufe.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

29,9 Millionen 
Rad-Haushalte

private Haushalte 
mit drei und mehr Fahrrädern

private Haushalte 
mit einem Fahrrad

33,7

32,1

private Haushalte 
mit zwei Fahrrädern

34,2

206

6 / Private Haushalte – Einkommen, Konsum, Wohnen 6.1 / Einnahmen, Ausgaben und Ausstattung privater Haushalte, private Überschuldung



Personen-
kraftwagen

Und zwar

neu gekauft gebraucht 
gekauft geleast ¹

Insgesamt 108,2 38,9 64,5 4,7

Haushaltsnettoeinkommen von …  
bis unter … Euro

unter 1 300 46,4 13,6 31,1 /
1 300 –1 700 72,2 27,2 43,8 /

1 700 – 2 600 104,0 39,9 61,3 (2,8)

2 600 – 3 600 137,6 51,3 81,4 (4,9)

3 600 – 5 000 166,5 55,1 103,7 7,7
5 000 –18 000 196,0 72,2 103,3 20,4
Alter der Haupteinkommensperson 
von … bis … Jahre
18 – 24 / / / /
25 – 34 89,4 (17,4) 67,2 (4,7)

35 – 44 120,0 32,4 82,0 (5,6)

45 – 54 124,9 40,1 78,2 6,6

55 – 64 115,3 43,7 66,1 5,5

65 – 69 96,8 44,7 50,1 (2,0)

70 – 79 86,4 44,0 40,3 (2,2)
80 und älter 64,4 35,5 (27,7) /

Haushaltstyp

Paare mit Kind(ern) 149,4 38,7 103,2 (7,5)
Paare ohne Kind 128,6 53,7 68,6 6,4

Alleinerziehende 73,3 (15,3) 53,3 /

Alleinlebende 63,4 26,4 35,0 (1,9)

  Frauen 60,9 26,5 32,3 (2,1)

  Männer 68,2 26,3 40,4 /

 Alleinerziehende und Paare mit Kind(ern) 
waren zu 88 % beziehungsweise 95 % mit 
Fahrrädern ausgestattet. Paare ohne Kind 
lagen mit 83 % leicht über dem Durch-
schnitt von 80 %. Von den Einpersonen-
haushalten verfügten 69 % über mindestens 
ein Fahrrad (Männer: 70 %, Frauen: 68 %). 

Fahrräder sind in den Haushalten 
meist mehrfach vorhanden. Von den 
29,9  Millionen Haushalten mit Fahrrä-
dern verfügte etwa ein Drittel über genau 
ein Fahrrad. Ein weiteres Drittel besaß 
zwei Fahrräder und ebenfalls ein Drittel 
drei und mehr Fahrräder. Rein rechne-
risch besaß somit ein Fahrradhaushalt 
im Durchschnitt 2,3 Fahrräder. u Abb 9

Auch das Alter der Haupteinkom-
menspersonen der Haushalte spielt eine 

Fahrzeuge
Die Laufenden Wirtschaftsrechnungen 
liefern Informationen über die Ausstat-
tung der Privathaushalte in Deutschland 
mit Fahrrädern und Personenkraftwagen 
(Pkw) und damit über die Mobilitäts-
möglichkeiten der Haushalte. 

Zu Beginn des Jahres 2017 standen 
69,5 Millionen Fahrräder in privaten 
Haushalten. Der Ausstattungsgrad liegt 
seit dem Jahr 2003 konstant bei rund 80 % 
(2017: 79,9 %). Elektrofahrräder, kurz E-
Bikes, sind im Kommen: Privathaushalte 
besaßen insgesamt 3,1 Millionen E-Bikes. 
In 6,1 % der Haushalte stand ein solches 
»elektrisches« Fahrrad.

Haushalte, in denen Kinder leben, sind 
am besten mit Fahrrädern ausgestattet. 

Rolle für den Ausstattungsgrad mit Fahr-
rädern. Haushalte mit 35- bis 44-jährigen 
Haupteinkommenspersonen hatten einen 
Ausstattungsgrad von 88 %. Haushalte 
mit jüngeren oder älteren Haupteinkom-
menspersonen wiesen jeweils niedrigere 
Ausstattungsgrade auf. Aber selbst in  
den Haushalten mit 70- bis 79-jährigen 
Haupteinkommenspersonen betrug der 
Anteil der Haushalte mit mindestens ei-
nem Fahrrad noch 71 %. Auch in den 
Haushalten von 80-Jährigen und Älteren 
ist der Besitz eines Fahrrads durchaus 
keine Seltenheit: Rund 49 % besaßen 
mindestens ein Fahrrad – wobei die Aus-
stattung nichts über die tatsächliche Nut-
zung verrät.

Mindestens ein Auto stand Anfang 
2017 in 78 % der privaten Haushalte in 
Deutschland. Neu oder gebraucht? Rund 
50 % der Privathaushalte besaßen einen 
oder mehrere Gebrauchtwagen, in 34 % 
der Haushalte stand mindestens ein Neu-
wagen, das heißt ein Auto, das zum Zeit-
punkt des Kaufs fabrikneu war. Der An-
teil der Haushalte mit geleasten Pkw lag 
bei 4,2 %. u Tab 8

Die Entscheidung zwischen »neu« 
oder »gebraucht« beim Kauf eines Pkw ist 
unter anderem abhängig von der Höhe 
des monatlichen Haushaltsnettoeinkom-
mens. Mit steigendem Nettoeinkommen 
kaufen die Haushalte eher Neuwagen. Bei 
einem monatlichen Haushaltsnettoein-
kommen von 5 000 bis unter 18 000 Euro 
lag der Ausstattungsgrad mit Neuwagen 
mit 53 % weit über dem Durchschnitts-
wert aller privaten Haushalte (34 %). Im 
Gegensatz dazu lag der Neuwagenanteil 
in Haushalten der beiden untersten Ein-
kommensgruppen (unter 1 300 Euro sowie 
1 300 bis unter 1 700 Euro) bei 14 % bezie-
hungsweise bei 27 %. 

Eine Betrachtung der Anzahl der Pkw 
in den privaten Haushalten zeigt die ein-
kommensabhängigen Unterschiede noch 
deutlicher: In 100 Haushalten der unters-
ten Nettoeinkommensklasse waren 46 Pkw 
zu finden, die Haushalte der höchsten 
Einkommensklasse besaßen mit 196 Pkw 
je 100 Haushalte rund viermal so viele 
Autos. u Tab 9

u Tab 9 Ausstattungsbestand privater Haushalte mit  
Personenkraftwagen 2017 — je 100 Haushalte

1 Einschließlich Firmenwagen, die auch privat genutzt werden dürfen. Keine Ratenkäufe.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
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Haushalte 
insgesamt

Paare mit 
Kind(ern)

Paare  
ohne Kind

Allein-
erziehende

Allein- 
lebende

Fernseher 97,8 98,7 99,6 97,5 95,9

   Flachbildfernseher 86,9 93,9 93,1 90,6 78,6

Pay-TV-Receiver 19,0 22,4 24,0 (11,0) 13,8

DVD- und Blu-ray-Geräte 64,5 84,8 67,0 74,3 52,2

   Blu-ray-Gerät 22,0 41,9 22,0 (22,6) 12,8

Videokamera (Camcorder) 17,3 33,1 18,8 (20,6) 7,5

   analog 7,2 11,7 7,8 / (3,7)

   digital 11,5 23,6 12,9 (12,8) 4,4

Fotoapparat 81,9 92,2 88,1 82,4 72,4

   analog 30,4 20,9 36,5 (20,3) 29,3

   digital 72,1 89,5 79,1 76,2 58,4

MP3-Player 37,7 59,2 32,3 (41,8) 28,3

Spielkonsolen 26,1 66,3 14,1 66,2 8,8

Bei der Ausstattung mit Pkw spielt 
auch das Alter der Haupteinkommens-
person eine Rolle. Haushalte, in denen 
diese Person 35 bis 44 Jahre alt war, sowie 
Haushalte mit 45- bis 54-jährigen Haupt-
einkommenspersonen wiesen mit einem 
Ausstattungsgrad von 83 % beziehungs-
weise 84 % die höchste Ausstattung auf. 
In Haushalten der anderen Altersgrup-
pen waren Autos rarer. Haushalte mit 
80-jähriger und älterer Haupteinkom-
mensperson besaßen mit 58 % am sel-
tensten einen Pkw. 

Bei Haushalten von Paaren mit 
Kind(ern) lag 2017 der Ausstattungsgrad 
mit Pkw (95 %) sehr viel höher als bei 
Haushalten von Alleinerziehenden (71 %) 
und Alleinlebenden (61 %). Rund 92 % 
der Haushalte von Paaren ohne Kind be-
saßen ein Auto (siehe Tab 8). 

Elektrische Haushaltsgeräte
Elektrische beziehungsweise elektroni-
sche Haushaltsgeräte zählen zu den klas-
sischen Ausstattungsgütern, die seit vie-
len Jahren im Rahmen der Laufenden 
Wirtschaftsrechnungen erfragt werden. 
So fanden sich »klassische« Haushaltsge-
räte wie Kühlschrank und Waschmaschi-
ne 2017 in nahezu jedem Haushalt (100 % 
beziehungsweise 96 %). Mikrowellenge-
räte (74 %), Geschirrspülmaschinen (72 %) 
und Wäschetrockner (42 %) wurden 
 dagegen (noch) nicht überall eingesetzt. 
Paarhaushalte mit Kind(ern) waren bei 
Geschirrspülmaschinen (91 %) und bei 
Mikrowellengeräten (82 %) am besten 
ausgestattet. Auch bei den Wäschetrock-
nern hatten sie mit 62 % die höchste 
 Ausstattung im Vergleich zu den anderen 
Haushaltstypen. u Abb 10

Im Jahr 2017 gab es in 85 % aller 
Haushalte eine oder mehrere Kaffeema-
schinen: Am häufigsten verfügten die 
Haushalte über »traditionelle« Kaffeema-
schinen (60 %), Pad- oder Kapselmaschi-
nen gab es in 33 % der Haushalte. Die in 
der Anschaffung immer noch vergleichs-
weise teuren Kaffeevollautomaten stan-
den Anfang 2017 in 15 % der Privathaus-
halte. Während bei den Filterkaffee-
maschinen die Paarhaushalte ohne Kind 

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

u Tab 10 Ausstattungsgrad privater Haushalte mit Unterhaltungselektronik 
nach Haushaltstyp 2017 — in Prozent

u Abb 10 Ausstattungsgrad privater Haushalte mit ausgewählten  
Haushaltsgeräten 2017 — in Prozent

Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

42,2 

Gefrierschrank, Gefriertruhe 51,6 

Geschirrspülmaschine 71,5 

Mikrowellengerät 73,9 

9 Kaffeevollautomat 15,1 

32,9 

9 Filterkaffeemaschine 60,4 

Kaffeemaschine (insgesamt) 84,7 

Waschmaschine 96,4 

Kühlschrank , Kühl- und 
Gefrierkombination 99,9 

Heimtrainer 25,3 

Wäschetrockner

9 Pad- oder Kapselmaschine
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Geräte der modernen Unterhaltungs-
elektronik wie DVD- und Blu-ray-Geräte, 
MP3-Player und Spielkonsolen finden 
sich vor al lem in Haushalten mit 
Kind(ern). Während Anfang 2017 der An-
teil der Haushalte, die im Besitz eines 
DVD- oder Blu-ray-Gerätes waren, insge-
samt bei 65 % lag, waren Alleinerziehende 
(74 %) und Paare mit Kind(ern) (85 %) 
weit überdurchschnittlich damit ausge-
stattet. Bei MP3-Playern und Spielkonso-
len zeigt sich der überdurchschnittliche 
Ausstattungsgrad von Haushalten mit 
Kind(ern) noch deutlicher: Während An-
fang 2017 im Durchschnitt 38 % der Haus-
halte einen MP3-Player besaßen, konnte 
in 42 % der Haushalte von Alleinerziehen-
den und in 59 % der Haushalte von Paa-
ren mit Kind(ern) Musik über dieses 
 Medium abgespielt werden. Spielkonsolen 
waren durchschnittlich in 26 % der Haus-
halte in Deutschland vorhanden. Rund 
66 % der Haushalte von Alleinerziehen-

mit 70 % die höchste Ausstattung aufwie-
sen, waren Pad- und Kapselmaschinen 
(45 %) und Kaffeevollautomaten (25 %) 
bei Paaren mit Kind(ern) am weitesten 
verbreitet. 

Güter der Unterhaltungselektronik
Für Fernseher galt Anfang des Jahres 
2017 nahezu Vollausstattung: 98 % der 
privaten Haushalte in Deutschland besa-
ßen mindestens einen Fernsehapparat. 
Einen Flachbildfernseher besaßen 87 % 
der Haushalte. Bei der erstmaligen Frage 
nach den »Flachen« im Jahr 2006 stand 
lediglich in 5,0 % der Haushalte ein sol-
ches Gerät. Der Ausstattungsbestand von 
Flachbildfernsehern ist im gleichen Zeit-
raum ebenfalls stark angestiegen: Im Jahr 
2006 kamen 6 Flachbildfernseher auf 
100  Haushalte, Anfang 2017 waren es 
141 Geräte je 100 Haushalte. Rund 38 % 
aller Haushalte in Deutschland besaßen 
mehr als einen Flachbildfernseher. u Tab 10

den und Paarhaushalten mit Kind(ern) 
verfügten über ein solches Gerät. 

PC und Telefon
Auch die Ausstattung mit Gütern der In-
formations- und Kommunikationstech-
nologie nahm in den privaten Haushalten 
in Deutschland in den zurückliegenden 
Jahren deutlich zu. Eine große Dynamik 
gab es in der Haushaltsausstattung mit 
PC. In 90 % der privaten Haushalte stand 
Anfang 2017 mindestens ein PC, zehn 
Jahre zuvor war dies in 73 % der Haus-
halte der Fall. Mit mobilen Computern 
(Laptop / Notebook, Netbook, Tablet) wa-
ren Anfang 2007 erst 25 % der Haushalte 
ausgestattet, während in 64 % der Haus-
halte stationäre Computer standen. Die-
ses Verhältnis hatte sich Anfang 2017 zu-
gunsten der mobilen Geräte verändert: 
Jetzt besaßen 79 % der Haushalte mobile 
PC und nur noch 49 % stationäre Com-
puter. u Abb 11

Der Ausstattungsgrad mit PC wächst 
mit steigender Zahl der Haushaltsmit-
glieder: Während 82 % der Singlehaus-
halte Anfang 2017 mindestens einen PC 
besaßen, standen bereits in 93 % der 
Zweipersonenhaushalte Computer. Fünf-
personenhaushalte konnten eine Vollaus-
stattung (100 %) mit Computern ver-
zeichnen. u Tab 11, Tab 12

Dagegen nimmt der Ausstattungs-
grad mit PC mit zunehmendem Alter der 
Haupteinkommensperson im Haushalt 
ab. Als Haupteinkommensperson gilt 
grundsätzlich die Person ab 18 Jahren 
mit dem höchsten Beitrag zum Haus-
haltsnettoeinkommen. In Haushalten mit 
Haupteinkommenspersonen in den Al-
tersklassen von 18 bis 44 Jahren lag der 
Ausstattungsgrad mit PC durchgängig 
bei 99 %. In den Altersklassen von 45 bis 
64 Jahren betrug die Ausstattung immer 
noch über 90 %. Erst in den Altersklassen 
ab 65 Jahren sank die Ausstattung mit 
PC, und zwar bis auf 50 % in Haushalten 
mit Haupteinkommenspersonen von 
80 Jahren und älter. 

Auch die Ausstattung mit Internet-
anschlüssen entwickelte sich sehr dy-
namisch. Anfang 2017 hatten 91 % der 

u Abb 11 Ausstattungsgrad privater Haushalte mit PC und Internetanschluss  
— in Prozent

Keine LWR-Erhebung 2008 und 2013.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
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Internet- 
anschluss PC

Und zwar

PC stationär PC mobil
und zwar

Laptop / Note-  
book, Netbook Tablet

Insgesamt 91,1 90,0 48,6 79,0 70,8 42,6
Alter der Haupteinkommensperson  
von … bis … Jahre
18 – 24 (100) (99,4) / (99,4) (97,3) /

25 – 34 99,8 98,8 44,9 94,7 87,9 52,5

35 – 44 99,6 99,0 45,8 94,7 85,3 61,6

45 – 54 97,5 96,0 52,5 89,4 80,7 53,7

55 – 64 93,4 91,5 52,1 78,6 70,8 39,8

65 – 69 88,1 88,3 51,4 69,9 61,5 30,7

70 – 79 75,4 75,1 44,0 55,5 46,5 23,0

80 und älter 52,5 50,3 26,7 36,5 30,6 (12,4)

Haushaltsgröße Haushalte mit …

1 Person 84,1 81,7 34,6 67,2 59,6 25,6

2 Personen 93,6 93,4 55,6 82,1 72,3 45,5

3 Personen 99,5 99,1 61,1 94,6 87,9 65,1

4 Personen 100 99,6 64,8 94,8 87,1 72,6

5 und mehr Personen 99,6 100 62,5 97,5 89,5 65,7

Haushaltstyp

Paare mit Kind(ern) 100 99,9 57,2 96,9 86,6 72,9

Paare ohne Kind 92,8 92,7 57,1 80,4 70,2 46,3

Alleinerziehende 100 97,8 (38,7) 94,9 86,6 (44,8)

Allein lebende Frauen 83,0 81,0 29,1 66,3 58,5 23,9

Allein lebende Männer 86,3 83,1 45,4 69,0 61,7 28,9

durchschnittlich 126 Festnetztelefone 
und 141 Handys. Dieses Verhältnis hat 
sich Anfang 2017 stark zugunsten der 
»Mobilen« gewandelt: In 100 Haushalten 
gab es durchschnittlich 123 Festnetz-
telefone und 179 Mobiltelefone. Rein 
rechnerisch waren das 1,9 Handys in je-
dem Handybesitzer-Haushalt. 

Auch das Alter der Haupteinkom-
mensperson spielt eine Rolle beim Besitz 
von Festnetz- oder Mobiltelefonen. Mit 
steigendem Alter der Haupteinkommens-
personen in den Haushalten war auch der 
Ausstattungsgrad dieser Haushalte mit 
Festnetztelefonen höher, während der 
Ausstattungsgrad mit Mobiltelefonen mit 
zunehmendem Alter stetig abnahm. Haus-
halte mit Haupteinkommenspersonen in 
den Altersklassen von 18 bis 54 Jahren 

Haushalte Anschluss an das Internet, 
während es zehn Jahre zuvor 60 % waren. 

Das Mobiltelefon (Handy / Smartpho-
ne) gehört heute bereits ganz selbstver-
ständlich zum Leben: In 96 % aller priva-
ten Haushalte konnte Anfang 2017 mobil 
telefoniert werden. Zehn Jahre zuvor war 
das erst in 82 % der Haushalte der Fall. 
Die Gesamtzahl der in den Privathaus-
halten vorhandenen Mobiltelefone stieg 
in diesem Zeitraum von 51 Millionen im 
Jahr 2007 auf 67 Millionen Anfang 2017. 
Im Jahr 2007 verfügten 95 % der privaten 
Haushalte über ein Festnetztelefon; An-
fang 2017 waren es nur noch 91 %. u Tab 13

Die Entwicklung des Ausstattungsbe-
standes zeigt deutlich den technologi-
schen Wandel in der Telekommunikation. 
Auf 100 Haushalte kamen Anfang 2007 

waren Anfang 2017 fast vollständig mit 
Mobiltelefonen ausgestattet. Immerhin 
96 % der Haushalte von 55- bis 64-Jähri-
gen besaßen ein solches Gerät und von 
den Haushalten der 80-Jährigen und Älte-
ren waren es 80 %. 

Ob und wie viele Mobiltelefone bezie-
hungsweise Festnetztelefone in den 
Haushalten vorhanden sind, wird auch 
deutlich vom Haushaltstyp beeinflusst, 
das heißt, ob eine oder mehrere Personen 
und ob Kinder in den Haushalten leben. 
Alle Haushaltstypen – mit Ausnahme der 
allein lebenden Männer – zeigten Anfang 
2017 einen Ausstattungsgrad mit Fest-
netztelefonen von 86 % und mehr. Die 
Verfügbarkeit von Mobiltelefonen unter-
schied sich bei den einzelnen Haus-
haltstypen erheblich. Haushalte mit 

u Tab 11 Ausstattungsgrad privater Haushalte mit PC und Internetanschluss 2017 — in Prozent

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
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PC

Und zwar

PC stationär PC mobil
und zwar

Laptop / Note- 
book, Netbook Tablet

Insgesamt 214,9 60,7 154,2 98,4 55,8

Alter der Haupteinkommensperson von … bis … Jahre

18 – 24 (214,1) / (174,5) (122,6) /
25 – 34 241,0 52,9 188,0 124,1 63,9

35 – 44 259,6 56,1 203,6 117,3 86,2

45 – 54 271,2 71,7 199,5 123,3 76,2

55 – 64 213,0 64,9 148,1 98,5 49,6

65 – 69 171,6 60,2 111,4 75,3 36,2

70 – 79 132,0 51,1 80,9 55,1 25,8
80 und älter 80,2 31,6 48,6 34,7 (13,9)

Haushaltsgröße Haushalte mit …

1 Person 130,3 37,0 93,3 66,1 27,2
2 Personen 222,5 66,6 155,9 99,4 56,5

3 Personen 325,0 83,6 241,4 147,3 94,1

4 Personen 362,8 98,4 264,4 150,6 113,8
5 und mehr Personen 413,9 116,9 297,0 180,7 116,3

Haushaltstyp

Paare mit Kind(ern) 320,1 76,7 243,4 132,9 110,4
Paare ohne Kind 221,0 68,3 152,7 95,4 57,2

Alleinerziehende 217,4 (43,3) 174,1 117,5 (56,6)

Allein lebende Frauen 117,6 29,4 88,2 63,3 24,9

Allein lebende Männer 155,1 51,9 103,2 71,5 31,8

Ausstattungsgrad in % Ausstattungsbestand je 100 Haushalte

Festnetztelefon Mobiltelefon Festnetztelefon Mobiltelefon
Insgesamt 90,9 95,5 122,8 179,1

Alter der Haupteinkommensperson von … bis … Jahre

18 – 24 (77,5) (100) (89,2) (152,7)
25 – 34 77,5 99,5 88,3 171,6

35 – 44 88,9 99,6 114,6 215,6

45 – 54 90,4 97,1 124,2 219,2

55 – 64 92,2 95,9 127,2 175,2

65 – 69 93,1 93,1 133,4 143,5

70 – 79 95,3 91,7 129,2 133,9
80 und älter 99,1 79,7 133,3 107,6

Haushaltstypen

Paare mit Kind(ern) 92,8 99,5 131,8 278,7
Paare ohne Kind 97,6 97,1 145,7 186,1

Alleinerziehende 86,3 100 95,9 199,6

Alleinlebende 84,5 91,5 97,0 103,1

  Frauen 88,7 90,6 98,7 98,8
  Männer 76,2 93,3 93,6 111,6

u Tab 12 Ausstattungsbestand privater Haushalte mit PC 2017 — je 100 Haushalte

u Tab 13 Ausstattung privater Haushalte mit Festnetz- und Mobiltelefon 2017

Internetanschluss kann nicht ausgewiesen werden, da die Anzahl von Anschlüssen nicht erfragt wird.
( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
/ Keine Angabe, da Zahlenwert nicht sicher genug.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist.
Ergebnisse der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
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erfreuten sich Handys und Smartphones 
großer Beliebtheit: 80 % der Kinder zwi-
schen 10 und 15 Jahren und 95 % der 16- 
bis 24-Jährigen gingen unterwegs mit 
Handy oder Smartphone ins Netz. 

Aktivitäten im Netz
Neben dem Versand und dem Empfang 
von E-Mails und der Suche im Netz nach 
Waren oder Dienstleistungen finden zu-
nehmend soziale Aktivitäten online statt. 
Gut jede / jeder Zweite führte Telefonate 
über Internet und mehr als die Hälfte  
war in sozialen Netzwerken wie Facebook 
unterwegs.

Bezogen auf Altersklassen zeigen sich 
allerdings Unterschiede in der Art und 
Häufigkeit der bevorzugten Internetakti-
vitäten. So telefonierten 70 % der Kinder 
zwischen 10 und 15 Jahren über das In-
ternet und 64 % waren in sozialen Netz-
werken aktiv. Bei 16- bis 24-Jährigen la-
gen diese Anteile sogar noch darüber: 
Gut drei Viertel von ihnen führten Inter-
nettelefonate und rund neun von zehn 
nahmen online an sozialen Netzwerken 
teil. Junge Menschen nutzten auch häufig 
Online-Lernmaterial, und zwar rund ein 
Viertel der Personen im Alter zwischen 
10 und 15 Jahren und ein Drittel der Per-
sonen im Alter von 16 bis 24 Jahren. Im 
Gegensatz zu Jüngeren suchten fast drei 
Viertel der 65-Jährigen und Älteren im 
Internet häufig nach Informationen zu 
Gesundheitsthemen, aber nur etwa jede /
jeder Fünfte unter ihnen war in sozialen 
Netzwerken aktiv. Verglichen mit den üb-
rigen Altersklassen waren Personen zwi-
schen 25 und 64 Jahren diejenigen, die 
im Netz am häufigsten nach Waren und 
Dienstleistungen suchten. Sie nutzten 
auch recht häufig soziale Netzwerke: Die 
Anteile betrugen 71 % in der Altersklasse 
25 bis 44 Jahre und 40 % in der Alters-
klasse 45 bis 64 Jahre.

Onlineeinkäufe 
Dass Waren und Dienstleistungen über 
das Internet gekauft werden, ist aus unse-
rer heutigen Gesellschaft mittlerweile 
nicht mehr wegzudenken. Rund 77 % der 
Personen, die in den letzten zwölf Mona-

Im Jahr 2017 hatten neun von zehn 
privaten Haushalten in Deutschland einen 
Internetzugang – das sind fast 36 Millio-
nen Haushalte. Während Einpersonen-
haushalte etwas seltener über Internet 
verfügten, betrug der Anteil bei Haushal-
ten von zwei Erwachsenen ohne Kind 
89 %. Bei fast allen Haushalten mit Kin-
dern war Vollausstattung erreicht. 

Im ersten Quartal 2017 waren in 
Deutschland 84 % aller Menschen im In-
ternet aktiv – das entspricht rund 63 Mil-
lionen Nutzerinnen und Nutzern. Darun-
ter waren etwa 4 Millionen Kinder zwi-
schen 10 und 15 Jahren und knapp 
8  Millionen Jugendliche und junge Er-
wachsene zwischen 16 und 24 Jahren. Täg-
lich online waren unter den 10- bis 15-Jäh-
rigen etwa 80 %, was unter dem Durch-
schnitt über alle Altersgruppen lag. Die 
16- bis 24-Jährigen dagegen waren fast alle 
täglich im Internet unterwegs. u Tab 14 

Mobile Nutzung 
Um auch unterwegs online sein zu können, 
verwendeten 78 % der Internetnutzer ein 
Handy oder Smartphone, 41 % einen trag-
baren Computer (zum Beispiel Laptop, 
 Tablet) und 7 % andere mobile Endgeräte 
(beispielsweise E-Book-Reader, Media-
Player). Insbesondere bei jungen Menschen 

Kind(ern) erreichten hier die höchsten 
Ausstattungsgrade: Paare mit Kind(ern) 
und Alleinerziehende waren mit rund 
100 % nahezu vollausgestattet. Auch 97 % 
der Haushalte von Paaren ohne Kind be-
saßen ein Mobiltelefon und waren damit 
überdurchschnittlich ausgestattet. Bei den 
Alleinlebenden dagegen waren Mobiltele-
fone unterdurchschnittlich verbreitet. 
Rund 93 % der allein lebenden Männer 
verfügten Anfang 2017 über ein Mobil-
telefon; bei den allein lebenden Frauen 
waren es knapp 91 %. 

Haushalte mit Kind(ern) besaßen ge-
nerell mehr als ein Mobiltelefon. Bei den 
Paarhaushalten mit Kind(ern) kamen An-
fang 2017 durchschnittlich knapp 279 Ge-
räte auf 100 Haushalte. Bei den Alleiner-
ziehenden war der Ausstattungsbestand 
mit durchschnittlich knapp 200 Mobilte-
lefonen je 100 Haushalte ebenfalls sehr 
hoch. Bei den Alleinlebenden lag die 
durchschnittliche Ausstattung bei 103 Mo-
biltelefonen je 100 Haushalte. 

6.1.7 Internetnutzung
Wie nutzen die Menschen in Deutsch-
land das Internet? Darüber informiert 
jährlich die amtliche Erhebung über die 
private Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien. 
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Internetnutzer / 
-innen 

insgesamt

Versand /
Empfang von 

E-Mails

Teilnahme 
an sozialen 
Netzwerken

Telefonieren 
über Internet

Nutzung  
von Online-
Lernmaterial

Suche nach 
Informationen 
über Waren /

Dienst- 
leistungen

Suche nach 
Informationen 
über Gesund-
heitsthemen

in 1 000 in %

Im Alter von … bis … Jahren

10 –15 4 350 52,5 63,9 70,2 27,0 60,8 20,5

16 – 24 7 627 93,1 88,4 76,5 32,5 89,4 56,4

25 – 44 20 310 96,2 70,6 56,2 18,8 95,6 76,1

45 – 64 22 023 90,6 39,7 47,6 8,6 92,0 70,2

65 oder älter 8 341 90,5 21,0 38,1 4,4 85,9 71,5

Insgesamt 62 651 90,1 54,9 54,3 15,5 89,9 67,1

ten vor der Erhebung das Internet nutzten, 
haben in diesem Zeitraum Onlineein-
käufe getätigt. Nahezu alle Internetnut-
zerinnen und -nutzer zwischen 25 und 
44 Jahren (92 %) sowie 78 % der 45- bis 
64- Jährigen und 61 % der 65-Jährigen 
und Älteren kauften online ein. u Abb 12 

Kinder und Jugendliche wurden eben-
falls zum Onlineshopping befragt. Noch 
nicht Volljährige durften ent sprechende 
Angaben machen, wenn die Erlaubnis 
zum Onlinekauf seitens der  Eltern oder 
Erziehungsberechtigten vorgelegen hatte 
und wenn die Bezahlung aus eigenen 
Mitteln des Kindes oder des Jugendlichen 
erfolgt ist. Demnach kaufte etwa ein 
Drittel der 10- bis 15-Jährigen (30 %) im 
Internet ein, bei den 16- bis 24-Jährigen 
waren es rund acht von zehn (79 %). 

Mehr als zwei Drittel der Onlineein-
käuferinnen und -einkäufer besorgten 
sich Kleidung und Sportartikel über  
das Internet. Gut die Hälfte erwarb Ge-
brauchsgüter wie Möbel oder Werkzeug 
und knapp jede / jeder Zweite kaufte 
 Bücher und Zeitungen online. Jeweils 
42 % der Onlinekundschaft buchten Ur-
laubsunterkünfte über das Internet oder 
bestellten Eintrittskarten im Netz. Mehr 
als ein Drittel kaufte auch Filme und 
Musik online. Über die Hälfte der Kin-
der zwischen 10 und 15 Jahren, die on-
line einkaufen durften, besorgten sich 

Kleidung und Sportartikel über das In-
ternet, gefolgt von Filmen und Musik 
 sowie Computersoftware einschließlich 
Videospielen und Software-Upgrades. 
Von der jungen Onlinekundschaft zwi-
schen 16 und 24 Jahren bestellten knapp 
drei Viertel Kleidung und Sportartikel, 
die Hälfte Filme und Musik sowie knapp 
die Hälfte Computersoftware oder auch 
Eintrittskarten und ein Viertel Elektro-
nikartikel. 

Freizeit mit PC und Smartphone 
Etwa alle zehn Jahre findet eine Zeitver-
wendungserhebung statt (siehe auch Da-
tenreport 2016, Kapitel 12). Die Ergebnis-
se der Erhebung 2012/2013 haben gezeigt, 

dass Personen, die ihre Freizeit am Com-
puter und mit dem Smartphone ver-
brachten (ohne Anschauen von Videos, 
Hören von Musik, Lesen von Zeitungen 
und Büchern), durchschnittlich etwa eine 
Stunde und 15 Minuten pro Tag dafür 
aufwendeten. Kinder und Jugendliche 
zwischen 10 und 17 Jahren investierten 
noch eine Viertelstunde mehr, um bei-
spielsweise über das Internet zu kommu-
nizieren oder dort nach Informationen 
zu suchen. Computerspielerinnen und 

-spieler im Alter von 10 bis 17 Jahren ver-
brachten täglich zwei Stunden vor dem 
Bildschirm oder Display mit »gaming«, 
18- bis 29-Jährige sogar zwei Stunden 
und 39 Minuten. 

u Tab 14 Internetaktivitäten 2017

Personen ab 10 Jahren. Private Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) im ersten Quartal 2017.

u Abb 12 Personen mit Onlineeinkäufen im ersten Quartal 2017 — in Prozent
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im Alter von ... bis ... Jahren
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insgesamt
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213

Einnahmen, Ausgaben und Ausstattung privater Haushalte, private Überschuldung / 6.1 Private Haushalte – Einkommen, Konsum, Wohnen / 6



2017 rund 1,3 Millionen Privatpersonen, 
die als Verbraucher in eine Notlage gera-
ten sind, ein Verbraucherinsolvenzver-
fahren, um von ihren restlichen Schulden 
befreit zu werden. Durch das Scheitern 
einer selbstständigen Tätigkeit wurden 
weitere rund 632 000 Personen zahlungs-
unfähig. Sie gelten in diesem Fall eben-
falls als absolut überschuldet und haben 
die Möglichkeit, ihre Schulden gericht-
lich regulieren zu lassen. Mit Ausnahme 
von 2008 stieg die Gesamtzahl der Pri-
vatinsolvenzen bis 2010 von Jahr zu Jahr 
an; seit 2011 sinkt sie jedes Jahr. Im Jahr 
2017 gab es rund 72 000 Verbraucherin-
solvenzen. Dabei muss der Auslöser für 
die Überschuldung nicht in der Gegen-
wart liegen, sondern kann viele Jahre zu-
rückreichen. u Abb 13

Die gerichtlichen Akten informieren 
zwar vollständig über die Zahl der Pri-
vatinsolvenzen, nicht jedoch über die 
Gesamtzahl aller überschuldeten Perso-
nen. Sie enthalten auch keine Informati-
onen zum Personenkreis und zu den 
Umständen, die zur Überschuldung ge-

6.1.8 Überschuldung und 
Privatinsolvenz
Überschuldung ist mehr als ein gesell-
schaftliches Randphänomen. Bei Personen, 
die als absolut überschuldet gelten, sind 
die Zahlungsrückstände so gravierend, 
dass als letzter Ausweg nur die Privatin-
solvenz bleibt. Die Insolvenzordnung er-
öffnet Privatpersonen seit 1999 die Mög-
lichkeit, nach einer sogenannten Wohl-
verhaltensphase von ihren Restschulden 
befreit zu werden. Die Insolvenzgerichte 
liefern Daten zur absoluten Überschul-
dung von Privatpersonen – nicht Haus-
halten –, die das Insolvenzverfahren in 
Anspruch nehmen. Darüber hinaus stellt 
die Überschuldungsstatistik Informatio-
nen zu den sozioökonomischen Struktu-
ren überschuldeter Personen bereit und 
gibt einen Überblick über die Auslöser 
der finanziellen Notlage  sowie über die 
Art und Anzahl der Hauptgläubiger. Die 
Daten hierzu beruhen auf den Angaben 
der Schuldnerbe ratungsstellen.

Seit Einführung der neuen Insolvenz-
ordnung im Jahr 1999 nutzten bis Ende 

führt haben. Um Aussagen zu den so-
zioökonomischen Strukturen der über-
schuldeten Personen treffen zu können 
sowie die Ursachen und Hauptgläubiger 
statistisch zu belegen, werden seit dem 
Jahr 2006 zusätzlich Schuldnerbera-
tungsstellen nach ihrer Klientel befragt. 
Mit dieser freiwilligen Erhebung kann 
über die Insolvenzstatistik hinaus ein 
wesentlicher Beitrag zur Darstellung der 
Schuldensituation von Privatpersonen 
geleistet werden.

Schuldnerberatungsstellen haben die 
Aufgabe, den Menschen, die in wirtschaft-
liche oder existenzielle Not geraten sind 
oder zu geraten drohen, eine angemesse-
ne Hilfestellung zu leisten. Diese zielt  
auf eine Sanierung der wirtschaft lichen 
Verhältnisse der Betroffenen ab. Darüber 
hinaus gehört auch die Erörterung von 
Präventionsmaßnahmen zum Beratungs-
angebot. Durch ihre Tätigkeit verfügen 
die Beratungsstellen über einen großen 
Datenpool zur Überschuldungs situation, 
der sich auch für statistische Zwecke nut-
zen lässt. Für das Jahr 2017 übermittelten 

u Abb 13 Entwicklung der Verbraucherinsolvenzen — in Tausend

Ohne ehemals selbstständig Tätige.
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528 der rund 1 400 Beratungsstellen, die 
unter der Trägerschaft der Verbrau cher- 
und Wohlfahrtsver bände sowie der Kom-
munen stehen, Daten von etwa 127 000 
Personen. Allerdings müssen diese Perso-
nen nicht zwangsläufig überschuldet sein: 
Teilweise ist auch nur eine vorübergehen-
de Zahlungs störung eingetreten oder die 
Folgen einer Zahlungsunwilligkeit sollen 
ausgeräumt werden.

Menschen, die – verschuldet oder un-
verschuldet – in finanzielle Not geraten, 
verlieren häufig ihren sozialen Status. 
Nicht selten kommt es zur gesellschaftli-
chen Ausgrenzung, denn Arbeitslosigkeit 
und unerwartete gravierende Änderun-
gen der Lebensumstände stellen für sich 
genommen schon eine schwere Belastung 
dar, auch ohne die damit verbundenen fi-
nanziellen Folgen. Auslöser der Misere 
waren bei über einem Viertel (28 %) der 
überschuldeten Personen, die im Jahr 
2017 die Hilfe einer Beratungsstelle in 
Anspruch genommen hatten, kritische 
Lebensereignisse – wie eine Scheidung, 
der Tod des Partners, eine Krankheit 
oder ein Unfall. Arbeitslosigkeit nannten 
21 % der beratenen Personen als Haupt-
grund für ihre finanziellen Schwierig keiten. 
Selbstverschuldete Zahlungsschwierigkei-
ten wegen unwirtschaftlicher Haushalts-
führung oder gescheiterter Selbstständig-
keit waren bei etwa 21 % der beratenen 
Personen ausschlaggebend für die Inan-
spruchnahme des Dienstes einer Bera-
tungsstelle. Bei rund 7 % der beratenen 
Personen lag die Überschuldung haupt-
sächlich an einem längerfristig unzurei-
chenden Einkommen. u Abb 14

Das Risiko, in eine Überschuldungs-
situation zu geraten, ist über die verschie-
denen Haushaltskonstellationen ungleich 
verteilt. Es lässt sich durch den Anteil eines 
Haushaltstyps an der Gesamtbevölke-
rung einerseits und den entsprechenden 
Anteil an den Personen in Schuldnerbe-
ratung andererseits ausdrücken. Es zeigt 
sich, dass insbesondere alleinerziehende 
Frauen und allein lebende Männer über-
proportional von Überschuldung betrof-
fen sind. Während Erstgenannte einen 
Anteil an der Gesamtbevölkerung von 

u Abb 14 Beratene Personen nach dem Hauptauslöser  
der Überschuldung 2017 — in Prozent

Ergebnis der Überschuldungsstatistik für das Beratungsjahr 2017.
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sich vermutlich bedingen. Auf der ande-
ren Seite suchen Paare ohne Kind mit 
 einem Anteil an den Ratsuchenden von 
gerade einmal 13 % nur sehr selten die 
Hilfe einer Schuldnerberatung, verglichen 
mit ihrem Anteil an der Gesamtbevölke-
rung von 28 %.

Die Schulden aller Personen in Bera-
tung beliefen sich durchschnittlich auf 
gut 30 200 Euro. Besonders hoch waren 

nur 6 % haben, machen sie 14 % der bera-
tenen Überschuldeten aus. Bei allein le-
benden Männern zeigt sich mit einem 
Bevölkerungsanteil von 18 % und einem 
Anteil bei den Überschuldeten von 30 % 
ein ähnliches Bild. Zusammen mit der 
Tatsache, dass jeder zehnte überschuldete 
allein lebende Mann Schulden aus Unter-
haltsverpflichtungen hat, lässt sich schlie-
ßen, dass diese beiden Personengruppen 

die Verbindlichkeiten bei Paaren ohne 
Kind mit rund 47 800 Euro und bei al-
leinerziehenden Männern mit etwas un-
ter 42 000 Euro. In diesen beiden Haus-
haltstypen belaufen sich die Schulden auf 
das 45- beziehungsweise 33-Fache des 
durchschnittlichen monatlichen Netto-
einkommens. Aber auch eine Schulden-
höhe von rund 20 500 Euro reicht bei 
 alleinerziehenden Frauen aus, um die 
 finanzielle Lage ins Ungleichgewicht zu 
bringen: Hier machen die Schulden im-
mer noch das 16-Fache des Monatsein-
kommens aus. u Abb 15

Betrachtet man alle Überschuldeten, 
so stehen Personen, die ihren Verpflich-
tungen für beanspruchte Ratenkredite 
nicht mehr nachkommen können, bei 
 ihren Banken mit durchschnittlich rund 
23 000 Euro im Soll. Hat eine Person 
Schulden bei anderen Privatpersonen, so 
belaufen sich diese im Durchschnitt auf 
etwa 10 000 Euro. Für nicht geleistete Un-
terhaltsverpf lichtungen ergibt sich ein 
durchschnittlicher Rückstand von rund 
9 000 Euro.

Je nach Alter und Lebensform gibt es 
unterschiedliche Schwerpunkte, was die 
Art und die Höhe der Schulden anbe-
langt. Aus den Erkenntnissen, die die 
Überschuldungsstatistik bietet, sind eini-
ge beispielhaft herausgegriffen: So sind 
die 20- bis 24-jährigen Überschuldeten 
zwar mit der niedrigsten Summe an Ra-
tenkrediten in Rückstand (durchschnitt-
lich rund 6 500 Euro), weisen allerdings 
mit durchschnittlich etwa 2 500 Euro  
die höchsten nicht beglichenen Telefon-
rechnungen auf. Die Altersgruppe der 
über 70-Jährigen weist die höchsten 
durchschnittlichen Mietrückstände mit 
über 5 000 Euro auf. Schulden aus Unter-
haltsverpf lichtungen haben vor allem 
Männer: Allein lebende Männer sind da-
bei durchschnittlich mit rund 9 000 Euro 
verschuldet. 

u Abb 15 Durchschnittliche Schulden der beratenen Personen  
nach Haushaltstyp 2017 — in Euro

Überschuldete im Durchschnitt mit dem 28-Fachen  
ihres Monatseinkommens im Minus 
Die durchschnittlichen Verbindlich-
keiten einer überschuldeten Person, 
die im Jahr 2017 die Hilfe einer Bera-
tungsstelle in Anspruch genommen 
hat, betrugen 30 170 Euro. Das war 
knapp das 28-Fache des durchschnitt-
lichen monatlichen Einkommens die-
ses Personenkreises (1 072 Euro). Ein 
durchschnittlicher Schuldner bräuchte 
demnach 28 Monate, um seine Verbind-
lichkeiten komplett zurückzuzahlen, 

wenn er all seine regelmäßigen Einkünf-
te für den Schuldendienst einsetzen 
könnte (Überschuldungsintensität).

Dabei müssten überschuldete Män-
ner in diesem hypothetischen Modell 
32 Monatseinkommen für die Rück-
zahlung aufwenden. Bei überschulde-
ten Frauen wäre diese Zeit mit 24 Mo-
naten kürzer, aber auch noch zwei 
volle Jahre. Dies liegt vor allem an den 
höheren Schulden von Männern.

20 481

28 255

24 258

41 961

47 816

34 069

allein lebende 
Frau 

alleinerziehende 
Frau 

allein lebender Mann 

alleinerziehender 
Mann  

Paare ohne Kind 

Paare mit Kind(ern) 
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Ein kurzer Blick in die Presse genügt, um 
zu erahnen, welche Bedeutung das Thema 
»Wohnen« gegenwärtig in Deutschland 
hat. Nachrichten über Mietpreise und 
Wohnungsverfügbarkeiten in Großstäd-
ten haben die öffentliche Diskussion der 
letzten Jahre ebenso angeregt wie der An-
stieg der Immobilienpreise. 

Von den Entwicklungen im Bereich 
des Wohnungsmarktes hängt die wahrge-
nommene Lebensqualität vieler Menschen 
ab, da ein »Dach über dem Kopf« ein 
menschliches Grundbedürfnis darstellt. 
Neben der Bedeutung für den Einzelnen 
und der damit verbundenen Rolle für  
die Gesellschaft ist Wohnen auch für die 
Gesamtwirtschaft relevant, da viele Wirt-
schaftszweige an der Entwicklung des 
Wohnungsmarktes mitwirken. Auch die 
öffentliche Hand ist in diesem Bereich ak-
tiv, sei es durch den Bau von Wohnungen 
oder in Form von Zuschüssen zu den 
Wohnkosten durch Transferleistungen wie 
Wohngeld (siehe Kapitel 8.3, Seite 321).

Die amtliche Statistik bietet Informa-
tionen zu den Kernaspekten des Woh-
nens in verschiedenen Erhebungen an. In 
diesem Kapitel soll ein möglichst umfas-
sendes und aktuelles Bild dieses Lebens- 
und Wirtschaftsbereiches entstehen. 

Im Kapitel wird nach ost- und west-
deutschen Flächenländern und Stadt-
staaten differenziert und damit der Tat-
sache Rechnung getragen, dass diese 
 Gebiete beim Thema Wohnen verschiede-
ne Strukturen aufweisen. So ist in den 
Stadtstaaten – insbesondere in Berlin – 
beispielsweise von einem stärkeren Be-
völkerungszuwachs und einer anderen 
Wohnraumstruktur mit vielen kleinen 
Haushalten auszugehen als in stärker 
ländlich geprägten Flächenländern. 

6.2.1 Struktur des Gebäude-  
und Wohnungsbestandes
Um die gegenwärtige Wohnungsmarktsi-
tuation beurteilen sowie künftige Ent-
wicklungen abschätzen zu können, bedarf 

6.2 
Wohnen
Daniel Zimmermann

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)

u Info 1  
Ausgewählte Datenquellen

Die bedeutendste Erhebung zum Thema Wohnen ist die Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ). 
Diese Totalzählung findet in der Regel im Zuge eines Zensus statt und erlaubt Analysen zum 
 Gebäude- und Wohnungsbestand in tiefster fachlicher wie regionaler Gliederung. Die nächste GWZ 
wird im Zuge des Zensus 2021 durchgeführt. Die Ergebnisse der letzten GWZ wurden im Kapitel 9 
des Datenreports 2016 ausführlich dargestellt. 

Zwischen den Gebäude- und Wohnungszählungen wird die Struktur des Gebäude- und Wohnungs-
bestands mittels der Bautätigkeitsstatistiken ermittelt. Auf Basis des Ergebnisses der GWZ  
wird der Bestand an Gebäuden beziehungsweise Wohnungen des Vorjahres durch Fertigstellung 
neuer Gebäude und darin enthaltener Wohnungen, durch Fertigstellung von Wohnungen in be-
stehenden Gebäuden oder sonstigen Zugängen von Wohnungen erhöht. Sonstige Zugänge liegen 
beispielsweise vor, wenn gewerblich genutzte Flächen eine Nutzungsänderung hin zur »wohn-
lichen« Nutzung erfahren. Der Bestand wird gemindert durch Abgänge von Gebäuden und Woh-
nungen  infolge von Abbruch, Baumaßnahmen an bestehenden Gebäuden oder sonstigen 
 Abgängen. Der Saldo dieses Rechenwerks ergibt das fortgeschriebene Ergebnis zum Gebäude- 
und Wohnungsbestand. 

Eine weitere wichtige Datenquelle ist der Mikrozensus, eine Haushaltserhebung, bei der jährlich 
etwa 1 % der Haushalte befragt werden. Im Jahr 1980 wurde dabei erstmals eine Zusatzerhebung 
zum Thema »Mietbelastung und Unterbringung der Haushalte« durchgeführt. Nach zunächst  
un regelmäßigen Abständen wird seit 1998 alle vier Jahre eine Zusatzerhebung zum Thema »Wohnen« 
durchgeführt. Dies ermöglicht, Angaben über die Wohnsituation mit  soziodemografischen und 
ökonomischen Merkmalen der Haushalte zu verknüpfen und aufgrund der Größe der Stich probe in 
tiefer fachlicher und regionaler Differenzierung auszuwerten. 

Haushaltserhebungen wie der Mikrozensus ermöglichen Struktur und Bevölkerung zusammen-
zubringen, also festzustellen, welche Leute in welchen Wohnungen zu welchen Konditionen leben.  
In diesem Kapitel sind Eigentümerhaushalte solche Haushalte, die angeben, Eigentümer der Woh-
nung zu sein, in der sie zum Befragungszeitpunkt gelebt haben.
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Deutschland Flächenländer West Flächenländer Ost Stadtstaaten

2011 2016
Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011

in 1 000 in % in 1 000 in % in 1 000 in % in 1 000 in %

Gebäude mit einer Wohnung 12 151 12 551 + 3,3 9 787 10 107 + 3,3 1 972 2 037 + 3,3 392 408 + 4,0

Gebäude mit zwei Wohnungen 3 051 3 106 + 1,8 2 606 2 655 + 1,9 395 400 + 1,2 50 51 + 1,9

Gebäude mit drei und  
mehr Wohnungen 3 102 3 162 + 1,9 2 327 2 380 + 2,3 528 530 + 0,4 247 251 + 1,7

Insgesamt 18 303 18 819 + 2,8 14 720 15 142 + 2,9 2 895 2 967 + 2,5 689 710 + 3,0

Da es zu aufwendig ist, jedes Jahr eine 
Gebäude- und Wohnungszählung durch-
zuführen, wird zwischen solchen Total-
zählungen auf das Mittel der Wohnungs-
fortschreibung zurückgegriffen. Die Er-
gebnisse der Bautätigkeitsstatistiken 
ermöglichen es im Folgenden, die Ent-
wicklungen des Wohngebäude-, Wohn-
f lächen- und Wohnungsbestandes in 
Wohngebäuden im Zeitverlauf zu analy-
sieren. u Info 2

Bestand an Wohngebäuden
Zum Jahresende 2016 gab es in Deutsch-
land 18,8 Millionen Wohngebäude und 
damit rund eine halbe Million mehr als 
am 31. Dezember 2011. 

Die prozentual größten Zuwächse 
sind bei den Wohngebäuden mit einer 
Wohnung zu beobachten, bei denen es 
sich im Regelfall um Einfamilienhäuser 
handelt. Deren Bestand stieg prozentual 
stärker an als der Bestand an Wohnge-
bäuden mit mehr als einer Wohnung, 
unabhängig von der betrachteten Region. 
Besonders bemerkenswerte regionale 
Unterschiede sind bei der Entwicklung 
von Wohngebäuden mit drei und mehr 
Wohnungen zu beobachten. In den west-
deutschen Flächenländern gab es bei 
 dieser Wohngebäudeform von 2011 bis 
2016 einen deutlichen Zuwachs, wohin-
gegen sich der Bestand in den ostdeut-

es möglichst aktueller und umfassender 
Informationen über die Struktur des Ge-
bäude- und Wohnraumbestandes. Die 
Ergebnisse einer vollständigen Gebäude- 
und Wohnungszählung (GWZ) lagen mit 
dem Zensus 2011 zum Zeitpunkt des Da-
tenreports 2016 vor und wurden dort aus-
führlich beschrieben. u Info 1

schen Flächenländern nur geringfügig 
veränderte. u Tab 1

Wie in der GWZ 2011 festgestellt, gilt 
weiterhin: Deutschland ist ein Land der 
Ein- und Zweifamilienhäuser. Ende 2016 
hatten 83 % der Wohngebäude nur eine 
oder zwei Wohnungen, wobei es zwi-
schen den ostdeutschen Flächenländern 
(82 %) und den westdeutschen Flächen-
ländern (84 %) nur geringe Unterschiede 
gab. Selbst in den Stadtstaaten waren es 
mit 65 % noch mehr als die Hälfte der 
Wohngebäude. Mehr als 50 % der Wohn-
gebäude in den westdeutschen Flächen-
ländern wurden zwischen 1949 und 1990 
errichtet. In den ostdeutschen Flächen-
ländern hingegen stammten nur 26 % des 
Wohngebäudebestandes aus dieser Zeit, 
fast 50 % der noch bewohnten Gebäude 
waren älter und vor 1949 gebaut worden. 
Hinsichtlich der Renovierungsbedürftig-
keit und der Klimarelevanz des Wohnens 
bleibt dies bedeutsam.

Wohnflächenentwicklung 
Die Wohnflächen zeigen die Entwicklung 
der durchschnittlichen Wohnungsgrößen 
sowie der Wohnf läche pro Person auf 
 Basis einer einfachen Maßzahl. Im Beob-
achtungszeitraum 2011 bis 2016 korres-
pondiert der Zuwachs von einer halben 
Million Wohngebäuden mit einer Zunah-
me der verfügbaren Wohnfläche um etwa 

u Info 2  
Wohn- und Nichtwohngebäude  
sowie Wohnheime

Ein Gebäude wird dann als Wohngebäu-
de bezeichnet, wenn mindestens 50 % 
der  Fläche zu Wohnzwecken verwendet 
werden. Um die Gesamtheit aller Woh-
nungen zu  betrachten, müssen diese 
 sowohl in Wohn- und Nichtwohngebäu-
den analysiert werden. Im Jahr 2016 
 lagen 96 % der Wohnungen in Wohnge-
bäuden (ohne Wohnheime). Das Kapitel 
zum Wohnen fokussiert daher die Ent-
wicklung in Wohngebäuden, da dies die 
Regelform des Wohnens darstellt.

Wohnheime bezieht diese Darstellung 
nicht ein, da diese sich in der Regel 
grundlegend von anderen Wohngebäu-
den unterscheiden. Die Zahl der Wohn-
heime ist in den letzten beiden Jahren 
zwar gestiegen, sie machen zurzeit 
 dennoch lediglich 1 % des Wohnungs-
bestandes aus.

u Tab 1 Wohngebäude nach Gebäudegrößen

Ohne Wohnheime.
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2011 2016 Veränderung  
gegenüber 2011

Deutschland

Wohnfläche in 1 000 m ² 3 558 130 3 677 883 + 119 753

Fläche je Person in m ² 44,3 44,8 + 0,5

Fläche je Wohnung in m ² 91,6 92,3 + 0,7

Flächenländer West

Wohnfläche in 1 000 m ² 2 803 401 2 902 817 + 99 416

Fläche je Person in m ² 45,2 45,6 + 0,4

Fläche je Wohnung in m ² 96,2 96,9 + 0,3

Flächenländer Ost

Wohnfläche in 1 000 m ² 528 548 541 004 + 12 456

Fläche je Person in m ² 42,0 42,9 + 0,9

Fläche je Wohnung in m ² 79,1 80,0 + 0,9

Stadtstaaten

Wohnfläche in 1 000 m ² 226 184 234 066 + 7 882

Fläche je Person in m ² 39,7 39,1 – 0,6

Fläche je Wohnung in m ² 74,5 75,2 + 0,7

119 Millionen Quadratmeter. Hierdurch 
erhöhte sich auch die Pro-Kopf-Wohn-
f läche im Vergleich zu Ende 2011 um 
rund 0,5 Quadratmeter. Zusätzlich stieg 
auch die durchschnittliche Fläche je 
Wohnung in allen beobachteten Regio-
nen an, was bedeutet, dass neu gebaute 
Wohnungen insgesamt betrachtet ten-
denziell größer werden.

Bemerkenswert dabei ist die regionale 
Differenzierung dieses Wachstums: In 
den Flächenländern im Osten wuchs die 
durchschnittliche Fläche je Wohnung um 
fast einen Quadratmeter. Hierbei ist 
 allerdings das im Vergleich zu den west-
deutschen Flächenländern geringere 
Ausgangsniveau der Wohnfläche zu be-
rücksichtigen: Wohnungen in den ost-
deutschen Flächenländern waren im 
Durchschnitt insgesamt immer noch fast 
17 Quadratmeter kleiner als im Westen. 
Der Grund für die starke Zunahme der 
Fläche je Wohnung im Osten dürfte mit 
der Struktur der neu gebauten Wohn-
flächen zusammenhängen. Wie oben ge-
zeigt, wurden vor allem Ein- und Zwei-
familienhäuser gebaut. Diese weisen ten-
denziell eine größere Wohnf läche pro 
Wohnung auf.

Auch in den Stadtstaaten wuchs die 
insgesamt verfügbare Wohnfläche. Die 
Fläche pro Person nahm hier allerdings 
um durchschnittlich 0,6 Quadratmeter 
ab, was die – verglichen mit den Flächen-
ländern – ohnehin schon geringe Pro-
Kopf-Wohnfläche weiter reduzierte. Eine 
wahrscheinliche Ursache ist die gestiege-
ne Bevölkerungszahl. u Info 3, Tab 2

Bestand an Wohnungen
Wohngebäude und Wohnf lächen sind 
Grundelemente zur Beobachtung der 
strukturellen Entwicklung des Wohnungs-
marktes. Kerneinheit zur Betrachtung der 
Wohnstruktur ist aber die Wohnung. u Info 4

Im Vergleich zu 2011 wuchs die Ge-
samtzahl der Wohnungen in Wohngebäu-
den um 1 Million auf insgesamt 39,8 Mil-
lionen zum Jahresende 2016. Den größten 
Zuwachs verbuchten die westdeutschen 
Flächenländer, wo es nach Abzug des 
Wohnungsabgangs im Jahr 2016 in der 

u Info 3  
Wohnfläche pro Kopf und je Wohnung

Die einfache Pro-Kopf-Wohnfläche ergibt sich aus einer Teilung der gesamten in Deutschland 
verfügbaren Wohnfläche laut Bautätigkeitsstatistiken durch die Gesamtbevölkerung zum 
31. Dezember des Berichtsjahres. Bei der Interpretation dieser einfachen Zahl sollte berück-
sichtigt werden, dass in die gesamte zur Verfügung stehende Wohnfläche auch Leerstände, 
Zweitwohnungen oder gegebenenfalls noch nicht fertiggestellte Bauten eingehen. Daher  
ist diese Zahl in der Regel höher als die bei den Haushaltserhebungen ermittelte Fläche. Bei 
diesen Erhebungen wird anhand der zum Befragungszeitpunkt bewohnten Wohnungen mithilfe 
der hochgerechneten Quadratmeterwohnflächen und der Bevölkerungszahl dieselbe Maßzahl 
berechnet. Bei dieser Berechnung verringert sich die Pro-Kopf-Wohnfläche um durchschnitt-
lich etwa zwei Quadratmeter.

Die durchschnittliche Wohnfläche je Wohnung ergibt sich aus Division der Gesamtwohn-
fläche durch die Gesamtzahl der Wohnungen in Wohngebäuden für die ausgewählte Region.

u Info 4  
Wohnung

Wohnungen sind nach außen abschließbare, zu Wohnzwecken in der Regel zusammen-
hängende Räume, die das Führen eines eigenen Haushalts ermöglichen. Wohnungen liegen in 
Wohn- oder Nichtwohngebäuden und teilen Gesamtwohnflächen auf. Besteht ein Gebäude 
aus einer Wohnung, wird im allgemeinen Sprachgebrauch in der Regel von einem Einfamilien-
haus gesprochen – die Wohnung nimmt also das gesamte Gebäude und die gesamte 
 Wohnfläche ein. In Gebäuden mit mehreren Wohnungen teilt sich die Wohnfläche auf diese 
Wohnungen auf.

u Tab 2 Wohnflächen in Wohngebäuden

Ohne Wohnheime.
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u Abb 1 Baufertigstellungen von Wohnungen — in Tausend

u Abb 2 Wohnungsversorgung — Anzahl der verfügbaren Wohnungen  
je 100 Haushalte

Deutschland Flächenländer West Flächenländer Ost Stadtstaaten

2011 2016
Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011
2011 2016

Veränderung 
gegenüber 

2011
in 1 000 in % in 1 000 in % in 1 000 in % in 1 000 in %

Gebäude mit einer Wohnung 12 151 12 551 + 3,3 9 787 10 107 + 3,3 1 972 2 037 + 3,3 392 408 + 4,0

Gebäude mit zwei Wohnungen 6 102 6 211 + 1,8 5 212 5 310 + 1,9 790 800 + 1,2 99 101 + 1,9

Gebäude mit drei und  
mehr Wohnungen 20 596 21 086 + 2,4 14 133 14 554 + 3,0 3 918 3 927 + 0,2 2 544 2 605 + 2,4

Insgesamt 38 849 39 849 + 2,6 29 133 29 970 + 2,9 6 680 6 764 + 1,3 3 036 3 114 + 2,6

lem die Annahme, dass die Bevölkerung 
in Deutschland sich mittelfristig ver-
ringern würde. Ihren Tiefpunkt erreich-
ten die Baufertigstellungen dann mit  
der  Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/2009. Seitdem ist allerdings ein ste-
tiges Wachstum an Baufertigstellungen 
zu verzeichnen. Im Jahr 2016 lag die Zahl 
der Baufertigstellungen von Wohnungen 
wieder auf dem Niveau von 2004. u Abb 1

Um die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnraum zu beurteilen, kann die 
Anzahl der verfügbaren Wohnungen in 
Wohngebäuden je 100 Haushalte als Indi-
kator herangezogen werden. Dieses Ver-
hältnis blieb über den Zeitraum 2011 bis 
2016 relativ stabil auf hohem Niveau, 
schwankte aber in der regionalen Be-
trachtung stark. u Abb 2

Aus den Zahlen lässt sich nicht gene-
rell auf einen Wohnungsmangel schlie-
ßen, da sich beispielsweise mehrere Haus-
halte eine Wohnung teilen können und 
Wohnheime aus der Betrachtung heraus-
gelassen werden. Wohnungsmangel tritt 
also vor allem dann auf, wenn Wohnun-
gen nicht dort verfügbar sind, wo sie ge-
braucht werden, beziehungsweise nicht da 
gesucht werden, wo sie vorhanden sind.

Leerstand
Beim Beobachten des Wohnungsmarktes 
richtet sich der Fokus neben der Neubau-
tätigkeit auch auf die Nutzung des ver-
fügbaren Wohnraums. Wird dieser nicht 
vollständig genutzt, so ist die Rede von 
Leerstand. Hierbei ist zu beachten, dass 
der Leerstand für einen funktionalen 
Wohnungsmarkt nicht bei 0 % liegen soll-
te, sondern immer eine sogenannte Leer-
standsreserve benötigt wird. 

Bei den amtlichen Zahlen zum The-
ma Leerstand aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung (GWZ) 2011 und dem 
Mikrozensus unterscheidet sich die Defi-
nition des Begriffs Leerstand in den bei-
den Erhebungen. Nach der GWZ 2011 
ergab sich eine Leerstandsquote von 
4,4 %, beim Mikrozensus von 8,6 % 
(2010) beziehungsweise 8,0 % (2014). Die 
Infor mationen über die Leerstände wur-
den bei der GWZ zu einem Stichtag von 

Differenz 837 000 Wohnungen mehr gab 
als im Jahr 2011. Das entspricht einem 
Zuwachs von 2,9 %, während die Anzahl 
der Wohnungen in den Flächenländern 
im Osten lediglich um 1,3 % und in den 
Stadtstaaten – wie im Bundesdurch-
schnitt – um 2,6 % gewachsen ist. Mehr 
als 53 % des deutschen Wohnungsbestan-
des befinden sich in Gebäuden mit drei 
oder mehr Wohnungen. Das liegt ins-
besondere an den hohen Anteilen von 
Wohnungen in Mehrfamilienhäusern in 
den ostdeutschen Flächenländern (58 %) 
und den Stadtstaaten (84 %). u Tab 3

Versorgung der Bevölkerung  
mit Wohnraum
Zwischen 2011 und 2016 gab es hinsicht-
lich der Wohnungsnachfrage positive 
Entwicklungen: Es entstanden mehr 
Wohngebäude, mehr Wohnungen und 
mehr Wohnfläche. Gleichzeitig lässt sich 
eine verstärkte Zunahme von Kleinst-
wohnungen (1 Raum) und Großwohnun-
gen (6 oder mehr Räume) beobachten.

Zur Beantwortung der Frage, ob diese 
Beobachtungen eine besonders starke 
Bautätigkeit bedeuten, ist die Entwick-
lung über einen längeren Zeitraum zu be-
trachten. 

Die Anzahl der jährlich fertiggestell-
ten Wohnungen ist von 1997 bis 2009 
deutlich sichtbar gesunken. Als Grund 
für diese Entwicklung nannte das Bun-
desinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung in seinem 2016er-Bericht zu den 
Wohn- und Immobilienmärkten vor al-

u Tab 3 Wohnungen nach Gebäudegrößen
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Mikrozensus  
2010

Gebäude-  
und Wohnungs-

zählung 2011
Mikrozensus  

2014

Deutschland 8,6 4,4 8,0

Flächenländer West 7,9 3,8 7,2

Flächenländer Ost 12,6 8,0 12,3

Stadtstaaten 6,6 2,9 6,3

den Eigentümerinnen und Eigentümern 
beziehungsweise Verwaltungen einge-
holt. Wohnungen, die beispielsweise we-
gen Umbau oder Modernisierung zum 
Stichtag nicht bewohnt, aber weiter ver-
mietet sind, gelten hier nicht als leer ste-
hend. Wohnungen gelten nur dann als 
leer stehend, wenn dies explizit vom Ei-
gentümer angegeben wurde. In der Zu-
satzerhebung des Mikrozensus dagegen 
werden alle Wohnungen gezählt, die 
zum Zeitpunkt der Erhebungsdurchfüh-
rung nicht bewohnt sind (also auch kurz-
fristig wegen Umzugs und so weiter), 
aber gegebenenfalls zu diesem Zeitpunkt 
vermietet sind. Durch diese methodi-
schen Unterschiede ergeben sich abwei-
chende Leerstandskonzepte, die nicht 
miteinander vergleichbar sind. u Tab 4

Unabhängig von der methodischen 
Abgrenzung ist aber sichtbar, dass der 
Leerstand in den ostdeutschen Flächen-
ländern höher ausfällt als in den west-
deutschen Flächenländern. Dennoch 
wird im Osten Deutschlands auch weiter 
gebaut. Es existiert zwar eine Nachfrage, 
diese richtet sich aber scheinbar nicht auf 
die bereits leer stehenden/unbewohnten 
Wohnungen. Hinsichtlich der neu gebau-
ten Wohngebäude betrifft diese Nach-
frage offenbar Einfamilienhäuser, wo-
hingegen die Nachfrage nach Mehrfami-
liengebäuden stagniert oder abnimmt. 
Außerdem ist die durchschnittliche 
Wohnfläche in den Bestandswohnungen 
hier vergleichsweise geringer als im Wes-
ten, sodass auch die Größe der bestehen-

lem die Annahme, dass die Bevölkerung 
in Deutschland sich mittelfristig ver-
ringern würde. Ihren Tiefpunkt erreich-
ten die Baufertigstellungen dann mit  
der  Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise 
2008/2009. Seitdem ist allerdings ein ste-
tiges Wachstum an Baufertigstellungen 
zu verzeichnen. Im Jahr 2016 lag die Zahl 
der Baufertigstellungen von Wohnungen 
wieder auf dem Niveau von 2004. u Abb 1

Um die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnraum zu beurteilen, kann die 
Anzahl der verfügbaren Wohnungen in 
Wohngebäuden je 100 Haushalte als Indi-
kator herangezogen werden. Dieses Ver-
hältnis blieb über den Zeitraum 2011 bis 
2016 relativ stabil auf hohem Niveau, 
schwankte aber in der regionalen Be-
trachtung stark. u Abb 2

Aus den Zahlen lässt sich nicht gene-
rell auf einen Wohnungsmangel schlie-
ßen, da sich beispielsweise mehrere Haus-
halte eine Wohnung teilen können und 
Wohnheime aus der Betrachtung heraus-
gelassen werden. Wohnungsmangel tritt 
also vor allem dann auf, wenn Wohnun-
gen nicht dort verfügbar sind, wo sie ge-
braucht werden, beziehungsweise nicht da 
gesucht werden, wo sie vorhanden sind.

Leerstand
Beim Beobachten des Wohnungsmarktes 
richtet sich der Fokus neben der Neubau-
tätigkeit auch auf die Nutzung des ver-
fügbaren Wohnraums. Wird dieser nicht 
vollständig genutzt, so ist die Rede von 
Leerstand. Hierbei ist zu beachten, dass 
der Leerstand für einen funktionalen 
Wohnungsmarkt nicht bei 0 % liegen soll-
te, sondern immer eine sogenannte Leer-
standsreserve benötigt wird. 

Bei den amtlichen Zahlen zum The-
ma Leerstand aus der Gebäude- und 
Wohnungszählung (GWZ) 2011 und dem 
Mikrozensus unterscheidet sich die Defi-
nition des Begriffs Leerstand in den bei-
den Erhebungen. Nach der GWZ 2011 
ergab sich eine Leerstandsquote von 
4,4 %, beim Mikrozensus von 8,6 % 
(2010) beziehungsweise 8,0 % (2014). Die 
Infor mationen über die Leerstände wur-
den bei der GWZ zu einem Stichtag von 

den Wohnungen möglicherweise nicht 
modernen Ansprüchen genügt. Dies kor-
respondiert mit dem bereits erwähnten 
Befund, dass der Bestand an Wohngebäu-
den in den ostdeutschen Flächenländern 
oft sehr viel älter ist als in den westdeut-
schen Flächenländern. 

In den westdeutschen Flächenländern 
und den Stadtstaaten ist hingegen eine 
Verringerung beim Leerstand bei gleich-
zeitig konstanter Bautätigkeit zu beob-
achten – vermutlich bedingt durch die 
starke Nachfrage nach Wohnraum.

Eigentümer und Mieter
Neben dem Blick auf die Infrastruktur 
sind für eine Betrachtung des Themas 
»Wohnen in Deutschland« die Eigen-
tumsverhältnisse des Gebäude- und Woh-
nungsbestandes wichtig, da für viele 
Menschen das Ziel, einmal »in den eige-
nen vier Wänden« zu leben, einen hohen 
Stellenwert hat. 

In Deutschland werden lediglich etwa 
45 % der Wohnungen von Eigentümern 
bewohnt, was Deutschland eher zu einem 
Land der Mieterinnen und Mieter macht. 
Es gibt allerdings beträchtliche regionale 
Unterschiede bei dieser Kennzahl, denn 
das Verhältnis beträgt in den westdeut-
schen Flächenländern beinahe 50 zu 50, 
wohingegen in den Stadtstaaten 81 % der 
Wohnungen vermietet sind. Auch in den 
ostdeutschen Flächenländern sind deut-
lich mehr Wohnungen vermietet (60 %) als 
in den westdeutschen Flächenländern. 
Dies ist vermutlich historisch bedingt, da 

u Tab 4 Anteil unbewohnter Wohnungen nach dem Mikrozensus  
und Leerstand nach der Gebäude- und Wohnungszählung — in Prozent
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Vom Eigentümer bewohnt Vermietet

in 1 000 in % in 1 000 in % 

Deutschland 16 413 45,5 19 695 54,5

Flächenländer West 13 488 49,3 13 862 50,7

Flächenländer Ost 2 367 40,2 3 518 59,8

Stadtstaaten 558 19,4 2 316 80,6

Eigentümerwohnungen Mietwohnungen

Anteil in %
Fläche  

je Person  
in m ²

Personen  
je Wohnung

Fläche  
je Wohnung 

in m ²
Anteil in %

Fläche  
je Person  

in m ²
Personen  

je Wohnung
Fläche  

je Wohnung  
in m ²

Anzahl der Wohnungen im Gebäude

1 61,1  51,8  2,6  132,1 7,4  41,6  2,5  105,3

2 19,1  50,6  2,2  112,4 12,8  43,7  1,8  81,5

3 – 6 11,8  45,7  2,0  91,2 35,8  38,1  1,8  69,7

7 –12 6,7  42,5  1,9  80,2 36,5  36,0  1,8  64,4

13 – 20 0,6  43,6  1,8  78,3 3,0  36,5  1,6  59,3

21 und mehr 0,8  41,6  1,8  73,0 4,5  34,4  1,5  51,4

Insgesamt 100  50,4  2,4  119,4 100  38,3  1,8  70,7

u Tab 5 Nutzungsart bewohnter Wohnungen 2014

Wohneigentum in der ehemaligen DDR 
eher unüblich war. u Tab 5

Von Eigentümern bewohnte Wohnun-
gen (hierunter fallen auch Einfamilienhäu-
ser) unterscheiden sich auch strukturell 
von gemieteten Wohnungen. In selbst ge-
nutztem Eigentum wohnen in der Regel 
mehr Personen je Wohnung als in gemiete-
ten Wohneinheiten. Trotz der höheren Be-
legungsdichte steht den Bewohnerinnen 
und Bewohnern von Wohneigentum 
durchschnittlich mehr Fläche je Person zur 
Verfügung, unabhängig davon, wie viele 
Wohnungen das Gebäude beinhaltet. Deut-
lich wird dieser Unterschied besonders, 
wenn gemietete und eigentümerbewohnte 
Einfamilienhäuser verglichen werden: 
Zwar leben im Schnitt ähnlich viele Perso-
nen je Wohneinheit, jedoch verfügen die 
Personen in gemietetem Wohnraum durch-
schnittlich über weniger Fläche. u Tab 6

Drei Fünftel der Eigentümerwohnun-
gen, also vom Eigentümer beziehungs-
weise der Eigentümerin bewohnte Woh-
nungen, befinden sich in Gebäuden mit 
nur einer Wohnung, ein Fünftel in Ge-
bäuden mit zwei Wohnungen und nur 
ein Fünftel in Gebäuden mit drei oder 
mehr Wohnungen. Exakt umgekehrt ist 
die Situation bei den Mietwohnungen: 
Nur ein Fünftel der Wohnungen befindet 
sich in Gebäuden mit nur ein oder zwei 
Wohnungen, wohingegen sich hier vier 
Fünftel in Gebäuden mit drei oder mehr 
Wohnungen befinden.

 
6.2.2 Preise und Wohnkosten 
Beim Wohnen stellt der Blick auf die 
Struktur des Wohnungsbestandes die 
Angebotsseite dar. Die Nachfrageseite 
bilden die Kauf- oder Mietinteressierten. 
Stark vereinfacht ausgedrückt werden 

Nachfrage und Angebot über den Preis 
zusammengebracht. Bei einem so alltags-
relevanten Gut wie dem Wohnen sind der 
Preis und dessen Entwicklung für Politik 
und Gesellschaft sehr wichtig. Die amt-
liche Statistik liefert hierzu wesentliche 
Informationen in unterschiedlichen Sta-
tistiken.

Eigentümerkosten
Eigentümerinnen und Eigentümer, die 
ihre Immobilie selbst nutzen, zahlen 
zwar keine Miete, haben aber Kosten, die 
sich aus Anschaffung und Besitz der Im-
mobilie ergeben. Die beim Bauen oder 
Kaufen von selbst genutzten Wohnimmo-
bilien anfallenden Kosten unterliegen der 
Wirtschaftslage, sind abhängig von poli-
tischen Maßnahmen sowie der Entwick-
lung von Material- beziehungsweise Ar-
beitskosten. u Info 5 

Die Preise für neu erstellte wie auch 
bestehende Wohnimmobilien stiegen in 
den vergangenen Jahren beinahe konti-
nuierlich an. So verzeichnete der Häuser-
preisindex insgesamt im Zeitraum von 
2010 bis 2017 einen Preisanstieg um 32 %, 
wobei in diesem Zeitraum der Preis für 
bestehende Immobilien stärker stieg als 
der für neue Wohnimmobilien. u Abb 3

Auch für den Erwerb von Wohneigen-
tum insgesamt sind durchgängig Preisan-
stiege von 2010 bis 2017 zu beobachten. 
Dies ergibt sich unter anderem aus dem 

u Tab 6 Wohnungen nach Gebäudegröße, Fläche je Person und Personen je Wohnung 2014
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Nachfrage und Angebot über den Preis 
zusammengebracht. Bei einem so alltags-
relevanten Gut wie dem Wohnen sind der 
Preis und dessen Entwicklung für Politik 
und Gesellschaft sehr wichtig. Die amt-
liche Statistik liefert hierzu wesentliche 
Informationen in unterschiedlichen Sta-
tistiken.

Eigentümerkosten
Eigentümerinnen und Eigentümer, die 
ihre Immobilie selbst nutzen, zahlen 
zwar keine Miete, haben aber Kosten, die 
sich aus Anschaffung und Besitz der Im-
mobilie ergeben. Die beim Bauen oder 
Kaufen von selbst genutzten Wohnimmo-
bilien anfallenden Kosten unterliegen der 
Wirtschaftslage, sind abhängig von poli-
tischen Maßnahmen sowie der Entwick-
lung von Material- beziehungsweise Ar-
beitskosten. u Info 5 

Die Preise für neu erstellte wie auch 
bestehende Wohnimmobilien stiegen in 
den vergangenen Jahren beinahe konti-
nuierlich an. So verzeichnete der Häuser-
preisindex insgesamt im Zeitraum von 
2010 bis 2017 einen Preisanstieg um 32 %, 
wobei in diesem Zeitraum der Preis für 
bestehende Immobilien stärker stieg als 
der für neue Wohnimmobilien. u Abb 3

Auch für den Erwerb von Wohneigen-
tum insgesamt sind durchgängig Preisan-
stiege von 2010 bis 2017 zu beobachten. 
Dies ergibt sich unter anderem aus dem 

u Info 5  
Indizes zu Bau- und 
Immobilienpreisen

Mithilfe eines Index kann die Entwicklung 
von Preisen für festgelegte Güter oder 
Dienstleistungen beobachtet werden. 
Die Preisentwicklung des Neubaus kon-
ventionell gefertigter Wohnge bäude,  
der Instandhaltung von Wohngebäuden 
und der Errichtung von Außenanlagen  
für Wohngebäude wird über die Bau-
preisindizes abgebildet. Der sogenannte 
Warenkorb für diese Indizes setzt sich 
aus ausgewählten Bauleistungen zusam-
men, die für den Bau eines Standard-
hauses verwendet werden.

Der Häuserpreisindex misst die durch-
schnittliche Preisentwicklung aller 
 typischen Markttransaktionen für Wohn-
immobilien (Eigentumswohnungen  
sowie Ein-/Zweifamilienhäuser), die als 
»Gesamtpaket« aus Grundstück und 
 Gebäude verkauft beziehungsweise 
 erworben werden. Dazu zählt sowohl  
der Erwerb von neu erstellten als auch 
der Erwerb von bestehenden Wohn-
immobilien, unabhängig vom Veräußerer 
und vom Verwendungszweck.

Die Preisindizes für selbst genutztes 
Wohneigentum messen die durch-
schnittliche Preisentwicklung für neue, 
selbst genutzte Wohngebäude und 
Wohnungen sowie die Ausgaben, die  
mit dem Erwerb oder Besitz von Wohn-
eigentum entstehen. Der Erwerb von 
Wohneigentum umfasst den Kauf und 
die Erwerbsnebenkosten (zum Beispiel 
Makler, Grunderwerbssteuer). Der   
Besitz von Wohneigentum beinhaltet 
 Instandhaltungen, Versicherungen und 
Hausverwaltung.

Gegenstand der Statistik der Kauf-
werte für Bauland sind alle Kauffälle 
von Bauland von 100 Quadratmetern 
und mehr. Diese werden von den Finanz-
ämtern und Gutachterausschüssen 
 direkt eingeholt. Baulandpreise schwan-
ken je nach Art des Baulands, Baureife 
und Ort sehr stark. Außerdem kann  
es große Unterschiede darin geben, 
 welche Qualität das in einem gegebenen 
Zeitraum gekaufte Bauland hat, sodass 
sich nicht tatsächlich die Baulandpreise 
 geändert haben, sondern lediglich 
 Bauland bestimmter Art verkauft wurde. 
Die tatsächliche Entwicklung der Kauf-
werte lässt sich daher erst in längeren 
Zeitreihen gut einschätzen. Der Preis-
index für Bauland stützt sich auf aggre-
gierte Daten der Statistik der Kaufwerte 
für Bauland. Er ist robuster gegenüber 
den genannten Strukturveränderungen.

u Abb 3 Häuserpreisindex — 2015 = 100

2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 

Häuserpreisindex neu erstellte Wohnimmobilien bestehende Wohnimmobilien
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Während sich durch die Indizes zu 
selbst genutztem Wohneigentum und den 
Häuserpreisindex die Preisänderungen für 
Erwerb und Besitz von Wohngebäuden be-
trachten lassen, geben die Baupreisindizes 
auch die Entwicklung der Kosten für den 
Bau von Wohngebäuden an. Es zeigt sich, 
dass die Preise relativ kontinuierlich an-
stiegen. Die Preise für Ausbauarbeiten 
stiegen dabei etwas schneller als für Roh-
bauarbeiten. Dies liegt unter anderem da-
ran, dass Ausbauarbeiten arbeitsintensiver 
sind als Rohbauarbeiten und es weniger 
Potenzial zur Automatisierung und Opti-
mierung der Arbeit gibt. Zwischen 2007 
und 2017 ist der Preis für den Neubau von 
Wohngebäuden um 22 % gestiegen und 
damit weniger stark als die Indizes für 
den Kauf bestehender oder neu erstellter 
Wohnimmobilien. u Abb 5

Wer ein Haus bauen möchte, für den 
ist auch der Preis für das Grundstück re-
levant. Abbildung 6 zeigt den Preisindex 
von baureifem Land mit mindestens 
100 Quadratmetern, das in den Baugebie-
ten der Gemeinden liegt. Unter baurei-

zugrunde liegenden Verlauf des Häuser-
preisindex und der Baupreisindizes. Der 
stärkste Anstieg bei den Teilindizes war 
mit + 50 % jedoch bei den Erwerbsneben-
kosten zu beobachten, da sich die darin 
enthaltene Grunderwerbsteuer in 13 von 
16 Bundesländern von 3,5 % auf bis zu 
6,5 % erhöhte. Zudem stiegen die Auf-
wendungen für die weiteren erfassten 
Kaufnebenkosten: Maklergebühren so-
wie Grundbuch- und Notarkosten. u Abb 4

Nach dem Erwerb von Wohneigen-
tum entstehen weitere Kosten für Eigen-
tümerinnen und Eigentümer. Die Kosten 
für den Besitz setzen sich dabei aus 
 Kosten für Instandhaltung, Versicherung 
und Hausverwaltung zusammen. Der Be-
sitz von Wohneigentum verzeichnete im 
Zeitraum 2010 bis 2017 Preissteigerungen, 
vor allem aufgrund der Kostenzunahme 
bei Instandhaltungen und durch den An-
stieg der Versicherungskosten für Wohn-
gebäude. Für Instandhaltung haben sich 
die Preise von 2010 bis 2017 um 21 % er-
höht, für Versicherungen betrug der 
Preisanstieg in diesem Zeitraum 19 %. 

fem Land werden Grundstücke verstan-
den, die rechtlich zum Bau nutzbar und 
von den Gemeinden für den Bau vorgese-
hen sind und in der Regel Zugang zu aus-
gebauten Straßen bieten. Im Vergleich zu 
den Häuser- und Baupreisen stiegen die 
Baulandpreise zwischen 2007 und dem 
vorläufigen Wert für 2017 mit 54 % am 
kräftigsten an. u Abb 6

Mietkosten
Wie im vorhergehenden Abschnitt bereits 
gezeigt, stellt die Gruppe der Mieterin-
nen und Mieter die anteilsmäßig größere 
Gruppe auf dem deutschen Wohnungs-
markt dar. Gerade im städtischen Bereich 
ist das Wohnen zur Miete deutlich weiter 
verbreitet als der Kauf von Wohneigen-
tum. Mieten haben außerdem einen rela-
tiv hohen Anteil an den Ausgaben der 
privaten Haushalte. Daraus folgt ein 
 großes Interesse der Öffentlichkeit, der 
Medien und der Politik an der Höhe und 
Entwicklung der Mietkosten. 

Wie die Mikrozensus-Zusatzerhebung 
2014 zeigt, lag die durchschnittliche Brutto-
kaltmiete in Deutschland bei 6,70 Euro  
je Quadratmeter. Für Wohnungen unter 
40 Quadratmetern sind die höchsten qua-
dratmeterbezogenen Bruttokaltmieten zu 
beobachten, und zwar unabhängig von 
der betrachteten Region. Mit steigender 
Wohnungsgröße sinken die Quadratme-
terpreise in der Regel ab. u Info 6, Abb 7 

Im regionalen Vergleich heben sich 
die deutlich höheren Mietdurchschnitte 
über alle Wohnungsgrößen in den Stadt-
staaten von den Mieten in den Flächen-
ländern ab. Im Vergleich zum Durch-
schnitt in den ostdeutschen Flächen-
ländern werden in den Stadtstaaten 
knapp 2 Euro mehr Bruttokaltmiete für 
den Quadratmeter bezahlt. Neben dem 
höheren Durchschnitt fällt ebenfalls  
auf, dass das beobachtbare Preisgefälle 
zwischen den Wohnungsgrößen in den 
Stadtstaaten weniger stark ausgeprägt ist 
als in den Flächenstaaten. Bemerkens-
wert ist zudem, dass die Quadratmeter-
mieten für Wohnungen unter 40 Quad-
ratmetern in Westdeutschland gleich 
hoch sind wie in den Stadtstaaten. 

u Abb 4 Preisindizes für selbstgenutztes Wohneigentum — 2015 = 100
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Preisindex für selbst 
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2015 bis 2017 vorläufige Ergebnisse.

Während sich durch die Indizes zu 
selbst genutztem Wohneigentum und den 
Häuserpreisindex die Preisänderungen für 
Erwerb und Besitz von Wohngebäuden be-
trachten lassen, geben die Baupreisindizes 
auch die Entwicklung der Kosten für den 
Bau von Wohngebäuden an. Es zeigt sich, 
dass die Preise relativ kontinuierlich an-
stiegen. Die Preise für Ausbauarbeiten 
stiegen dabei etwas schneller als für Roh-
bauarbeiten. Dies liegt unter anderem da-
ran, dass Ausbauarbeiten arbeitsintensiver 
sind als Rohbauarbeiten und es weniger 
Potenzial zur Automatisierung und Opti-
mierung der Arbeit gibt. Zwischen 2007 
und 2017 ist der Preis für den Neubau von 
Wohngebäuden um 22 % gestiegen und 
damit weniger stark als die Indizes für 
den Kauf bestehender oder neu erstellter 
Wohnimmobilien. u Abb 5

Wer ein Haus bauen möchte, für den 
ist auch der Preis für das Grundstück re-
levant. Abbildung 6 zeigt den Preisindex 
von baureifem Land mit mindestens 
100 Quadratmetern, das in den Baugebie-
ten der Gemeinden liegt. Unter baurei-

fem Land werden Grundstücke verstan-
den, die rechtlich zum Bau nutzbar und 
von den Gemeinden für den Bau vorgese-
hen sind und in der Regel Zugang zu aus-
gebauten Straßen bieten. Im Vergleich zu 
den Häuser- und Baupreisen stiegen die 
Baulandpreise zwischen 2007 und dem 
vorläufigen Wert für 2017 mit 54 % am 
kräftigsten an. u Abb 6

Mietkosten
Wie im vorhergehenden Abschnitt bereits 
gezeigt, stellt die Gruppe der Mieterin-
nen und Mieter die anteilsmäßig größere 
Gruppe auf dem deutschen Wohnungs-
markt dar. Gerade im städtischen Bereich 
ist das Wohnen zur Miete deutlich weiter 
verbreitet als der Kauf von Wohneigen-
tum. Mieten haben außerdem einen rela-
tiv hohen Anteil an den Ausgaben der 
privaten Haushalte. Daraus folgt ein 
 großes Interesse der Öffentlichkeit, der 
Medien und der Politik an der Höhe und 
Entwicklung der Mietkosten. 

Wie die Mikrozensus-Zusatzerhebung 
2014 zeigt, lag die durchschnittliche Brutto-
kaltmiete in Deutschland bei 6,70 Euro  
je Quadratmeter. Für Wohnungen unter 
40 Quadratmetern sind die höchsten qua-
dratmeterbezogenen Bruttokaltmieten zu 
beobachten, und zwar unabhängig von 
der betrachteten Region. Mit steigender 
Wohnungsgröße sinken die Quadratme-
terpreise in der Regel ab. u Info 6, Abb 7 

Im regionalen Vergleich heben sich 
die deutlich höheren Mietdurchschnitte 
über alle Wohnungsgrößen in den Stadt-
staaten von den Mieten in den Flächen-
ländern ab. Im Vergleich zum Durch-
schnitt in den ostdeutschen Flächen-
ländern werden in den Stadtstaaten 
knapp 2 Euro mehr Bruttokaltmiete für 
den Quadratmeter bezahlt. Neben dem 
höheren Durchschnitt fällt ebenfalls  
auf, dass das beobachtbare Preisgefälle 
zwischen den Wohnungsgrößen in den 
Stadtstaaten weniger stark ausgeprägt ist 
als in den Flächenstaaten. Bemerkens-
wert ist zudem, dass die Quadratmeter-
mieten für Wohnungen unter 40 Quad-
ratmetern in Westdeutschland gleich 
hoch sind wie in den Stadtstaaten. 

u Abb 5 Preisindizes für den Neubau von Wohngebäuden — 2010 = 100

u Abb 6 Preisindex für baureifes Bauland — 2010 = 100

u Info 6  
Bruttokaltmiete

Zum Vergleich der Mieten wird in der 
 Regel die Bruttokaltmiete genutzt. Die 
Bruttokaltmiete setzt sich aus der Netto-
kaltmiete und den sogenannten kalten 
Nebenkosten (auch Betriebskosten) 
 zusammen. Die Nettokaltmiete (häufig 
auch Nettomiete, Grundmiete) be-
zeichnet den monatlichen Betrag, der  
mit der Vermieterin beziehungsweise 
dem Vermieter als Entgelt für die Über-
lassung der ganzen Wohnung vereinbart 
wurde. Die kalten Nebenkosten sind  
die monatlich auf die Mieterinnen und 
Mieter umgelegten Betriebskosten  
der Wohnung, also alle anfallenden 
 Kosten abzüglich von Heizung und 
Warmwasser (beispielsweise Wasser-
anschluss, Abfall- und Abwasserent-
sorgung). Werden die warmen Neben-
kosten  (verbrauchsabhängige Kosten  
wie Heizungskosten und Warmwasser-
versorgung) dazuaddiert, ergibt sich  
die Bruttowarmmiete. Da aber die 
 warmen Nebenkosten stark vom indivi-
duellen Konsum und den verwendeten 
Energiearten und -quellen  abhängen, 
eignet sich die Bruttokaltmiete eher  
für einen aussagekräftigen Vergleich der 
Mietkosten – auch weil die kalten 
 Nebenkosten im Regelfall  anteilig nach 
Flächengröße der Wohnung auf die 
 Mieter umgelegt werden.
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Spätestens seit Einführung der soge-
nannten Mietpreisbremse richtet sich die 
öffentliche und mediale Aufmerksamkeit 
besonders auf die Entwicklung der Miet-
preise. Die amtliche Statistik weist die 
Mietpreisentwicklung im Verbraucher-
preisindex als Teilindex aus. Bei der In-
terpretation dieses Index ist allerdings  
zu berücksichtigen, dass neben der Ent-
wicklung der tatsächlichen Mieten der 
angenommene Mietwert von selbst be-
wohnten Eigentumswohnungen in die 
Berechnung eingeht. 

Die Nettokaltmieten sind in den ver-
gangenen beiden Jahrzehnten relativ kon-
tinuierlich gestiegen, um durchschnittlich 
1,2 % pro Jahr. Den kräftigsten Anstieg 
seit vielen Jahren verzeichneten die Miet-
preise im Jahr 2017 mit + 1,6 % im Vorjah-
resvergleich.

Auch hier gibt es große regionale Un-
terschiede. In Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen erhöhten sich die Nettokaltmie-
ten im Jahr 2017 lediglich um 0,8 % und 
0,9 % im Vergleich zum Vorjahr. Hier wa-
ren auch in den Jahren davor vergleichs-
weise geringe Mietpreissteigerungen zu 
verzeichnen. In Mecklenburg-Vorpom-
mern stiegen die Nettokaltmieten um 
2,4 %. Da sie in den vorherigen Jahren 
aber kaum gestiegen waren, liegt die 
durchschnittliche Steigerung bei Betrach-
tung längerer Zeiträume immer noch 
unter dem bundesdeutschen Durch-
schnitt. Abgesehen von Mecklenburg-
Vorpommern waren die höchsten Miet-
preissteigerungen im Jahr 2017 in Hes-
sen (2,2 %), Bremen (2,0 %) und Berlin 
(1,9 %) zu beobachten. Die Preissteige-
rungen scheinen dabei vor allem bei der 
Neu- und Wiedervermietung von Woh-
nungen zu entstehen. 

Ein Vergleich des Mikrozensus von 
2010 und 2014 unterstützt den Befund des 
Mietpreisindex über die Gesamtentwick-
lung der Mieten. Die bruttokalten Qua-
dratmeterpreise lagen 2014 bei allen Woh-
nungsgrößen durchschnitt l ich um 
0,35  Euro höher als 2010. Regional be-
trachtet sind vor allem in den Stadtstaaten 
höhere Quadratmeterpreise zu beobach-
ten: Diese stiegen im Vergleich zu 2010 in 

u Abb 7 Durchschnittliche Bruttokaltmiete nach Fläche der Wohnung 2014  
— in Euro je Quadratmeter
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Eigentümer-
haushalte

Mieter-
haushalte

Durchschnittliche  
Wohnfläche je …

Wohnung Person

in % in m ²

Deutschland  44  56 92,5 43,6

Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren

  Ehepaare  61  39 120,0 29,8

  Lebensgemeinschaften  32  68 101,1 28,0

  Alleinerziehende  20  80 85,8 32,0

Haushalte ohne Kind

  Ehepaare, Lebensgemeinschaften  60  40 104,8 45,1

  Alleinstehende/-lebende ¹  29  71 74,5 59,5

Flächenländer West  48  52 96,8 44,8

Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren

  Ehepaare  62  38 122,6 30,4

  Lebensgemeinschaften  33  67 105,6 29,1

  Alleinerziehende  22  78 89,2 32,9

Haushalte ohne Kind

  Ehepaare, Lebensgemeinschaften  63  37 109,3 46,6

  Alleinstehende/-lebende ¹  33  67 77,8 62,0

Flächenländer Ost  39  61 82,1 40,4

Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren

  Ehepaare  61  39 111,4 28,2

  Lebensgemeinschaften  36  64 97,1 27,0

  Alleinerziehende  17  83 78,4 30,0

Haushalte ohne Kind

  Ehepaare, Lebensgemeinschaften  55  45 92,0 40,5

  Alleinstehende/-lebende ¹  23  77 66,3 54,3

Stadtstaaten  19  81 73,5 38,6

Haushalte mit Kindern unter 18 Jahren

  Ehepaare  31  69 97,9 24,6

  Lebensgemeinschaften  12  88 85,7 24,5

  Alleinerziehende  10  90 76,9 28,7

Haushalte ohne Kind

  Ehepaare, Lebensgemeinschaften  33  67 85,5 38,7

  Alleinstehende/-lebende ¹  12  88 63,0 49,3

den für urbanes Wohnen vor allem rele-
vanten Wohnungsgrößenkategorien bis 
100  Quadratmeter um mindestens 
0,75 Euro je Quadratmeter. Dabei ist zu 
bedenken, dass die tatsächliche Belastung 
der Mieterinnen und Mieter sich noch 
weiter erhöhte, da sich auch die für die 
verbrauchsabhängigen Bestandteile der 
Miete (warme Nebenkosten) aufgewende-
ten Kosten deutschlandweit im Mittel um 
0,08 Euro je Quadratmeter erhöht haben.

6.2.3 Wohnverhältnisse
Beim Thema Wohnen bestehen über die 
Angebots- und Kostenaspekte hinaus 
Verknüpfungen zu gesellschaftlichen Fra-
gen, die nur durch die Befragung der 
Wohnenden selbst zu beantworten sind. 
Ansatzweise wird dies bereits beim Blick 
auf die Eigentümerstruktur ersichtlich. 
Zwar können hiermit Aussagen über die 
Verteilung von Wohneigentum gemacht 
werden, für eine tiefergehende Analyse 
ist es aber bedeutsam, wie sich Haushalte, 
die im Eigentum wohnen, typischerweise 
von solchen unterscheiden, die zur Miete 
wohnen.

Wohnverhältnisse von Haushalten
Die statistische Differenzierung der Be-
wohnerinnen und Bewohner von Woh-
nungen kann nach ganz unterschied-
lichen Gesichtspunkten erfolgen, beispiels-
weise nach Einkommen, Bildungsstand 
oder Erwerbsstatus. Im Hinblick auf die 
Wohnsituation von Familien und Kin-
dern wird hier unterschieden zwischen 
Ehepaaren, Lebensgemeinschaften und 
Alleinerziehenden mit (ledigen) Kindern 
unter 18 Jahren sowie Ehepaaren und 
 Lebensgemeinschaften ohne Kind. Die 
für die Verknüpfung von Struktur- und 
Haushaltsmerkmalen maßgebliche Quelle 
ist – sofern nicht anders erwähnt – die 
vierjährlich stattfindende Zusatzerhe-
bung »Wohnen« des Mikrozensus, die 
zuletzt 2014 stattfand (siehe Mikrozen-
sus Info 1).

Im Jahr 2014 gab es in Deutschland 
hochgerechnet 40,2 Millionen Haushalte. 
In rund 8 Millionen (20 %) dieser Haus-
halte lebte mindestens ein Kind unter 

u Tab 7 Haushaltstypen nach Nutzungsart der Wohnung  
und Wohnflächen 2014

1  Da mehrere Alleinstehende/-lebende gleichzeitig in einer Wohnung wohnen können, ohne einen gemeinsamen Haushalt zu bilden, 
entspricht die durchschnittliche Fläche pro Person nicht der durchschnittlichen Fläche der Wohnung.

18 Jahren. Am stärksten ausgeprägt war 
die Eigentümerquote bei Paaren (Ehe-
paaren und Lebensgemeinschaften) mit 
und ohne Kind, am schwächsten bei Al-
leinerziehenden und Alleinlebenden – 
dies galt unabhängig von der regionalen 

Untergliederung. Überhaupt ähnelten 
sich die Strukturen der Verteilung von 
Eigentum auf die Haushaltstypen zwi-
schen den regionalen Vergleichsgruppen 
auffallend, wenn auch auf unterschied-
lichen Niveaus. u Tab 7
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Eigentümer  
mit Hypothek  
oder Darlehen

Eigentümer  
ohne Hypothek 
oder Darlehen

Mieter mit 
Markt preismiete

Mieter mit 
 ermäßigter Miete 
oder unentgeltlich

2014 11,3 9,6 23,1 16,6

2015 10,7 9,2 22,8 16,1

2016 10,3 9,2 23,0 19,1

Anteil der Haushalte, der die finanzielle Belastung  
durch Wohnkosten als ... empfindet

keine Belastung gewisse Belastung große Belastung

Haushalte ohne Kind 34,0 54,8 11,2

 Alleinlebende 35,3 51,2 13,6

 zwei Erwachsene ohne Kind 35,1 56,0 8,9

 drei oder mehr Erwachsene ohne Kind 25,2 60,0 14,8

Haushalte mit Kindern 21,9 61,5 16,6

 Alleinerziehende 19,1 59,4 21,5

 zwei Erwachsene mit Kind(ern) 22,0 62,5 15,5

 drei oder mehr Erwachsene mit Kind(ern) 24,9 55,7 19,5

Wohnkosten vor, wenn ein Haushalt 
mehr als 40 % seines verfügbaren Ein-
kommens für Wohnkosten aufwendet. 
Mit Blick auf die Preisentwicklungen für 
Wohneigentum und Mieten wurde be-
reits herausgestellt, dass Eigentümer und 
Mieter unterschiedlichen Kosten ausge-
setzt sind.

Selbst wenn keine Miete gezahlt wird, 
fallen im Regelfall Nebenkosten an: für 
Versicherungen und Instandhaltung, 
Grundsteuer, Wasser, Kanalisation, Stra-
ßenreinigung, Müllabfuhr, Schornstein-
reinigung und mehr. Hinzu kommen 
meist abzubezahlende Hypotheken oder 
Darlehen für Wohnimmobilien. Durch 
diese Kosten können auch Eigentümerin-
nen und Eigentümer von einer Überbe-
lastung durch Wohnkosten betroffen sein. 

Menschen in Wohneigentum empfin-
den im Vergleich dennoch deutlich selte-
ner eine Überbelastung durch Wohnkos-
ten als jene, die zur Miete wohnen. Dabei 

Ehepaare und Lebensgemeinschaften 
wiesen 2014 auch im Durchschnitt die 
größten Wohnungen auf, unabhängig 
 davon, ob Kinder unter 18 Jahren im 
Haushalt lebten. Dies kann daran liegen, 
dass die Gruppe der Ehepaare und Le-
bensgemeinschaften ohne Kind unter 
18 Jahren auch diejenigen Paare enthielt, 
bei denen erwachsene Kinder im Haus-
halt lebten, oder deren Kinder bereits 
ausgezogen waren. Demgegenüber hatten 
die Alleinstehenden durchschnittlich  
die geringsten Wohnungsflächen. Aller-
dings verfügte diese Gruppe durch-
schnittlich pro Kopf gesehen über den 
größten Wohnraum, da Paare ihre Wohn-
fläche mit mindestens einer weiteren Per-
son teilen. 

Belastung durch die Wohnkosten
Nach der Definition des Statistischen 
Amtes der Europäischen Union (Euro-
stat) liegt eine Überbelastung durch 

war 2016 der Anteil von überbelasteten 
Eigentümerinnen und Eigentümern, die 
noch Hypotheken oder Darlehen abzahl-
ten, mit 10 % gerade einmal 1 Prozent-
punkt höher als bei solchen, die keinerlei 
Zahlungen mehr leisten mussten. Deut-
lich anders sah die Situation bei den Mie-
terinnen und Mietern aus: Wenn die 
Wohnung zu Marktpreisen vermietet 
wurde, war beinahe ein Viertel der Haus-
halte durch Wohnkosten überbelastet. 
Nur geringfügig anders war die Situation, 
wenn die Wohnung vergünstigt oder  
sogar kostenfrei vermietet wurde, denn 
dann betrug der Anteil immer noch nahe-
zu ein Fünftel. u Tab 8

Unabhängig von der offiziellen Defi-
nition von Überbelastung durch Wohn-
kosten kann diese Belastung unterschied-
lich durch die Haushalte empfunden 
 werden. Je nach Lebenssituation und Ver-
pflichtungen kann auch eine scheinbar 
überschaubare Mietbelastung eine große 

u Info 7  
Mietbelastungsquote

Die Mietbelastungsquote ist der An-
teil des verfügbaren Einkommens 
 eines Haushalts, der  monatlich für die 
Bruttokaltmiete aufgewendet wird. 

Im Mikrozensus wird das verfügbare 
Haushaltsnettoeinkommen in Kate-
gorien abgefragt, beispielsweise in 
der Einkommensklasse 2 000 bis 
unter 2 300 Euro. Der Einkommens-
teil der Mietbelastungsquote bezieht 
sich daher auf die Klassenmitte  
der Kategorie, im obigen Beispiel 
 also 2 150 Euro.

u Tab 8 Überbelastung durch Wohnkosten nach Wohnstatus — in Prozent  
der jeweiligen Gruppe 

u Tab 9 Subjektiv wahrgenommene Belastung durch die monatlichen  
Wohnkosten 2016 — in Prozent 
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u Abb 8 Mietbelastungsquoten verschiedener Haushaltstypen 2014 — in Prozent 

Bürde sein. Ebenso ist es möglich, dass 
Mieterinnen oder Mieter bewusst einen 
großen Anteil ihres Einkommens für 
Wohnkosten aufwenden, ohne sich da-
durch finanziell belastet zu fühlen. 

Ein Großteil aller Haushalte empfand 
2016 subjektiv eine gewisse Belastung 
durch die Wohnkosten. Verhältnismäßig 
am wenigsten belastet sahen sich Haus-
halte ohne Kind und hier vor allem die 
Alleinlebenden. Am stärksten wurde die 
Belastung von Alleinerziehenden emp-
funden, von denen mehr als ein Fünftel 
angab, unter großer Belastung durch die 
Wohnkosten zu leiden. u Tab 9

Die messbare Mietbelastungsquote 
sinkt mit dem verfügbaren Einkommen 
und der Anzahl der Einkommensbezie-
henden im Haushalt deutlich. Entspre-
chend ist die Mietbelastung vor allem für 
Einpersonenhaushalte beziehungsweise 
Haushalte mit nur einer oder einem Ein-
kommensbeziehenden stärker ausgeprägt. 

So wies 2014 mehr als jeder fünfte Ein-
personenhaushalt eine Mietbelastungs-
quote von mehr als 40 % auf. Dieser An-
teil reduzierte sich für alle Haushaltsfor-
men mit mehr Mitgliedern auf einen von 
zehn Haushalten. u Info 7

Wie aufgrund der Beobachtungen zu 
den Haushaltsgrößen zu erwarten war, 
haben Alleinerziehende und Allein-
stehende/-lebende deutlich höhere Miet-
belastungsquoten als andere Haushalts-
typen. Über alle Vergleichsgruppen hin-
weg besteht bei den Mietbelastungsquoten 
ein deutlicher Niveauunterschied zwi-
schen den ostdeutschen Flächenländern 
auf der einen und den Flächenländern 
Westdeutschlands sowie den Stadtstaaten 
auf der anderen Seite. u Abb 8

Im Abschnitt Mietkosten wurde ge-
zeigt, dass in den Stadtstaaten die Mieten 
je Quadratmeter bei allen Wohnungs-
größen über 40 Quadratmetern höher 
sind als in den ostdeutschen wie auch den 

westdeutschen Flächenländern. Bei den 
in Abbildung 8 dargestellten Haushalts-
typen wirken sich diese Unterschiede in 
den Mietniveaus aber nicht auf gleiche 
Weise auf die Mietbelastungsquote aus. 
Die Mietbelastungsquoten für Ehepaare 
ohne minderjähriges Kind sowie Allein-
erziehende und Lebensgemeinschaften 
mit Kind(ern) unterscheiden sich kaum 
zwischen westdeutschen Flächenländern 
und Stadtstaaten.

Bewertung des Wohnumfeldes
Für eine abschließende Bewertung der 
Wohnverhältnisse werden auch Aspekte 
zum Zustand der Wohnung und zum 
Wohnumfeld dargestellt. Für diesen 
Zweck wird die Erhebung LEBEN IN  
EUROPA des Statistischen Amtes der 
Europä ischen Union herangezogen und 
es werden die dort ausgewählten Kriterien 
verwendet. Die Kriterien werden in Form 
von wahrgenommenen Mängeln in der 

Flächenländer WestDeutschland Flächenländer Ost Stadtstaaten

insgesamt

27,9 28,3

25,5

29,6

mit Kindern unter 18 Jahren

Alleinerziehende

33,5
34,5

29,9

34,2

Ehepaare

23,0 23,2

19,6

24,8

Lebens-
gemeinschaften

22,5
23,8

19,7

23,7

ohne Kinder unter 18 Jahren

Ehepaare, 
Lebensgemeinschaften

21,8 22,4

19,5

22,6

Alleinstehende/
-lebende

31,1 31,4
29,0

32,6
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Es gibt … im Wohnumfeld. 
Es gibt in der 

Wohnung  
Feuchtigkeits-

schäden.
Lärm- 

belästigung  
von außerhalb

Verschmut-
zung, Ruß, 

andere Umwelt-
belastungen

Krimina-
lität, Gewalt, 
Vandalismus

Insgesamt

EU-28 17,9 14,0 13,0 15,4

Dänemark 18,2 6,8 8,4 15,9

Deutschland 25,1 23,2 14,1 13,1

Frankreich 17,7 14,1 14,8 14,0

Österreich 17,3 10,7 12,4 11,2

Polen 13,0 11,4 5,6 11,6

Haushalte ohne  
abhängiges Kind

EU-28 18,4 14,2 12,9 13,9

Dänemark 21,0 7,4 9,9 13,5

Deutschland 26,9 23,5 14,6 11,5

Frankreich 16,6 13,6 13,9 11,0

Österreich 19,0 11,5 13,2 10,3

Polen 14,4 11,3 6,0 11,2

Haushalte mit  
abhängigen Kindern

EU-28 17,5 13,8 13,2 16,9

Dänemark 15,2 6,1 6,8 18,5

Deutschland 22,5 22,8 13,4 15,3

Frankreich 18,7 14,6 15,7 16,9

Österreich 15,3 9,8 11,5 12,1

Polen 11,9 11,5 5,3 12,0

tens einem Elternteil zusammenleben) 
zeigt sich, dass sich die Bevölkerung in 
Haushalten ohne abhängiges Kind häufi-
ger durch Mängel im Wohnumfeld belas-
tet fühlt als solche mit abhängigen Kin-
dern. Hingegen nahm die Bevölkerung 
mit abhängigen Kindern häufiger Mängel 
in der Wohnung selbst wahr als die 
Gruppe ohne abhängiges Kind. Diese Be-
funde trafen so im Allgemeinen auch für 
die dargestellten Anrainerstaaten wie 
auch im EU-Durchschnitt zu.

u Tab 10 Empfundene Mängel im Wohnumfeld und in der Wohnung  
nach Haushaltstypen und Ländern 2016 — in Prozent

Anteil der Bevölkerung, der in Haushalten lebt, in deren Wohnung oder Wohnumfeld es Belastungen gibt.
1 Wohnung mit undichtem Dach oder feuchten Wänden, Fußböden, Fundamenten oder Fäulnis in Fenstern oder Fußböden.

reiche Lärmbelästigung und Umweltbe-
lastungen. Im Bereich der wahrgenom-
menen Belastung durch Kriminalität im 
Wohnumfeld lag der Anteil von rund 
14 % etwa 1 Prozentpunkt über dem EU-
28-Durchschnitt, allerdings weit über 
dem Wert für beispielsweise Dänemark 
oder Polen. Mängel in der Wohnung gibt 
immerhin gut jeder achte Haushalt in 
Deutschland an. u Tab 10

Unterscheidet man die Kennzahlen 
nach der Bevölkerung in Haushalten mit 
und ohne abhängige Kinder (Kinder unter 
18 Jahren sowie Kinder zwischen 18 und 
24 Jahren, sofern sie nicht erwerbstätig 
oder arbeitsuchend sind und mit mindes-

Wohnung und im Wohnumfeld abgefragt 
und sind dementsprechend subjektiv. u Info 8

Tabelle 10 zeigt den Anteil der Bevöl-
kerung in Deutschland, bei dem der dar-
gestellte subjektive Mangel an der Woh-
nung beziehungsweise dem Haus oder 
im Wohnumfeld wahrgenommen wird. 
Dieser wird mit dem entsprechenden 
Anteil der Bevölkerung in ausgewählten 
Anrainerländern beziehungsweise dem 
EU-28-Durchschnitt verglichen. Hierbei 
fällt auf, dass in Deutschland generell 
häufiger Mängel im Wohnumfeld emp-
funden werden als von den Anrainern 
beziehungsweise dem EU-28-Durch-
schnitt. Insbesondere betraf dies die Be-

u Info 8  
EU-SILC

EU-SILC ist eine jährlich europaweit 
durchgeführte Befragung zu Einkommen 
und Lebensbedin gungen der Haushalte 
(European Union Statistics on Income 
and Living Conditions, mit der deut schen 
Bezeichnung »LEBEN IN EUROPA«). 
 EU-SILC ist die zentrale amtliche Daten-
quelle für die europäische Sozialbericht-
erstattung mit dem Schwerpunkt der 
Messung von Armuts gefährdung, materi-
eller Entbehrung und sozialer Aus-
grenzung (siehe Kapitel 6.3, Seite 231). 
Im Rahmen der Erhebung werden auch 
Fragen zur subjektiven Einschätzung  
der Wohnsituation  gestellt, wie die Be-
lastung privater Haushalte durch die 
Wohnkosten, die wahrgenommenen Pro-
bleme im Wohnumfeld sowie Fragen 
nach Wohnungsmängeln. Durch das 
 europaweit  abgestimmte Fragenpro-
gramm sind die Ergebnisse auf europä-
ischer Ebene vergleichbar.
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Die Verminderung von Armut und sozia-
ler Ausgrenzung ist eines der Kernziele 
der Wachstumsstrategie »Europa 2020«, 
die der Rat der Europäischen Union im 
Jahr 2010 für den Zeitraum bis 2020 be-
schlossen hat. Die Sozialindikatoren zur 
Messung der Armutsgefährdung, der ma-
teriellen Entbehrung und der sozialen 
Ausgrenzung haben dabei eine herausge-
hobene Bedeutung. Die Europäische Ge-
meinschaftsstatistik über Einkommen 
und Lebensbedingungen der Bevölke-
rung (European Union Statistics on In-
come and Living Conditions – EU-SILC) 
ist die zentrale amtliche Datenquelle für 
die europäische Sozialberichterstattung. 
Auf der Grundlage dieser Erhebung er-
mittelt das Statistische Amt der Europä-
ischen Union (Eurostat) jährlich Kenn-
zahlen zur aktuellen Einkommens- und 
Lebenssituation der Bevölkerung in den 
Mitgliedstaaten. 

Die Bezeichnung der deutschen 
 EU-SILC-Erhebung lautet »LEBEN IN 
EUROPA«. Im vorliegenden Kapitel wer-
den die wichtigsten Sozialindikatoren zur 
Messung der Armutsgefährdung, der ma-
teriellen Entbehrung und der sozialen 
Ausgrenzung auf Basis der EU-SILC-Er-
hebung 2016 vorgestellt. u Info 1

6.3.1 Einkommensverteilung
Grundlage für die Ermittlung des Ein-
kommens einer Person ist die möglichst 
umfassende Messung des verfügbaren 
jährlichen Nettoeinkommens des Haus-
halts, in dem die Person lebt. Berichts-
zeitraum für die Einkommensmessung 
in EU-SILC ist das gesamte, der Erhe-
bung vorangegangene Kalenderjahr. Ne-
ben den regelmäßigen monatlichen Ein-
künften werden auch jene Einkünfte be-
rücksichtigt, die unregelmäßig oder nur 
einmal im Jahr (wie das Weihnachtsgeld 
oder Urlaubsgeld) gezahlt werden. Das 
Haushaltseinkommen setzt sich aus den 
Einkünften aller Haushaltsmitglieder zu-
sammen, die im Lauf eines Jahres ge-
zahlt wurden und somit Einfluss auf die 
al lgemeine f inanziel le Situation des 
Haushalts hatten. u Info 2

Zudem wird angenommen, dass 
· alle Haushaltsmitglieder ihre Einkünf-

te zur Verfügung stellen, 
· alle Haushaltsmitglieder das gleiche 

Wohlfahrtsniveau erreichen, 
· Mehrpersonenhaushalte gegenüber 

Einpersonenhaushalten Einspareffekte 
aufgrund des gemeinsamen Wirtschaf-
tens haben.

Anschließend wird das Haushaltsnetto-
einkommen in ein gewichtetes Pro-Kopf-
Einkommen, das sogenannte Nettoäqui-
valenzeinkommen, umgewandelt. u Info 3 

Wie hoch sind die durchschnittlichen 
Einkommen und die Einkommensunter-
schiede zwischen den verschiedenen so-
zialen Gruppen?

Im Jahr 2016 betrug der Median  
des Nettoäquivalenzeinkommens in 
Deutschland 21 275 Euro. Danach hatte 
die eine Hälfte der Bevölkerung mindes-
tens 21 275 Euro zur Verfügung, die an-
dere Hälfte weniger. Der Mittelwert des 
Nettoäquivalenzeinkommens belief sich 
dagegen auf 24 020  Euro. Im Jahr 2015 
hatte das Medianeinkommen noch 
20 668 Euro und das Durchschnittsein-
kommen 23 499  Euro betragen; 2008 
 lagen die Werte bei 18 309 Euro (Median-
wert) sowie 21 086 Euro (Durchschnitts-
wert). u Info 4

Auf europäischer Ebene werden als 
Maß für die Einkommensungleichheit die 

6.3  
Armuts-
gefährdung
und materielle
Entbehrung
Kristina Kott

Statistisches Bundesamt  
(Destatis)

u Info 1  
LEBEN IN EUROPA

In Deutschland wird die amtliche Erhe-
bung EU-SILC (European Union Statistics 
on Income and Living Conditions) unter 
der Bezeichnung »LEBEN IN EUROPA« seit 
2005 jährlich durchgeführt und liefert eine 
Vielzahl von Sozialindikatoren für Deutsch-
land. Die Befragung erfolgt schriftlich in 
vier aufeinanderfolgenden Jahren und be-
steht aus einem Haushaltsfragebogen  
und einem Personenfragebogen für Haus-
haltsmitglieder ab 16 Jahren. An LEBEN  
IN EUROPA nehmen jedes Jahr zwischen 
13 000 und 14 000 Privathaushalte teil,  
wobei jedes Jahr ein Viertel der Stichprobe 
ersetzt wird (Rotationspanel).
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u Info 3  
Nettoäquivalenzeinkommen

Das Nettoäquivalenzeinkommen ist ein Pro-Kopf-Einkommen, das berück-
sichtigt, in welcher Art von Haushalt die Menschen leben, um das Wohl-
standsniveau von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammenset-
zung vergleichbar zu machen. 

Es ist eine fiktive Rechengröße, die aus der Haushaltszusammensetzung und 
dem Haushaltsnettoeinkommen abgeleitet wird. Dazu wird das Haushaltsnetto-
einkommen nicht durch die Zahl der Personen im Haushalt geteilt, sondern 
durch einen kleineren Wert, da angenommen wird, dass beispielsweise bei 
 einem Zweipersonenhaushalt aufgrund von Einspareffekten durch das gemein-
same Wirtschaften weniger als das doppelte Einkommen benötigt wird, um 
gegenüber einem Einpersonenhaushalt einen vergleichbaren Lebensstandard 
zu erzielen. Für die Äquivalenzgewichtung muss eine Annahme darüber getrof-
fen werden, wie groß die Einspareffekte durch das gemeinsame Wirtschaften 
sind. Nach EU-Konvention wird die neue OECD-Skala zur Äquivalenzgewich-
tung herangezogen. Diese nimmt für die erste erwachsene Person im Haushalt 
ein Bedarfsgewicht von 1,0 an und für jede weitere Person im Alter ab 14 Jah-
ren ein Bedarfsgewicht von 0,5 sowie für Haushaltsmitglieder unter 14 Jahren 
ein Bedarfsgewicht von 0,3. Das Haushaltsnettoeinkommen wird durch die 
Summe der Bedarfsgewichte (Gesamtbedarfsgewicht) geteilt und der sich da-
raus ergebende Betrag jedem Haushaltsmitglied als sein persönliches Netto-
äquivalenzeinkommen beziehungsweise Pro-Kopf-Einkommen zugewiesen. 
Durch diese Äquivalenzgewichtung ist die Einkommenssituation einer Person 
aus einem Einpersonenhaushalt nun direkt vergleichbar mit der Einkommens-
situation einer Person aus einem Mehrpersonenhaushalt. Zugleich kann die 
Einkommensverteilung in der Gesamtbevölkerung betrachtet werden.

Ein Beispiel: Zwei Erwachsene mit zwei Kindern unter 14 Jahren erhalten  
ein Gesamtbedarfsgewicht von 2,1 (1,0 + 0,5 + 0,3 + 0,3). Beläuft sich das 
verfügbare Nettoeinkommen eines solchen Haushalts auf 2 000 Euro monat-
lich, so ergibt sich als Nettoäquivalenzeinkommen 952,38 Euro monatlich   
(= 2 000 Euro geteilt durch 2,1), das jedem Haushaltsmitglied zugewiesen 
wird. Es wird also nicht die Zahl der Köpfe zugrunde gelegt, sondern das Ge-
samtbedarfsgewicht. Dies ist – mit Ausnahme von Einpersonenhaushalten – 
immer niedriger als die tatsächliche Anzahl der Personen im Haushalt, da in 
größeren Haushalten wirtschaftliche Einspareffekte auftreten (wie durch ge-
meinsame Nutzung von Wohnraum und Haushaltsgeräten). Der Vier-Perso-
nen-Beispielhaushalt mit zwei erwachsenen Personen und zwei Kindern unter 
14 Jahren benötigt bei der Berechnung also deshalb nicht das 4-Fache, son-
dern nur das 2,1-Fache des Einkommens eines Einpersonenhaushalts, um 
das gleiche Wohlstandsniveau wie der Einpersonenhaushalt zu erreichen.

u Info 2  
Haushaltsnettoeinkommen

Grundlage für Einkommens- und Armutsanalysen bei LEBEN IN EUROPA 
ist das verfügbare Haushaltsnettoeinkommen aus dem Jahr vor der 
 Erhebung (Einkommensbezugsjahr). Es ergibt sich aus dem Bruttoein-
kommen eines Haushalts nach Abzug von:

 ‧ Steuern,
 ‧  Sozialversicherungsbeiträgen,
 ‧  regelmäßigen Vermögensteuern und
 ‧  regelmäßig zwischen Privathaushalten geleisteten Zahlungen. 

Das Bruttoeinkommen eines Haushalts besteht aus haushalts- und 
 personenbezogenen Komponenten. Zum haushaltsbezogenen Bruttoein-
kommen zählen: 

 ‧  Einkommen aus Vermietung und Verpachtung,
 ‧  Familienleistungen (Kindergeld, Elterngeld/ElterngeldPlus) und 

Wohnungsbeihilfen,
 ‧  Sozialgeld, Sozialhilfe, bedarfsorientierte Grundsicherung,
 ‧  regelmäßig empfangene Geldtransfers zwischen privaten Haushalten 

(zum Beispiel Unterhaltszahlungen),
 ‧  Zinsen, Dividenden und Gewinne aus Kapitalanlagen,
 ‧  Einkünfte von Haushaltsmitgliedern unter 16 Jahren.

 
Hinweis: Schätzwerte für unterstellte Mieten bei selbst genutztem 
Wohneigentum (sogenannte Eigentümermietwerte) werden hier, anders 
als in anderen amtlichen Statistiken (zum Beispiel der Einkommens-  
und Verbrauchsstichprobe), nicht zum verfügbaren Haushaltseinkom-
men hinzugerechnet. 

Zum personenbezogenen Bruttoeinkommen zählen:

 ‧  Bruttoeinkommen aus unselbstständiger Tätigkeit in Form von  
Geld oder geldwerten Sachleistungen und/oder Sachleistungen  
(zum Beispiel Firmenwagen),

 ‧  Bruttogewinne und -verluste aus selbstständiger Tätigkeit in  
Form von Geldleistungen (einschließlich Lizenzgebühren),

 ‧  Arbeitslosengeld I und II, Übertragungen der Arbeitsförderung,
 ‧  Alters- und Hinterbliebenenleistungen, 
 ‧  Krankengeld und Invaliditätsleistungen,
 ‧  ausbildungsbezogene Leistungen.

Ratsbeschluss der Europäischen Union 
von 1984 über gezielte Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Armut auf Gemein-
schaftsebene. Danach gelten Personen als 
»verarmt«, »wenn sie über so geringe (ma-
terielle, kulturelle und soziale) Mittel ver-
fügen, dass sie von der Lebensweise aus-
geschlossen sind, die in dem Mitglied-
staat, in dem sie leben, als Minimum 
annehmbar ist«. Ausgehend von dieser 
Sichtweise gilt in EU-SILC eine Person als 
armutsgefährdet, wenn ihr Nettoäqui-
valenzeinkommen weniger als 60 % des 
nationalen Medianeinkommens beträgt.

Bei einem Medianeinkommen von 
21 275 Euro im Jahr 2016 lag der Schwel-
lenwert für die Armutsgefährdung bei 

S80/S20-Rate und der Gini-Koeffizient 
herangezogen. Danach stand den reichs-
ten 20 % der Bevölkerung im Jahr 2016 in 
der Summe 4,6-mal so viel Einkommen 
zur Verfügung wie den ärmsten 20 % der 
Bevölkerung (2015: 4,8; 2008: 4,8). Der 
Gini-Koeffizient wies für Deutschland im 
Jahr 2016 einen Wert von 0,295 auf (2015: 
0,301; 2008: 0,302). Die Ungleichheit in 
der Einkommensverteilung ist damit 
ganz leicht zurückgegangen. u Info 5, Tab 1 

6.3.2 Armutsgefährdung 
Die Messung der Armutsgefährdung in 
der europäischen Sozialberichterstattung 
orientiert sich an einer relativen Definiti-
on von Armut. Sie folgt damit einem 

12 765 Euro (60 % vom Medianeinkommen). 
Umgerechnet auf das monatliche Ein-
kommen bedeutet dies, dass in Deutsch-
land im Jahr 2016 eine Person als armuts-
gefährdet galt, wenn ihr Nettoäquiva-
lenzeinkommen weniger als 1 064  Euro 
im Monat betrug; 2015 lag dieser Schwel-
lenwert bei 1 033 Euro im Monat.

Im Jahr 2016 lag das Nettoäquiva-
lenzeinkommen für 16,5 % der Bevölke-
rung in Deutschland unter dem Schwel-
lenwert. Das ist ein ganz leichter Rück-
gang im Vergleich zum Jahr 2015 (16,7 %). 
Zuvor war der Anteil der von relativer 
Armut bedrohten Bevölkerung seit dem 
Jahr 2008 (15,2 %) bis zum Jahr 2014 
(16,7 %) stetig angestiegen. u Abb 1 
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u Info 4  
Medianeinkommen und Mittelwert

Das durchschnittliche Einkommen in der 
Bevölkerung wird in der Regel durch  
das Medianeinkommen oder durch den 
Mittelwert dargestellt. Bei der Ermittlung 
des Medianeinkommens werden die 
 Einkommen der Personen der Höhe nach 
angeordnet. Das Medianeinkommen 
präsentiert hierbei den Einkommensbe-
trag, der die Bevölkerung in zwei Hälften 
teilt: Die untere Hälfte der Bevölkerung 
hat weniger als das Medianeinkommen 
zur Verfügung; die obere Hälfte verfügt 
über mehr als das Medianeinkommen. 

Bei der Ermittlung des Mittelwerts 
 (arithmetisches Mittel, Durchschnitt) wird 
die Summe der Einkommen von  allen 
Personen gebildet. Diese Summe wird 
anschließend durch die Anzahl der Per-
sonen geteilt.

u Info 5  
Quintile, S80/S20-Verhältnis und Gini-Koeffizient

Um den relativen Einkommensabstand zwischen dem oberen und unteren Rand der Einkommens-
verteilung (das sogenannte S80/S20-Verhältnis) zu beschreiben, wird das Nettoäquivalenzein-
kommen der Personen der Höhe nach geordnet und in Quintile (fünf gleich große Teile) geteilt. Das 
unterste Quintil repräsentiert dabei das Fünftel der Bevölkerung mit den niedrigsten Einkommen, 
das oberste Quintil das Fünftel der Bevölkerung mit den höchsten Einkommen. Die Summe der Ein-
kommen aus dem obersten Quintil, dividiert durch die Summe der Einkommen aus dem untersten 
Quintil, ergibt dann den Wert für das S80/S20-Verhältnis. Dieser Wert beschreibt, um wie viel höher 
das Einkommen des obersten Fünftels im Vergleich zum untersten Fünftel ist. Allerdings ist diese 
Darstellung empfindlich gegenüber Ausreißern, weil hier nicht die Quintilsgrenzen, sondern die 
Summe der Einkommen aus dem untersten Quintil mit der Summe der Einkommen aus dem obers-
ten Quintil verglichen wird. Die Angaben einer einzelnen Person können die jeweilige Summe und 
damit das Ergebnis stark beeinflussen.

Ein anderes, häufig benutztes Verteilungsmaß ist der Gini-Koeffizient, ein statistisches Konzentra-
tionsmaß. Auf Einkommensdaten angewendet zeigt der Gini-Koeffizient, wie gleich oder ungleich 
Einkommen über eine Personengruppe verteilt sind. Bei der Berechnung wird die Ungleichheit in 
der Einkommensverteilung auf Basis aller individuellen Nettoäquivalenzeinkommen einer Personen-
gruppe ermittelt. Der Gini-Koeffizient kann Werte zwischen 0 (absolute Gleichheit) und 1 (abso lute 
Konzentration) annehmen. Je näher der Wert an 1 liegt, desto größer ist die Ungleichheit in der 
Einkommensverteilung.

u Abb 1 Ausgewählte Indikatoren zur Messung von Armut und  
materieller Entbehrung — in Prozent

2008 2015 2016

Median des 
Nettoäquivalenz-
einkommens  
in Euro

18 309 20 668 21 275

Arithmetisches 
Mittel des Netto- 
äquivalenzein-
kommens in Euro

21 086 23 499 24 020

S80/S20-Rate 4,8 4,8 4,6

Gini-Koeffizient 0,302 0,301 0,295

u Tab 1 Einkommensverteilung

wenig darunter. Insgesamt betrachtet 
hatten Personen in Haushalten ohne 
Kind mit 18,7 % eine höhere Armutsge-
fährdungsquote als Personen in Haushal-
ten mit Kind(ern) (13,5 %).

Insgesamt war die Armutsgefähr-
dungsquote von Frauen 2016 mit 17,8 % 
höher als die von Männern (15,2 %). Und 
zwar waren Frauen in allen Altersgrup-

12 765 Euro (60 % vom Medianeinkommen). 
Umgerechnet auf das monatliche Ein-
kommen bedeutet dies, dass in Deutsch-
land im Jahr 2016 eine Person als armuts-
gefährdet galt, wenn ihr Nettoäquiva-
lenzeinkommen weniger als 1 064  Euro 
im Monat betrug; 2015 lag dieser Schwel-
lenwert bei 1 033 Euro im Monat.

Im Jahr 2016 lag das Nettoäquiva-
lenzeinkommen für 16,5 % der Bevölke-
rung in Deutschland unter dem Schwel-
lenwert. Das ist ein ganz leichter Rück-
gang im Vergleich zum Jahr 2015 (16,7 %). 
Zuvor war der Anteil der von relativer 
Armut bedrohten Bevölkerung seit dem 
Jahr 2008 (15,2 %) bis zum Jahr 2014 
(16,7 %) stetig angestiegen. u Abb 1 

pen von einer höheren Armutsgefähr-
dung betroffen als Männer. 

Der Erwerbsstatus von Personen wird 
in der EU-SILC-Erhebung im Rahmen ei-
ner Selbsteinschätzung erfragt. Dort ge-
ben die Personen an, welcher Erwerbssta-
tus beziehungsweise welche Lebenssitua-
tion derzeit auf sie zutrifft. Die Analyse 
nach dem Merkmal »Erwerbsstatus« von 

Für Personen unter 18 Jahren lag die 
Armutsgefährdungsquote im Jahr 2016 
bei 15,4 % und damit etwas geringer als 
für die Bevölkerung insgesamt. Im Jahr 
2016 waren 14,3 % der Kinder unter 
sechs Jahren armutsgefährdet. Für Kin-
der im Alter von sechs bis elf Jahren lag 
dieser Anteil bei 14,1 %. Kinder und Ju-
gendliche von 12 bis 17 Jahren waren mit 
17,9 % überdurchschnittlich armutsge-
fährdet. u Tab 2

Bezogen auf die unterschiedlichen 
Haushaltstypen zeigt sich für das Jahr 
2016, dass die Alleinlebenden mit 32,9 % 
weit überdurchschnittlich von Armut be-
droht waren. Mit 32,6 % lag dieser Anteil 
in Haushalten von Alleinerziehenden nur 

von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung (AROPE-Indikator)
Armutsgefährdungsquote
Bevölkerung in einem Haushalt mit sehr geringer Erwerbsbeteiligung
von erheblicher materieller Entbehrung betroffene Bevölkerung (EU-SILC)
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2008 2016

Schwellenwert für Armutsgefährdung (Euro / Jahr) 10 986 12 765

Armutsgefährdungsquote in %

Insgesamt 15,2 16,5
Geschlecht und Altersgruppen
männlich 14,2 15,2
weiblich 16,2 17,8
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren 15,2 15,4
   männlich 15,5 14,0
   weiblich 14,8 17,2
   unter 6 Jahren 15,1 14,3
   6 –11 Jahre 13,6 14,1
   12 –17 Jahre 16,9 17,9
18 – 24 Jahre 20,2 21,0
   Männer 18,0 18,6
   Frauen 22,4 23,7
25 – 54 Jahre 13,8 14,5
   Männer 13,1 14,0
   Frauen 14,4 14,9
55 – 64 Jahre 17,7 19,7
   Männer 17,2 18,6
   Frauen 18,1 20,7
65 Jahre oder älter 14,9 17,7
   Männer 12,0 14,9
   Frauen 17,4 20,1
Haushaltstypen
Haushalte ohne Kind 17,0 18,7
   Alleinlebende 29,2 32,9
   zwei Erwachsene ohne Kind 12,3 11,9
Haushalte mit Kind(ern) 13,1 13,5
   Alleinerziehende 35,9 32,6
   zwei Erwachsene mit Kind(ern) 10,0 11,0
    zwei Erwachsene mit 1 Kind 9,3 10,7
    zwei Erwachsene mit 2 Kindern 8,3 7,8
    zwei Erwachsene mit 3 und mehr Kindern 15,2 18,2
Überwiegender Erwerbsstatus ¹
 erwerbstätig 7,1 9,5
 arbeitslos 56,8 70,5
 im Ruhestand 15,0 18,0
 sonstige Nichterwerbstätige 21,7 27,5
Erwerbsintensität im Haushalt
Personen ² in Haushalten mit …
 … sehr geringer Erwerbsintensität (weniger als 20 %) 64,2 66,8
 … geringer Erwerbsintensität (20 – 44 %) 26,8 36,9
 … mittlerer Erwerbsintensität (45 – 54 %) 11,9 12,8
 … hoher Erwerbsintensität (55 – 84 %) 7,6 8,3
 … sehr hoher Erwerbsintensität (85 –100 %) 4,3 5,5
Bildungsstatus ³
ISCED 1 bis 2 – niedrig 21,9 29,4
ISCED 3 bis 4 – mittel 13,7 16,1
ISCED 5 bis 8 – hoch 8,6 9,3

1 Personen ab 18 Jahren. Selbsteinschätzung.
2 Personen unter 60 Jahren.
3 Personen ab 18 Jahren. Bildungsstatus nach der internationalen Standardklassifikation im Bildungswesen (ISCED-2011).

Personen über 18 Jahren zeigt, dass von 
den erwerbstätigen Personen nur 9,5 % in 
Haushalten lebten, in denen die Personen 
als armutsgefährdet galten. Bei den ar-
beitslosen Personen waren es dagegen 
70,5 %. Von den Personen im Ruhestand 
lebten 18,0 % in Haushalten, in denen die 
Personen als armutsgefährdet galten.

Da bei dieser Betrachtung der Er-
werbsstatus der anderen Erwachsenen 
und somit potenziell erwerbsfähigen 
Haushaltsmitglieder unberücksichtigt 
bleibt, ist es sinnvoll, zusätzlich die Ar-
beitsmarktbeteiligung beziehungsweise 
Erwerbsintensität (work intensity) des ge-
samten Haushalts einzubeziehen. u Info 6 

Danach hatten Personen aus Haushal-
ten mit einer sehr geringen Erwerbsinten-
sität (weniger als 20 %) ein Armutsgefähr-
dungsrisiko von 66,8 %. Lag die Arbeits-
marktbeteiligung des Haushalts insgesamt 
höher, aber noch unter 45 % (geringe Er-
werbsbeteiligung), so war das Armutsge-
fährdungsrisiko der Personen etwas mehr 
als halb so hoch (36,9 %) im Vergleich zu 
den Personen in Haushalten mit sehr ge-
ringer Erwerbsbeteiligung. Wie erwartet 

u Tab 2 Schwellenwert für Armutsgefährdung und Armutsgefährdungsquote u Info 6  
Erwerbsintensität (work intensity)

Die Erwerbsintensität ist ein Haushaltsmerk-
mal, bei dem jedes Haushaltsmitglied 
 zwischen 18 und 59 Jahren als potenziell 
 erwerbsfähig betrachtet wird. Die Ergebnisse 
sollen sich nur auf Haushalte beziehen, in  
denen Personen wohnen, die sich noch in 
der Erwerbsphase befinden. Reine Rentner-
haushalte sind bei dieser Analyse ausge-
schlossen beziehungsweise werden hier 
nicht berücksichtigt. Ein Haushalt erzielt bei 
der Erwerbsintensität 100 %, wenn alle 
 erwerbsfähigen Haushaltsmitglieder auch 
vollzeiterwerbstätig sind. Ist dagegen keines 
der potenziell erwerbsfähigen Haushaltsmit-
glieder im Haushalt erwerbstätig, beträgt die 
Erwerbsintensität in diesem Haushalt 0 %. 
Auf diese Weise wird einem Zweipersonen-
haushalt mit zwei Vollzeit erwerbstätigen 
 Personen eine Erwerbsintensität von 100 % 
zugewiesen, während ein Zweipersonen-
haushalt mit einer Vollzeit erwerbstätigen 
 Person und einer nicht erwerbstätigen, aber 
erwerbsfähigen Person eine Erwerbsinten-
sität von insgesamt 50 % erhält. Arbeitet  
in einem Zweipersonen haushalt die einzige 
erwerbstätige Person nur die Hälfte der 
 Arbeitszeit, so sinkt die Erwerbs intensität  
für diesen Haushalt auf 25 %.
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wiesen Personen aus Haushalten mit einer 
Erwerbsintensität von mindestens 85 % 
das geringste Armutsgefährdungsrisiko 
auf (5,5 %). Je höher also die Arbeits-
marktbeteiligung der potenziell erwerbs-
fähigen Haushaltsmitglieder und damit 
des Haushalts insgesamt ist, desto geringer 
ist folglich auch das Armutsgefährdungs-
risiko der Personen in diesen Haushalten.

Neben dem Erwerbsstatus werden die 
Personen auch zu ihrem erreichten Bil-
dungsabschluss befragt. Mit Blick auf das 
Armutsgefährdungsrisiko waren 9,3 % 
der Personen mit einem hohen Bildungs-
stand, 16,1 % der Personen mit einem 
mittleren Bildungsstand und 29,4 % der 
Personen mit einem niedrigen Bildungs-
stand armutsgefährdet. 

6.3.3 Materielle Entbehrung 

Messung der materiellen 
Entbehrung
Während für die Definition von Armuts-
gefährdung die finanziellen Ressourcen 
bei der Beschreibung der Lebenslage aus-
schlaggebend sind, geht es bei der Mes-
sung der materiellen Entbehrung vor 
 allem um eine Bewertung der eigenen 
 Situation in den verschiedenen Lebensbe-
reichen. Dieser in der europäischen Sozi-
alberichterstattung verwendete Ansatz 
geht auf den relativen Deprivationsansatz 
von Peter Townsend zurück, der davon 
ausging, dass es in einer Gesellschaft – 
trotz der Pluralität von Lebensstilen und 
der unterschiedlichen Bedürfnisse von 
Haushalten unterschiedlicher Größe und 
Struktur – so etwas wie einen messbaren 
allgemeinen Lebensstil oder allgemeinen 
Lebensstandard gibt. Je weniger eine Per-
son an diesem allgemeinen Lebensstan-
dard teilhaben kann, umso höher ist das 
Ausmaß ihrer materiellen Entbehrung 
oder Deprivation. Ähnlich wie bei der 
Messung der Armutsgefährdung wird da-
bei ein Schwellenwert zugrunde gelegt, 
ab dem von materieller Entbehrung be-
ziehungsweise einem unfreiwilligen Aus-
schluss vom aktuellen allgemeinen Le-
bensstandard ausgegangen wird. Dafür 
muss der aktuelle allgemeine Lebensstan-

dard bekannt sein und es muss bei der 
Messung der materiellen Entbehrung si-
chergestellt sein, dass zwischen einem 
freiwilligen Verzicht (zum Beispiel auf 
ein Auto) und einem unfreiwilligen Ver-
zicht unterschieden wird. Andernfalls 
besteht die Gefahr, dass hier eher ver-
schiedene Lebensstile anstelle von mate-
rieller Entbehrung abgebildet werden. 
Ferner muss zwischen Ressourcen unter-
schieden werden, über die ein Haushalt 
autonom verfügen kann beziehungsweise 
die er kaufen kann, und Ressourcen, bei 
denen dies nicht der Fall ist (zum Beispiel 
die Infrastruktur in seiner Wohnumge-
bung: Gesundheitsversorgung am Ort, 
Zugang zum öffentlichen Nahverkehr). 

Aus Sicht einer kontinuierlichen euro-
päischen Sozialberichterstattung ergeben 
sich weitere Anforderungen an die Mes-
sung der materiellen Entbehrung: Die Er-
gebnisse zwischen den Mitgliedstaaten 
der EU sollen vergleichbar sein, aber auch 
die unterschiedlichen Lebensbedingungen 
sowie die Entwicklungen in den jeweiligen 

Gesellschaften berücksichtigen. Aus diesen 
Gründen erfolgt die Messung der materi-
ellen Entbehrung auf der Grundlage von 
neun sogenannten Deprivationskriterien. 
Eines dieser Kriterien bezieht sich auf 
Zahlungsrückstände bei Wohnkosten und 
Krediten. Vier Kriterien beziehen sich auf 
die Einschätzung des Haushalts, was er sich 
aus seiner Sicht »leisten kann«. Vier wei-
tere Kriterien beziehen sich direkt auf die 
Ausstattung des Haushalts mit den Kon-
sumgütern Auto, Waschmaschine, Farb-
fernseher und Telefon. Verneint der Haus-
halt das Vorhandensein eines Konsum-
gutes, wird er gefragt, ob finanzielle oder 
sonstige Gründe dafür ausschlaggebend 
sind. Auf diese Weise kann zwischen ei-
nem freiwilligen und einem unfreiwilli-
gen Verzicht unterschieden werden. Bei 
der Messung der materiellen Entbehrung 
wird nur der unfreiwillige Verzicht be-
rücksichtigt. Des Weiteren unterscheidet 
die europäische Sozialberichterstattung 
zwischen materieller Entbehrung und er-
heblicher materieller Entbehrung. u Info 7 

u Info 7  
Materielle Entbehrung

Die materielle Entbehrung umfasst einerseits verschiedene Formen wirtschaftlicher Belastung wie 
Hypotheken- oder Mietschulden, Zahlungsrückstände oder Probleme, die Rechnungen von Ver-
sorgungsbetrieben zu begleichen. Andererseits umfasst sie einen aus finanziellen Gründen erzwun-
genen Mangel an Gebrauchsgütern, wobei der Mangel durch die unfreiwillige Unfähigkeit – im 
 Unterschied zur Wahlfreiheit – bedingt ist, für gewisse Ausgaben aufkommen zu können. Materielle 
Entbehrung liegt nach der EU-Definition für EU-SILC dann vor, wenn aufgrund der Selbsteinschätzung 
des Haushalts mindestens drei der folgenden neun Kriterien erfüllt sind: 

1.  Zahlungsrückstände (in den letzten zwölf Monaten) bei Hypotheken, Miete, Konsumentenkrediten 
oder Rechnungen von Versorgungsbetrieben (zum Beispiel Stromrechnung, Gasrechnung);

2.  finanzielles Problem, die Wohnung angemessen heizen zu können;

3.   finanzielles Problem, unerwartete Ausgaben in einer bestimmten Höhe aus eigenen finanziellen 
Mitteln bestreiten zu können;

4.  finanzielles Problem, jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder eine gleichwertige vegetarische Mahl-
zeit einnehmen zu können;

5.  finanzielles Problem, jährlich eine Woche Urlaub woanders als zu Hause zu verbringen;

6.  Fehlen eines Personenkraftwagens im Haushalt aus finanziellen Gründen;

7.  Fehlen einer Waschmaschine im Haushalt aus finanziellen Gründen;

8.  Fehlen eines Farbfernsehgeräts im Haushalt aus finanziellen Gründen;

9.  Fehlen eines Telefons im Haushalt aus finanziellen Gründen.

In der europäischen Sozialberichterstattung wird zwischen materieller Entbehrung und erheblicher 
materieller Entbehrung unterschieden. Materielle Entbehrung liegt vor, wenn für einen Haushalt 
mindestens drei der neun aufgeführten Kriterien zutreffen. Erhebliche materielle Entbehrung wird 
dagegen bei Haushalten angenommen, bei denen mindestens vier der neun Kriterien zutreffen.
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der hier betrachteten Aspekte des allge-
meinen Lebensstandards aus finanziellen 
Gründen einschränken. Bei rund 15 % 
der Bevölkerung traf genau ein Kriterium 
zu; bei weiteren 10 % trafen bereits zwei 
Kriterien zu. u Abb 2

Wie bereits erwähnt, liegt materielle 
Entbehrung vor, wenn mindestens drei 
der neun Einzelkriterien zutreffen. Von 
materieller Entbehrung waren danach 
9,7 % der Bevölkerung betroffen; auf 3,7 % 
traf erhebliche materielle Entbehrung 
(mindestens vier von neun Kriterien) zu. 
Der Anteil der von erheblicher materiel-
ler Entbehrung betroffenen Bevölkerung 
schwankt im Zeitverlauf. Im Jahr 2008 
lag er bei 5,5 %, wies aber durchaus in 
den Jahren 2010 (4,5 %), 2012 (4,9 %) und 
2015 (4,4 %) bereits Werte von unter 5 % 
auf (siehe Abb 1).

Der enge Zusammenhang zwischen 
den finanziellen Ressourcen eines Haus-
halts und der Teilhabe am allgemeinen 
Lebensstandard wird deutlich, wenn die 
Einkommenssituation der Personen und 
das Vorhandensein von erheblicher mate-
rieller Entbehrung zusammen betrachtet 
werden. Hierfür wurde das Nettoäquiva-
lenzeinkommen der Personen der Höhe 
nach angeordnet und die Bevölkerung 
schließlich in fünf gleich große Teile 
(Quintile; siehe Info 5) unterteilt. Danach 
waren im Jahr 2016 bei den einkommens-
ärmsten 20 % der Bevölkerung (erstes 
Quintil) 14 % von erheblicher materieller 
Entbehrung betroffen. In der nächsthöhe-

Ähnlich wie bei der Armutsgefähr-
dungsmessung wird das ermittelte Ergeb-
nis allen Haushaltsmitgliedern in einem 
Haushalt zugeordnet und bei der Ergeb-
nisdarstellung als Ergebnis für die Ge-
samtbevölkerung ausgewiesen. 

Materielle Entbehrung nach  
ausgewählten Einzelkriterien
Im Jahr 2016 gaben 4,2 % der Bevölke-
rung Zahlungsrückstande in den letzten 
zwölf Monaten bei Hypotheken, Konsu-
mentenkrediten, Miete oder Rechnungen 
von Versorgungsbetrieben (zum Beispiel 
Stromrechnung, Gasrechnung) an. Etwa 
3,7 % der Bevölkerung gaben an, ihre 
Wohnung aus finanziellen Gründen nicht 
angemessen heizen zu können. Rund 
30 % der Bevölkerung konnten unerwar-
tet anfallende Ausgaben in einer be-
stimmten Höhe (2016: 985 Euro) nicht 
aus eigenen Finanzmitteln bestreiten. Für 
6,5 % der Bevölkerung war es aus finanzi-
ellen Gründen nicht möglich, jeden zwei-
ten Tag eine Mahlzeit mit Fleisch, Geflü-
gel oder Fisch oder eine hochwertige ve-
getarische Mahlzeit zu essen. Jährlich 
eine Woche Urlaub woanders als zu Hau-
se zu verbringen, war für 18 % der Bevöl-
kerung aufgrund ihrer finanziellen Lage 
nicht möglich. u Tab 3

Diese Ergebnisse zeigen einerseits, dass 
für eine deutliche Mehrheit der Bevölke-
rung die erfragten Kriterien zum allgemei-
nen Lebensstandard gehören. Andererseits 
wird auch deutlich, dass das Bestreiten 
von unerwartet anfallenden Ausgaben 
(30 %) und die finanziellen Möglichkeiten 
für eine jährliche Fahrt in den Urlaub 
(18 %) für einen relativ hohen Anteil in der 
Bevölkerung nicht selbstverständlich sind.

Materielle Entbehrung und  
erhebliche materielle Entbehrung
Werden alle neun Kriterien für die Mes-
sung der materiellen Entbehrung betrach-
tet, so ergibt sich für das Jahr 2016 fol-
gendes Bild: Für 65 % der Bevölkerung 
traf keines der neun Kriterien zu. Diese 
Personen hatten weder Zahlungsrück-
stände bei Wohnkosten und Kreditzah-
lungen, noch mussten sie sich in  einem 

ren Einkommensschicht (zweites Quintil) 
traf dies für 2,9 % zu. In den Einkommens-
schichten des dritten, vierten und fünften 
Quintils kam erhebliche materielle Ent-
behrung kaum vor. u Abb 3

6.3.4 Armut oder soziale Aus-
grenzung: der AROPE-Indikator 
Auf der Basis der bisher vorgestellten bei-
den Sozialindikatoren zur Armutsgefähr-
dung und erheblichen materiellen Ent-
behrung wurde ein weiterer Sozialindi-
kator gebildet, der heute als die zentrale 
statistische Kennziffer für die Messung 
von Armutsgefährdung oder sozialer Aus-
grenzung gilt: der AROPE-Indikator (At 
risk of poverty or social exclusion). Beim 
AROPE-Indikator handelt es sich um ei-
nen zusammengesetzten Indikator, in 
dem neben Aspekten wie Armutsgefähr-
dung und materielle Entbehrung zusätz-
lich die gemessene Erwerbsintensität des 
Haushalts berücksichtigt wird. Wie be-
reits dargestellt, weisen Personen aus 
Haushalten mit einer sehr geringen Er-
werbsintensität auch ein überdurch-
schnittlich hohes Armutsgefährdungsri-
siko auf. Insofern wird hier angenommen, 
dass Haushalte mit einer sehr geringen 
Erwerbsbeteiligung der Haushaltsmitglie-
der – ob freiwillig oder unfreiwillig (zum 
Beispiel aufgrund von Arbeitslosigkeit 
oder Krankheit) – sich in einer eher pre-
kären Lebenslage befinden und damit 
eher von sozialer Ausgrenzung bedroht 
sind als Haushalte mit einer hohen Er-

2008 2016

Zahlungsrückstände bei Hypotheken, Konsumentenkrediten,  
Miete, Rechnungen von Versorgungsbetrieben 5,6 4,2

Der Haushalt kann es sich finanziell nicht leisten, …

… die Wohnung angemessen warm zu halten. 5,9 3,7
…  unerwartet anfallende Ausgaben in Höhe von mindestens  

780 Euro (2008)/985 Euro (2016) aus eigenen Mitteln zu bestreiten. 34,9 30,0

…  jeden zweiten Tag eine vollwertige Mahlzeit mit Fleisch,  
Geflügel oder Fisch (oder eine entsprechende vegetarische  
Mahlzeit)  einzunehmen.

10,9 6,5

…  jedes Jahr eine Woche Urlaub woanders als zu Hause  
zu verbringen. 25,2 18,4

Selbsteinschätzung der Haushalte.

u Tab 3 Materielle Entbehrung nach ausgewählten Einzelkriterien  
— in Prozent der Bevölkerung
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der hier betrachteten Aspekte des allge-
meinen Lebensstandards aus finanziellen 
Gründen einschränken. Bei rund 15 % 
der Bevölkerung traf genau ein Kriterium 
zu; bei weiteren 10 % trafen bereits zwei 
Kriterien zu. u Abb 2

Wie bereits erwähnt, liegt materielle 
Entbehrung vor, wenn mindestens drei 
der neun Einzelkriterien zutreffen. Von 
materieller Entbehrung waren danach 
9,7 % der Bevölkerung betroffen; auf 3,7 % 
traf erhebliche materielle Entbehrung 
(mindestens vier von neun Kriterien) zu. 
Der Anteil der von erheblicher materiel-
ler Entbehrung betroffenen Bevölkerung 
schwankt im Zeitverlauf. Im Jahr 2008 
lag er bei 5,5 %, wies aber durchaus in 
den Jahren 2010 (4,5 %), 2012 (4,9 %) und 
2015 (4,4 %) bereits Werte von unter 5 % 
auf (siehe Abb 1).

Der enge Zusammenhang zwischen 
den finanziellen Ressourcen eines Haus-
halts und der Teilhabe am allgemeinen 
Lebensstandard wird deutlich, wenn die 
Einkommenssituation der Personen und 
das Vorhandensein von erheblicher mate-
rieller Entbehrung zusammen betrachtet 
werden. Hierfür wurde das Nettoäquiva-
lenzeinkommen der Personen der Höhe 
nach angeordnet und die Bevölkerung 
schließlich in fünf gleich große Teile 
(Quintile; siehe Info 5) unterteilt. Danach 
waren im Jahr 2016 bei den einkommens-
ärmsten 20 % der Bevölkerung (erstes 
Quintil) 14 % von erheblicher materieller 
Entbehrung betroffen. In der nächsthöhe-

werbsbeteiligung. Rentnerhaushalte, für 
die eine Erwerbsbeteiligung in der Regel 
nicht mehr relevant ist, bleiben hier un-
berücksichtigt. Im Jahr 2016 lebten knapp 
10 % der Bevölkerung in einem Haushalt 
mit sehr geringer Erwerbsintensität. Die-
ser Anteil ist trotz leichter Schwankungen 
seit 2008 (12 %; siehe Abb 1) stetig leicht 
zurückgegangen. u Tab 4

Beim AROPE-Indikator werden alle 
Personen gezählt, für die mindestens eine 
der drei folgenden Bedingungen zutrifft: 
· Das Einkommen der Person liegt unter 

der Armutsgefährdungsgrenze. 
· Die Person lebt in einem Haushalt, für 

den erhebliche materielle Entbehrung 
zutrifft. 

nächsthöheren Einkommensschicht – gab 
es dagegen nur noch 7,7 % der Personen, 
die armutsgefährdet oder von sozialer 
Ausgrenzung bedroht waren. In den hö-
heren Einkommensschichten war der An-
teil wesentlich geringer und verdeutlicht 
damit den engen Zusammenhang zwi-
schen Einkommenslage, Erwerbssituation 
und materieller Entbehrung. u Tab 5

Im Zeitverlauf ist der Anteil der von 
Armut oder sozialer Ausgrenzung be-
drohten Bevölkerung leichten Schwan-
kungen unterworfen. Während er im Jahr 
2008 bei 20,1 % lag, wies er 2010 und 2012 
mit 19,7 % und 19,6 % die niedrigsten 
Werte auf und lag auch 2016 mit 19,7 % 
bei einem niedrigen Wert (siehe Abb 1). 

ren Einkommensschicht (zweites Quintil) 
traf dies für 2,9 % zu. In den Einkommens-
schichten des dritten, vierten und fünften 
Quintils kam erhebliche materielle Ent-
behrung kaum vor. u Abb 3

6.3.4 Armut oder soziale Aus-
grenzung: der AROPE-Indikator 
Auf der Basis der bisher vorgestellten bei-
den Sozialindikatoren zur Armutsgefähr-
dung und erheblichen materiellen Ent-
behrung wurde ein weiterer Sozialindi-
kator gebildet, der heute als die zentrale 
statistische Kennziffer für die Messung 
von Armutsgefährdung oder sozialer Aus-
grenzung gilt: der AROPE-Indikator (At 
risk of poverty or social exclusion). Beim 
AROPE-Indikator handelt es sich um ei-
nen zusammengesetzten Indikator, in 
dem neben Aspekten wie Armutsgefähr-
dung und materielle Entbehrung zusätz-
lich die gemessene Erwerbsintensität des 
Haushalts berücksichtigt wird. Wie be-
reits dargestellt, weisen Personen aus 
Haushalten mit einer sehr geringen Er-
werbsintensität auch ein überdurch-
schnittlich hohes Armutsgefährdungsri-
siko auf. Insofern wird hier angenommen, 
dass Haushalte mit einer sehr geringen 
Erwerbsbeteiligung der Haushaltsmitglie-
der – ob freiwillig oder unfreiwillig (zum 
Beispiel aufgrund von Arbeitslosigkeit 
oder Krankheit) – sich in einer eher pre-
kären Lebenslage befinden und damit 
eher von sozialer Ausgrenzung bedroht 
sind als Haushalte mit einer hohen Er-

· Die Person lebt in einem Haushalt mit 
einer sehr geringen Erwerbsbeteiligung 
(unter 20 %) der erwerbsfähigen Haus-
haltsmitglieder. 

Trifft mindestens einer dieser drei Aspekte 
auf eine Person zu, so gilt diese Person als 
»armutsgefährdet oder von sozialer Aus-
grenzung bedroht«. Auf der Grundlage 
des AROPE-Indikators war im Jahr 2016 
in Deutschland knapp jeder Fünfte (19,7 %) 
armutsgefährdet oder von sozialer Aus-
grenzung bedroht. Bei den einkommens-
ärmsten 20 % (erstes Quintil) der Bevöl-
kerung traf dies für die deutliche Mehrheit 
zu: Hier waren 86 % der Personen armuts-
gefährdet oder von sozialer Ausgrenzung 
bedroht. Im zweiten Quintil – also der 

u Abb 2 Materielle Entbehrung  
nach der Anzahl der Kriterien 2016  
— in Prozent der Bevölkerung

Selbsteinschätzung der Haushalte.

u Abb 3 Erhebliche materielle Entbehrung nach Einkommensquintilen 2016  
— in Prozent

2008 2016

Anteil der von Armut oder sozialer Ausgrenzung  
bedrohten Personen (AROPE-Indikator) 20,1 19,7

  Anteil der Personen mit Armutsgefährdung 15,2 16,5

  Anteil der Personen mit erheblicher materieller Entbehrung ¹ 5,5 3,7

   Anteil der Personen aus Haushalten mit sehr geringer  
Erwerbsintensität 11,7 9,6

AROPE = At risk of poverty or social exclusion. 
1 Selbsteinschätzung der Haushalte.

u Tab 4 AROPE-Indikator und seine Teilaspekte  
— in Prozent der Bevölkerung

4 und mehr (= erhebliche 
materielle Entbehrung)

321

kein Kriterium 
trifft zu = keine 

Entbehrung

Anzahl der 
Kriterien, 

die zutreffen

erhebliche 
materielle 

Entbehrung materielle 
Entbehrung

65,0

15,3

10,1 

6,0 

3,7 5. Quintil 0,2

4. Quintil 0,2

3. Quintil 0,9

2. Quintil

1. Quintil 14,3

Haushalte insgesamt
3,7

2,9
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Die Analyse nach Haushaltstypen 
zeigt ähnliche Ergebnisse wie bei der aus-
schließlichen Betrachtung der monetären 
Armutsgefährdung. Mit 43 % lebten im 
Jahr 2016 die meisten von Armut oder so-
zialer Ausgrenzung bedrohten Personen 
in Haushalten von Alleinerziehenden. 
Dicht gefolgt von den Alleinlebenden: 
Hier war mit knapp 37 % mehr als ein 
Drittel von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedroht. Es zeigt sich, dass insbe-
sondere bei Personen in Haushalten von 
zwei Erwachsenen mit mindestens drei 
Kindern der Anteil mit rund 20 % leicht 
überdurchschnittlich war. Bei Personen 
aus anderen Haushaltskonstellationen lag 
der Anteil der von Armut oder sozialer 
Ausgrenzung bedrohten Personen dage-
gen unter dem Durchschnitt. u Abb 4

Personen der Altersgruppen 55 bis 64 
Jahre sowie 18 bis 24 Jahre waren mit je-
weils 23,8 % am stärksten von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung bedroht. 
Gleich danach folgten mit einem Anteil 
von 20,3 % Jugendliche im Alter von 12 
bis 17 Jahren. In den Altersklassen der 
65-Jährigen und Älteren, der 25- bis 
54-Jährigen sowie der 6- bis 11-Jährigen 
betrug der Anteil der von Armut oder so-
zialer Ausgrenzung bedrohten Bevölke-
rung zwischen 18,3 % und 18,5 %. Bei 
Kindern unter 6 Jahren lag der Anteil bei 
18,9 %. u Tab 6

u Abb 4 Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung  
(AROPE-Indikator) nach Haushaltstyp 2016 — in Prozent

2008 2016

Personen des …

… 1. Quintils 81,3 86,0

… 2. Quintils 9,8 7,7

… 3. Quintils 5,1 2,6

… 4. Quintils 2,7 1,1

… 5. Quintils 1,6 1,0

2008 2016

Insgesamt 20,1 19,7

Altersgruppen von … bis … Jahren

unter 18 20,1 19,3

   unter 6 20,0 18,9

   6 –11 18,9 18,5

   12 –17 21,6 20,3

18 – 24 25,1 23,8

25 – 54 19,4 18,4

55 – 64 26,5 23,8

65 oder älter 15,5 18,3

AROPE = At risk of poverty or social exclusion. 

AROPE = At risk of poverty or social exclusion. 

AROPE = At risk of poverty or social exclusion. 

u Tab 5 Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung  
(AROPE-Indikator) nach Einkommensquintilen — in Prozent

u Tab 6 Von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohte Bevölkerung  
(AROPE-Indikator) nach Alter — in Prozent

in Prozent   
insgesamt 19,7 

Haushalte insgesamt
19,7

Haushalte ohne Kind 21,8

   Alleinlebende 36,7

   zwei Erwachsene 
ohne Kind 14,6

Alleinerziehende 43,0

zwei Erwachsene 
mit einem Kind 13,3

zwei Erwachsene 
mit zwei Kindern 10,1

zwei Erwachsene mit 
mindestens drei Kindern 20,4

Haushalte mit Kind(ern) 16,8
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Die Einkommen der privaten Haushalte 
bilden die zentralen Ressourcen der Be-
völkerung für die Sicherung des individu-
ellen Lebensstandards und haben auch 
direkten Einfluss auf die subjektiv wahr-
genommene Lebensqualität. Die Vertei-
lung der Einkommen in einer Gesell-
schaft gibt somit darüber Auskunft, ob 
und inwieweit einzelne Bevölkerungs-
gruppen von der gesellschaftlichen Teil-
habe ausgeschlossen oder von einem Aus-
schluss gefährdet sind. Bei langjähriger 
Betrachtung sind vor allem in den letzten 
Jahren zwar Einkommenszugewinne in 
allen Einkommensgruppen zu verzeich-
nen, die Ungleichheit in der Verteilung 
der verfügbaren Einkommen der privaten 
Haushalte hat sich dabei in Deutschland 
aber langfristig erhöht und der Abstand 
zwischen Armen und Reichen ist auch in 
den letzten Jahren weiterhin hoch.

In diesem Kapitel werden mit den Da-
ten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) die langjährigen Einkommens-
entwicklungen in Deutschland insbeson-
dere für den Zeitraum 1995 bis 2016 be-
schrieben. Bei der Berechnung der Jah-

reseinkommen werden hier – soweit nicht 
anders ausgewiesen – nur rein monetäre 
Einkünfte betrachtet; Einkommensvor-
teile durch selbstgenutztes Wohneigen-
tum bleiben hierbei ebenso unberück-
sichtigt wie Unterhaltsleistungen und 
Ähnliches. Neben der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung werden dabei auch 
der Verlauf der Angleichung der Einkom-
men zwischen Ost- und Westdeutschland 
sowie die Verteilung der Einkommen von 
Personen mit Migrationshintergrund do-
kumentiert. Die Einkommensungleich-
heit und die Betroffenheit von Niedri-
geinkommen und Einkommensarmut ge-
ben darüber hinaus Auskunft über die 
relative Schichtung der Einkommen so-
wie über die Polarisierung zwischen Arm 
und Reich. Das Ausmaß der Einkom-
mens- und Armutsdynamik in Deutsch-
land, das hier ebenfalls im zeitlichen Ver-
lauf dargestellt wird, gibt Hinweise auf 
die Chancen von Einkommensaufstiegen 
und Risiken von Einkommensverlusten 
und beschreibt so auch die Durchlässig-
keit und Offenheit der Einkommens-
schichtung. u Info 1

6.4  
Einkommens-
entwicklung – 
Verteilung, 
Angleichung, 
Armut  
und Dynamik
Jan Goebel, Peter Krause  
DIW Berlin 

WZB / SOEP

u Info 1  
Daten und Methoden

Die Einkommen werden im SOEP im Rahmen der jährlichen Befragungen detailliert erfasst: Zum einen 
wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen erfragt, also die regelmäßigen Einkünfte nach Abzug 
von Steuern und Sozialabgaben zuzüglich erhaltener Sozialtransfers. Zum anderen werden jeweils 
für das zurückliegende Jahr alle individuellen (Brutto-)Einkommen aller aktuell im Haushalt befragten 
Personen erhoben. Diese individuellen Einkommenskomponenten werden über den Haushalt auf-
summiert und liefern so, mithilfe einer Schätzung der Steuer- und Sozialabgaben, die Jahresnetto-
einkommen des Vorjahres. Bei den Jahreseinkommen werden neben einmaligen Sonderzahlungen 
(zum Beispiel 13., 14. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld) auf diese Weise auch Steuerrück-
zahlungen implizit berücksichtigt.

Die erhobenen Monatseinkommen bilden die zum Interviewmonat aktuell verfügbaren ökonomischen 
Ressourcen für alle zu diesem Zeitpunkt im Haushalt lebenden Personen ab. Die Jahreseinkommen 
beschreiben demgegenüber die von jeder aktuell im Haushalt lebenden Person im Vorjahr erzielten 
Markt- und Nettoeinkünfte. Beide Einkommenskonzepte unterscheiden sich damit nicht nur hin-
sichtlich des zeitlichen Bezugsrahmens, sondern auch bezüglich der berücksichtigten Komponenten. 
Im Folgenden werden deshalb Daten zu beiden Konzepten präsentiert.

Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung ver-
gleichbar zu machen, werden alle Haushaltseinkommen entsprechend dem inzwischen EU-weit 
standardisierten Vorgehen unter Verwendung der neuen (revidierten) OECD-Skala in sogenannte 
»Äquivalenzeinkommen« – das sind unter Bedarfsgesichtspunkten modifizierte Pro-Kopf-Einkommen – 
umgerechnet. Alle Einkommensangaben werden in Euro ausgewiesen. Die Analysen erfolgen auf 
Personenebene und repräsentieren – soweit nicht anders ausgewiesen – die in privaten Haushalten 
lebende gesamte Bevölkerung in Deutschland. Die Anstaltsbevölkerung (zum Beispiel in Altersheimen) 
bleibt unberücksichtigt. Bei der Darstellung der Einkommenssituation von Asylsuchenden und Ge-
flüchteten werden auch Personen in Gemeinschaftsunterkünften berücksichtigt.
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sende Ungleichheitsmaße wie der Gini-
Koeffizient. Hier zeigt sich, dass die ärms-
ten 20 % der Bevölkerung (das unterste 
Quintil) bis zum Jahr 2000 über knapp 
10 % des monatlichen Gesamteinkommens 
verfügten. Nach dem Jahr 2000 ging der 
Einkommensanteil des ärmsten Quintils 
stetig zurück und lag im Jahr 2016 nur 
noch bei etwa 9 %. Die reichsten 20 % 
(das oberste Quintil) hatten demgegen-
über bis 2000 etwa 35 % des monatlichen 
Gesamteinkommens zur Verfügung, von 
Beginn der 2000er-Jahre stieg bis zu den 
Jahren 2005 bis 2009 der Anteil allmählich 
auf fast 37 % an, für das Jahr 2016 lag der 
Wert weiterhin bei 36,6 %. Der Abstand 
zwischen Arm und Reich hat sich damit 
im langjährigen Verlauf vergrößert.

Dies geht auch aus dem Gini-Koeffizi-
enten, einem zusammenfassenden Un-
gleichheitsmaß (siehe Kapitel 6.3, Sei-
te  233, Info 5), hervor: Dieser stieg be-

6.4.1 Einkommensentwicklung  
und -verteilung
Die verfügbaren durchschnittlichen Äqui-
valenzeinkommen (Median) der privaten 
Haushalte sind nach den Daten des  
SOEP in Deutschland nominal von monat-
lich 901 Euro im Jahr 1992 auf 1 600 Euro 
im Jahr 2016 gestiegen, real (zu Preisen 
von 2016) haben sich die Monatsein-
kommen im selben Zeitraum von 1 326 
auf 1 600 Euro erhöht. Die entsprechen-
den Vorjahreseinkommen lagen nominal 
im Jahr 2016 bei 20 477 Euro und real bei 
20 580 Euro.

Während die Nominaleinkommen 
durchgehend stiegen, zeigten sich bei den 
Realeinkommen seit Beginn der 1990er-
Jahre längere Phasen mit einem eher ge-
ringen Einkommenswachstum bei deut-
lichen konjunkturellen Schwankungen. 
Nach dem mit der deutschen Vereinigung 
eingetretenen Boom und den zunächst 
 hohen Einkommenszuwächsen in Ost-
deutschland erhöhten sich die Einkommen 
in der zweiten Hälfte der 1990er-Jahre nur 
wenig. Zur Jahrtausendwende erfolgte er-
neut ein Einkommensanstieg, gefolgt  
von einer längeren Phase wirtschaftlicher 
Rezession mit zum Teil sogar rückläu-
figen Einkommensentwicklungen. Die 
Darstellung der (realen) Einkommensent-
wicklung weist zwischen 2010 und 2015 
mehrere methodische Anpassungen auf 
(Zensusbruch, stufenweise Anpassung der 
Hochrechnungsrahmen an detailliertere 
Informationen zum Migrationshinter-
grund), sodass die dargestellte Zunahme 
der Einkommen in diesem Zeitraum 
wahrscheinlich eher  geringer ist als die 
tatsächliche. Von 2014 bis 2016 stiegen 
die Einkommen weiter an. u Abb 1

Die Betrachtung von mittleren Ein-
kommenswerten sagt allerdings noch 
nichts darüber aus, wie gleich oder un-
gleich die Einkommen in der Bevölkerung 
verteilt sind. Allgemeine Indikatoren zur 
Beschreibung der Einkommensungleich-
heit sind die Anteile am Gesamteinkom-
men nach Einkommensschichten und de-
ren Verhältnisse (Quintilsverhältnisse, 
Palma-Ratio), die Verhältnisse von Ein-
kommensschwellen sowie zusammenfas-

zogen auf die monatlich verfügbaren 
Einkommen von einem mittleren Wert 
von 0,24 in den Jahren 1995 bis 1999 auf 
0,27 in den Jahren 2010 bis 2014 und wies 
für das Jahr 2016 weiterhin einen Wert 
von 0,28 auf. Die vorjahresbezogenen 
Einkommen der privaten Haushalte sind 
im Allgemeinen etwas ungleicher verteilt 
als die enger gefassten monatlichen, da  
sie auch unregelmäßige Einkünfte oder 
unterjährige Sonderzahlungen wie Boni 
beinhalten. Die Ungleichheit der verfüg-
baren Vorjahreseinkommen stieg von 
 einem mittleren Wert von 0,25 in den 
Jahren 1995 bis 1999 auf 0,29 in den Jah-
ren 2010 bis 2014 und verharrte weiter bis 
2016 auf hohem Niveau. Übereinstim-
mend weisen alle Ungleichheitsindizes 
 einen Anstieg gegenüber den zurück-
liegenden Dekaden auf. Die Ungleich-
heitsentwicklung zwischen 2010 und 2016 
lässt sich zwar infolge der methodischen 

Vor 1989 (Äquvalenzeinkommen im Monat) beziehungsweise 1992 (Äquivalenzeinkommen im Vorjahr) nur Westdeutschland.
1 Zu Preisen von 2016.
Datenbasis: SOEPv33l.

u Abb 1 Entwicklung der Median-Äquivalenzeinkommen der privaten Haushalte  
in Deutschland 1985 – 2016 — in Euro
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Perioden Jahre

1995 – 1999 2000 – 2004 2005 – 2009 2010 – 2014 1996 2015 2016

Mittelwert des Äquivalenzeinkommens  
(real, zu Preisen von 2016, in Euro)

im Monat 1 548 1 619 1 612 1 692 1 557 1 761 1 784

im Vorjahr 21 055 22 225 22 629 23 017 20 994 23 071 23 524

Änderungsrate (in %) ¹

im Monat . 4,6 – 0,5 5,0 . 13,1 1,3

im Vorjahr . 5,6 1,8 1,7 . 9,9 2,0

Median des Äquivalenzeinkommens  
(real, zu Preisen von 2016, in Euro)

im Monat 1 389 1 447 1 416 1 492 1 399 1 546 1 600

im Vorjahr 18 832 19 801 19 718 20 083 18 828 20 103 20 580

Änderungsrate (in %) ¹

im Monat . 4,2 – 2,2 5,4 . 10,5 3,5

im Vorjahr . 5,1 – 0,4 1,9 . 6,8 2,4

Einkommensanteile  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

der reichsten 10 % 20,8 21,6 22,5 22,3 21,2 22,1 22,0

der reichsten 20 % 34,8 35,6 36,7 36,7 35,0 36,7 36,6

der ärmsten 40 % 24,8 24,3 23,4 23,0 24,6 22,7 22,7

der ärmsten 20 % 10,1 9,8 9,4 9,2 10,0 9,0 8,9

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Monat)

Gini-Koeffizient 0,245 0,256 0,271 0,274 0,249 0,277 0,276

Verhältnis der Einkommensanteile (Q5 / Q1) ² 3,45 3,64 3,92 3,97 3,52 4,09 4,11

Verhältnis der Dezilschwellen (P90 / P10) ³ 2,95 3,07 3,28 3,39 2,98 3,57 3,50

Einkommensungleichheit  
(Äquivalenzeinkommen im Vorjahr)

Gini-Koeffizient 0,254 0,261 0,286 0,285 0,256 0,288 0,293

Palma-Ratio ⁴ 0,871 0,912 1,039 1,028 0,884 1,030 1,064

Preisinidizes ⁵

Westdeutschland 77,1 82,4 89,4 96,6 76,1 99,5 100

Ostdeutschland 77,0 82,4 89,4 96,6 75,8 99,5 100

also noch ohne Berücksichtigung von di-
rekten Steuern und Sozialtransfers. Hieran 
wird deutlich, dass die Ungleichheit der in 
den privaten Haushalten jeweils erwirt-
schafteten Markteinkommen (mit und 
ohne Renten) noch erheblich stärker ge-
stiegen ist als bei den daraus hervorgehen-
den Haushaltsnettoeinkommen: Der Gini-
Koeffizient der in den privaten Haushalten 
erzielten Markteinkommen hat sich seit 
der deutschen Vereinigung bis 2006 stetig 

Umstellungen im SOEP und in der amtli-
chen Statistik nicht exakt beschreiben, die 
verschiedenen Indikatoren lassen aber 
keine Umkehr im Trend anhaltend hoher 
Ungleichheitswerte erkennen. u Tab 1

Anhand des jahresbezogenen Ein-
kommenskonzeptes lassen sich zudem 
auch Ungleichheitsziffern für die zugrun-
de liegenden Markteinkommen (brutto) 
berechnen, die in den privaten Haushal-
ten vor Eingriff des Staates erzielt werden, 

erhöht und verharrte bis 2016 auf hohem 
Niveau. Diese erhebliche Zunahme an 
Ungleichheit der überwiegend aus Er-
werbstätigkeit erzielten Markteinkom-
men hat bis 2005 maßgeblich zu einer zu-
nehmend größeren Ungleichheit der dar-
aus abgeleiteten Nettoeinkommen der 
privaten Haushalte beigetragen. u Abb 2

Die Ungleichheit der haushaltsbezo-
genen Markt- und Nettoeinkommen wird 
von den Entwicklungen am Arbeitsmarkt, 

1 Prozentuale Steigerung gegenüber dem in der Vorspalte angegebenen Zeitraum beziehungsweise Zeitpunkt.
2 Verhältnis der Einkommenssumme im 5. Quintil (reichste 20 %) zur Einkommenssumme im 1. Quintil (ärmste 20 %).
3 Die jeweilige Dezilschwelle teilt die nach steigendem Einkommen sortierten Beobachtungen, so ist P10 derjenige Einkommenswert, bei dem 10 % der Bevölkerung unterhalb dieses Wertes liegen und 90 % darüber.
4 Verhältnis der Einkommensanteile (reichste 10 % / ärmste 40 %).
5 Die Preisindizes werden bis 1998 für Ost und West getrennt. Sie beziehen sich bei (Vor-)Jahresangaben jeweils auf das Einkommens(vor)jahr.
. Zahlenwert unbekannt. 
Datenbasis: SOEPv33l; Destatis 2017; eigene Berechnungen.

u Tab 1 Haushaltsnettoeinkommen der privaten Haushalte in Deutschland 1995 – 2016
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Bei Monatseinkommen von 1985 bis 1989 nur Westdeutschland; bei Vorjahreseinkommen von 1985 bis 1991 nur Westdeutschland.
Datenbasis: SOEPv33l. 

wieder etwas, sie lag auch nach Einschluss 
der Rentenleistungen zuletzt wieder auf 
dem Niveau der frühen und mittleren 
1990er-Jahre.

6.4.2 Einkommensschichtung  
und relative Armut
Die Zunahme der Ungleichheit geht mit 
einer Veränderung der Einkommens-
schichtung einher. Bei der Schichtung 
der Bevölkerung nach Einkommen wer-
den verschiedene Einkommensklassen in 
prozentualer Relation zu einem Referenz-
wert, hier dem mittleren Wert der Ein-
kommensverteilung (Median), betrachtet. 

von soziodemografischen Veränderungen 
sowie von Maßnahmen im Bereich der 
sozialstaatlichen Sicherung bestimmt. 
Die relative Differenz der beiden Un-
gleichheitskoeffizienten (Ungleichheit 
des Brutto- und Nettohaushaltseinkom-
mens) illustriert, inwieweit sozialstaat-
liche Eingriffe in Form von direkten 
Steuern und Transfers die Ungleichheit 
reduzieren. Im Zuge der deutschen Ver-
einigung stieg der Einf luss der sozial-
staatlichen Umverteilung in den 1990er-
Jahren stark an. Die durch staatliche 
Maßnahmen erfolgte Reduzierung an 
Ungleichheit verringerte sich seit 2006 

Die Berechnung der Einkommensschich-
ten erfolgt auf Grundlage der gesamt-
deutschen Einkommensverteilung an-
hand der Realeinkommen zu Preisen  
von 2016.

Die beiden untersten Einkommens-
schichten mit weniger als 60 % bezie-
hungsweise 50 % der mittleren bedarfsge-
wichteten Medianeinkommen leben in 
relativer Einkommensarmut (unter 60 % 
des Medianeinkommens) oder strenger 
Einkommensarmut (unter 50 % des Me-
dianeinkommens), die höchsten Einkom-
mensklassen ab dem Doppelten der mitt-
leren bedarfsgewichteten Einkommen  

u Abb 2 Entwicklung der Einkommensungleichheit bei Haushaltsnetto- und -markteinkommen (Gini)  
und der Umverteilungsraten 1988 – 2016 — in Prozent

Entwicklung der Einkommensungleichheit (Gini) bei Haushaltsnetto- und Markteinkommen 

1   Bei Monatseinkommen von 1985 bis 1989 nur Westdeutschland; bei den Vorjahreseinkommen von 1985 bis 1991 nur Westdeutschland
Datenbasis: SOEPv28
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Datenbasis: SOEPv33l.

Perioden Jahre

1995 – 1999 2000 – 2004 2005 – 2009 2010 – 2014 1996 2015 2016

Äquivalenzeinkommen im Monat (real)

Bevölkerungsanteile nach Einkommensschichten  
(Median = 100 %)

≥ 300 % 1,0 1,3 1,8 1,6 1,0 1,5 1,3

200 – < 300 % 4,5 5,0 5,8 5,8 4,6 5,7 5,8

150 − < 200 % 10,8 10,8 11,6 11,5 10,7 13,3 12,1

125 − < 150 % 12,6 12,6 11,8 12,6 12,9 12,8 13,3

100 − < 125 % 21,8 21,3 19,6 19,1 20,9 16,9 18,6

75 − < 100 % 26,3 25,4 24,5 22,4 26,1 23,0 22,0

60 – < 75 % 12,2 11,9 12,0 12,9 12,9 11,8 11,2

50 − < 60 % 5,2 6,0 6,4 7,0 4,9 7,3 7,4

< 50 % 5,5 5,8 6,5 7,1 6,1 7,8 8,3

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT (0) (Armutsquote) 10,7 11,7 12,9 14,1 10,9 15,1 15,7

FGT (1) (Armutslücke) 2,2 2,5 2,8 3,0 2,4 3,2 3,7

FGT (2) (Armutsintensität) 0,7 0,9 1,0 1,0 0,9 1,1 1,4

Äquivalenzeinkommen im Vorjahr (real)

Armutsschwelle: 60 % des Medians

FGT (0) (Armutsquote) 11,3 11,9 14,1 14,4 11,5 15,2 15,9

FGT (1) (Armutslücke) 2,8 2,9 3,4 3,4 3,0 3,7 4,1

FGT (2) (Armutsintensität) 1,1 1,2 1,3 1,3 1,3 1,5 1,7

Der hier verwendete Armutsbegriff 
beruht auf dem sogenannten relativen Ar-
mutskonzept und orientiert sich an der 
Definition der Europäischen Union. Ge-
mäß den vom Statistischen Amt der EU 
(Eurostat) empfohlenen Schwellenwerten 
gilt demnach als arm, wer in einem Haus-
halt lebt, dessen Nettoäquivalenzeinkom-
men weniger als 60 % des Medians der 
Einkommen in der gesamten Bevölkerung 
beträgt. Genau genommen wird ab dieser 
Schwelle von einem deutlich erhöhten 
Armutsrisiko gesprochen, da das Einkom-
men nur einen indirekten Indikator für 
Armut darstellt. Deshalb wird im EU-
Kontext eher der Begriff »Armutsrisiko-
quote« genutzt; in diesem Kapitel werden 
die Begriffe »Armutsquote« und »Armuts-
risikoquote« synonym verwendet.

Die auf dem Median basierenden Ar-
mutsquoten werden anhand des soge-

(ab 200 % des Medianeinkommens) kenn-
zeichnen den Bevölkerungsanteil mit aus-
geprägtem materiellen Wohlstand. 

Anhand der relativen Einkommens-
schichtung lassen sich die bei der Einkom-
mensungleichheit beschriebenen Trends 
differenzierter abbilden. Es lässt sich able-
sen, inwieweit alle Bevölkerungsteile in 
gleicher Weise an der Wohlstandsent-
wicklung des Landes teilhaben. Die Bevöl-
kerungsanteile am unteren Rand der Ein-
kommensverteilung erhöhten sich in den 
letzten Dekaden. Auch die Bevölkerungs-
anteile am oberen Rand erhöhten sich bis 
2009 und blieben seitdem relativ stabil. 
Entsprechend gingen die Anteile in den 
dazwischenliegenden mittleren Einkom-
mensschichten insgesamt zurück. Der 
Rückgang der mittleren Einkommens-
gruppen erfolgte aber nicht linear für alle 
Teilgruppen gleichermaßen. u Tab 2

nannten FGT-Maßes (nach den Autoren 
Foster, Greer und Thorbecke) weiter diffe-
renziert: Neben der Armutsquote FGT (0), 
die den Umfang der Armutspopulation in 
Prozent ausweist, werden dabei auch die 
Armutsintensität und die Armutsun-
gleichheit berücksichtigt. Die Kennziffer 
FGT (1) entspricht der Armutslücke, das 
heißt dem relativen Einkommensbetrag 
(in Prozent des Schwellenwertes), der er-
forderlich wäre, um die Armutsgrenze zu 
überwinden. Die erweiterte Armutsin-
tensität FGT (2) berücksichtigt zudem 
die Ungleichheit innerhalb der Armut-
spopulation und gewichtet Personen in-
nerhalb der Armutspopulation stärker,  
je weiter sie von der Armutsgrenze ent-
fernt sind; besonders niedrige Einkom-
men fallen also stärker ins Gewicht als 
Einkommen die knapp unter der 60-Pro-
zent-Schwelle liegen. 

u Tab 2 Einkommensschichtung und Einkommensarmut 1995 – 2016  
— in Prozent
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risiken zu erkennen sind. Über die ver-
schiedenen Indikatoren zeigt sich daher 
im längerfristigen Trend konsistent eine 
Zunahme der gemessenen Armut. Dies 
gilt auch, wenn man berücksichtigt, dass 
die Armutszuwächse wegen der erforder-
lichen methodischen Anpassungen bei 
einzelnen Messungen seit 2010 wahr-
scheinlich leicht überzeichnet sind. u Abb 3

6.4.3 Angleichung der  
Einkommen zwischen Ost-  
und Westdeutschland
Bei der differenzierten Betrachtung der 
gesamtdeutschen Einkommensverteilung 
sind weiterhin Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland zu beobach-
ten. Die Angleichung der Einkommens-
verhältnisse zwischen Ost und West lässt 
sich anschaulich anhand der Entwick-

Im Jahr 2016 lebten auf Grundlage der 
monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
15,7 % der gesamtdeutschen Bevölkerung 
in relativer Einkommensarmut und bei 
Verwendung entsprechender Vorjahres-
einkommen 15,9 %. Damit hat sich die Ar-
mutsrisikoquote im Vergleich zum Vor-
jahr (15,1 % bei Monats- und 15,2 % bei 
Vorjahreseinkommen) jeweils nur leicht 
erhöht. Die Armutslücke FGT (1) betrug 
3,7 % gemessen am Monatseinkommen 
und 4,1 % bei Zugrundelegen des Jahres-
einkommens. Das heißt, im Durchschnitt 
wäre eine Einkommenssteigerung um gut 
4 % erforderlich gewesen, um die Armuts-
schwelle zu überwinden. Die längerfristi-
ge Entwicklung belegt eine deutliche Zu-
nahme des Armutsrisikos gegenüber den 
zurückliegenden Dekaden. Übereinstim-
mend weisen Monats- und Jahreseinkom-
men auch bei Betrachtung der Armuts-
lücke (FGT1) und der erweiterten Armuts-
intensität (FGT2) innerhalb der letzten 
20 Jahre eine deutliche Erhöhung auf. 

Die amtliche Sozialberichterstattung 
der EU weist darüber hinaus noch weite-
re Armutsindikatoren aus. Diese alterna-
tiven Armutsmessungen – zum Beispiel 
auf Basis der monatlichen Einkommen 
nach Abzug von Wohnkosten oder auf 
Basis der Vorjahreseinkommen vor Steu-
ern und Sozialabgaben oder mit Einkom-
menszuschlag für selbstgenutztes Wohn-
eigentum – wiesen innerhalb der letzten 
Jahre ebenfalls leichte bis mäßige Anstie-
ge der Armutsrisiken auf. Ein weiterer 
Indikator ist die zeitversetzte Armutsrisi-
koquote, bei der als Armutsschwelle die 
mittleren Werte der beiden vorausgehen-
den Armutsschwellen verwendet wurden. 
Diese zeitversetzte Armutsrisikoquote 
war seit 2014 rückläufig – die zuletzt be-
obachteten Armutszuwächse sind dem-
zufolge auf allgemeine Einkommensan-
stiege zurückzuführen, an denen die un-
tersten Einkommensschichten nicht oder 
nur unterdurchschnittlich teilhatten. Der 
ebenfalls zu beobachtende (leichte) An-
stieg an permanenter Armut deutet indes 
darauf hin, dass derzeit noch keine An-
zeichen für eine grundlegende Umkeh-
rung des Trends anhaltend hoher Armuts-

u Abb 3 Entwicklung der Bevölkerungsanteile in Armut  
nach unterschiedlichen Indikatoren 1992 – 2016 — in Prozent

1  Die Armutsgefährdungsquote vor Sozialtransfers zählt zu den EU-Sekundärindikatoren. Hierbei wird dieselbe Schwelle wie 
bei den verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen (nach Sozialtransfers) verwendet.

2  Die permanente Armutsquote wird entsprechend dem EU-Primärindikator (Quote der dauerhaften Armutsgefährdung  
[60 % des Medians]) berechnet. Sie bezeichnet den Anteil der Personen mit einem Einkommen unter  
der Armutsgefährdungsschwelle im laufenden Jahr und in mindestens zwei der drei vorausgehenden Jahre.

3  Die zeitversetzte Armutsrisikoquote zählt ebenfalls zu den EU-Sekundärindikatoren (Armutsgefährdungsquote  
bei zeitlicher Verankerung der Armutsgefährdungsschwelle). Als Armutsschwelle wurden hierbei jeweils  
die mittleren Werte (preisbereinigt) der beiden vorausgehenden Armutsschwellen (t-1 und t-2) verwendet.

4  Bei dem Verfahren werden – ähnlich wie beim imputed-rent-Ansatz – für Haushalte mit unterschiedlicher Ausstattung  
und Zusammensetzung jeweils regionale Vergleichsmieten geschätzt. Die verfügbaren Haushaltsnettoeinkommen werden 
dann bei Mietern und Eigentümern unter Berücksichtigung der Vergleichsmieten um die tatsächlichen Wohnkosten bereinigt.

Datenbasis: SOEPv33l.
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lung der verschiedenen Einkommens-
schwellen der verfügbaren Haushaltsein-
kommen dokumentieren. Die jährlichen 
Angaben werden dazu in Perioden zu-
sammengefasst. Bei dieser Darstellung 
werden Niveau und Verteilung der Ein-
kommen gleichzeitig betrachtet: Die 
mittlere Linie der Blöcke in Abbildung 4 
stellt den jeweiligen Median dar, also den 
Einkommensschwellenwert, der von je-
weils der Hälfte der Bevölkerung unter- 
beziehungsweise überschritten wird. In 
analoger Form geben die Ober- und Un-
tergrenzen der Blöcke die Einkommens-
schwellen wieder, die zusammen die 
mittleren 50 % der Einkommen in der Be-
völkerung umfassen; die äußeren Linien 
veranschaulichen schließlich die soge-
nannten Dezilschwellen, die die jeweils 
reichsten beziehungsweise ärmsten 10 % 

risiken zu erkennen sind. Über die ver-
schiedenen Indikatoren zeigt sich daher 
im längerfristigen Trend konsistent eine 
Zunahme der gemessenen Armut. Dies 
gilt auch, wenn man berücksichtigt, dass 
die Armutszuwächse wegen der erforder-
lichen methodischen Anpassungen bei 
einzelnen Messungen seit 2010 wahr-
scheinlich leicht überzeichnet sind. u Abb 3

6.4.3 Angleichung der  
Einkommen zwischen Ost-  
und Westdeutschland
Bei der differenzierten Betrachtung der 
gesamtdeutschen Einkommensverteilung 
sind weiterhin Unterschiede zwischen 
Ost- und Westdeutschland zu beobach-
ten. Die Angleichung der Einkommens-
verhältnisse zwischen Ost und West lässt 
sich anschaulich anhand der Entwick-

der Bevölkerung abgrenzen; sie beschrei-
ben also die Einkommensspanne, die das 
Wohlstandsniveau von 80 % der jeweili-
gen Bevölkerung ohne die jeweils reichs-
ten und ärmsten 10 % umfasst, und kenn-
zeichnen so auch das Ausmaß an Einkom-
mensungleichheit. u Abb 4

Die Einkommen in Ostdeutschland 
lagen in allen Jahren bei allen Einkom-
mensniveaus unter den vergleichbaren 
Schwellen in Westdeutschland. Im Zeit-
verlauf glich sich die Verteilung der Real-
einkommen in Ostdeutschland bei allen 
Einkommensgruppen schrittweise an die 
Entwicklung der Westeinkommen an. Die 
unteren Einkommensgruppen (10-Pro-
zent-Schwelle und 25-Prozent-Schwelle) 
schlossen unmittelbar nach der deutschen 
Vereinigung zunächst sehr schnell zu den 
höheren Westschwellen auf. Im Zuge der 
wirtschaftlichen Rezessionsphasen nach 
der Jahrtausendwende haben sich die Ost-
West-Abstände hier aber bis 2005 zwi-
schenzeitlich wieder vergrößert und 
2015/2016 lagen die Ost-West-Relationen 
wiederum bei etwa 87 %. Die mittleren 
und höheren Einkommen (50-Prozent-
Schwelle und 75-Prozent-Schwelle) haben 
sich langsamer an die höheren Westein-
kommen angenähert. Im Jahr 2016 erziel-
ten Ostdeutsche dieser Einkommens-
schwellen 87 % beziehungsweise 84 % der 
jeweiligen Westeinkommen. Bei den Top-
einkommen (90-Prozent-Schwelle) lag die 
Einkommensrelation 2015/2016 bei 80 %. 
Stellt man weiterhin bestehende Kauf-
kraftvorteile in Ostdeutschland in Rech-
nung, so verringern sich bei fast allen 
Einkommensgruppen die Einkommens-
diskrepanzen auf weniger als 10 %. In der 
letzten Dekade setzte sich die Annähe-
rung insbesondere der höheren Einkom-
men weiter fort, zugleich blieben aber im 
untersten Einkommensbereich die Ab-
stände zwischen Ost und West erhalten – 
Ostdeutsche sind weiterhin stärker von 
Niedrigeinkommen und Einkommensar-
mut betroffen.

In Westdeutschland erhöhten sich die 
Abstände zwischen unteren und höheren 
Einkommen über einen langen Zeitraum 
stufenweise. In Ostdeutschland waren 

u Abb 4 Entwicklung der monatlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen (real) 
in West- und Ostdeutschland 1984 – 2016 — in Euro

Zu Preisen von 2016.
Datenbasis: SOEP v33l. 
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die Einkommen von vornherein weit we-
niger ungleich verteilt. Die Ungleichheit 
der Osteinkommen hat sich langfristig 
aber deutlich erhöht. In den Jahren 
2015/2016 entsprach der Gini-Koeffizient 
für Ostdeutschland etwa dem Ungleich-
heitsniveau der Westeinkommen zum 
Zeitpunkt der deutschen Vereinigung. 
Die Dezil-Ratios erreichten in den Jahren 
2015/2016 bereits das Westniveau der 
Jahre 2005 bis 2009. Die hier betrachteten 
Haushaltsnettoeinkommen sind in Ost-
deutschland infolge der stärkeren sozial-
staatlichen Umverteilung auch weiterhin 
noch weniger ungleich verteilt, die Un-
gleichheit der zugrunde liegenden Haus-
haltsmarkteinkommen ist bereits seit 
Mitte der 1990er-Jahre höher als in West-
deutschland. 

Weiterführende Analysen zeigen, dass 
bei einer regional differenzierteren Be-
trachtung auch innerhalb Westdeutsch-
lands Unterschiede zutage treten (siehe 

Tab 3a); insbesondere bei den Stadtstaaten 
waren erhöhte Einkommensrisiken mit 
gestiegenen Armutsquoten zu beobachten. 
Dazu wurden die westlichen Bundeslän-
der nach Nord (Hessen, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Hol-
stein) und Süd (Bayern, Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz, Saarland) unter-
teilt und die Stadtstaaten (Berlin, Bremen, 
Hamburg) als eigene Kategorie erfasst. 
Die regionale Differenzierung auf der 
Ebene der Bundesländer zeigt zwar weite-
re Variationen in der Einkommensvertei-
lung und im Armutsrisiko, es wird aber 
deutlich, dass in Ostdeutschland das Ein-
kommensniveau und die Einkommen-
sungleichheit nie driger und das Armuts-
risiko der Be völkerung wesentlich höher 
waren als in den meisten westdeutschen 
Regionen – wobei innerhalb Ostdeutsch-
lands sich die Armutsrisiken zwischen 
Stadt und Land in den Jahren 2015/2016 
nicht unterschieden.

6.4.4 Einkommensunterschiede  
bei Personen mit 
Migrationshintergrund 
Die Bevölkerung mit direktem (selbst 
 eingewandert) oder indirektem (Eltern 
eingewandert) Migrationshintergrund 
variiert sehr stark hinsichtlich der Her-
kunftsländer und dem jeweiligen Ausbil-
dungsgrad (siehe Kapitel 7.3, Seite 272). 
Entsprechend breit streuen auch die Ein-
kommen. Die Einkommen der Bevölke-
rung ohne Migrationshintergrund lagen 
im Jahr 2016 bei allen Einkommens-
schichten über den Vergleichswerten der 
Gesamtbevölkerung, im unteren Ein-
kommensbereich bei 8 % bis 12 %, im 
mittleren und oberen Einkommensbe-
reich bei 3 % bis 5 % über dem jeweiligen 
Vergleichswert. 

Die Medianeinkommen von Personen 
mit indirektem Migrationshintergrund 
sowie Personen mit direktem Migrations-
hintergrund und längerer Aufenthalts-
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dauer (über 10 Jahre) lagen im Jahr 2016 
bei 83 % bis 88 % des Vergleichswertes der 
Gesamtbevölkerung. An den unteren und 
oberen Rändern lagen die Einkommen 
dieser Personen mit 92 % bis 93 % (untere 
Ränder) beziehungsweise 87 % bis 90 % 
(obere Ränder) etwas näher an den Ver-
gleichswerten in der Gesamtbevölkerung. 
Bei Menschen mit direktem Migrations-
hintergrund und kürzerer Aufenthalts-
dauer waren die Einkommen in der unte-
ren Einkommenshälfte niedriger (75 % 
bis 76 % der Gesamtbevölkerung), höhere 
Einkommen variierten demgegenüber 
weit weniger mit der Integrationsdauer. 

Asylsuchende und Geflüchtete, die in-
nerhalb der letzten drei Jahre nach 
Deutschland zugezogen sind, wiesen im 
Jahr 2016 erwartungsgemäß deutlich 
niedrigere Einkommen auf (siehe auch 
Kapitel 7.4, Seite 280). Bei denjenigen,  
die in Privathaushalten lebten, betrug  
die Einkommensrelation im Vergleich 

über verschiedene Jahre gemittelt − dazu 
werden neben der letzten Zweijahresperi-
ode (2015/2016) auch die zurückliegen-
den Fünfjahresperioden für die Zeit-
räume (2005 bis 2009) und (2010 bis 2014) 
betrachtet. 

Im Folgenden wird gezeigt, welche 
Bevölkerungsgruppen, Familien- und 
Haushaltsformen über- oder unterdurch-
schnittlich von Armut betroffen sind. Die 
Armutskennziffern beziehen sich auf die 
Verteilung des monatlichen Haushalts-
nettoeinkommens innerhalb der gesam-
ten Bevölkerung. Neben der gesamtdeut-
schen Darstellung im zeitlichen Verlauf 
werden die Armutsrisiken der jeweiligen 
Bevölkerungsgruppen hier für die Perio-
de 2015/2016 auch in regionaler Differen-
zierung dargestellt. Dazu werden Bevöl-
kerungsanteile und Armutsrisiken in 
Ostdeutschland sowie für den ländlichen 
Raum (im gesamten Bundesgebiet) je-
weils separat ausgewiesen. 

Die Armutsrisiken haben sich in der 
Gesamtbevölkerung erhöht, von 12,9 % 
in den Jahren 2005 bis 2009 und 14,1 % in 
den Jahren 2010 bis 2014 auf 15,4 % in den 
Jahren 2015/2016. Die bereits angespro-
chenen methodischen Anpassungen kön-
nen sich dabei auch auf die Veränderung 
von Bevölkerungsanteilen im Perioden-
verlauf bei spezifischen Risikogruppen 
niederschlagen. Die Armutsrisikoquoten 
in Ostdeutschland lagen 2015/2016 bei 
21,5 % und damit deutlich über dem ge-
samtdeutschen Wert. Die Armutsrisiko-
quoten im ländlichen Raum lagen 
2015/2016 bei 16,6 % und damit eher ge-
ringfügig über dem gesamtdeutschen 
Vergleichswert. u Tab 3a

Frauen wiesen in Gesamtdeutschland 
in den Jahren 2015/2016 keine höheren 
Armutsrisiken mehr als Männer auf. In 
Ostdeutschland wie auch in den ländli-
chen Gebieten lagen die Armutsrisiken 
bei den Männern etwas höher. Das Ar-
mutsrisiko von Kindern, Jugendlichen 
und mittleren Altersgruppen erhöhte 
sich im Zeitverlauf. Zudem ergaben sich 
Verschiebungen bei den höheren Alters-
gruppen: So haben sich die Armutsrisi-
ken der Personen im höheren Erwerbs-

zur Gesamtbevölkerung in den unteren 
und mittleren Einkommensklassen 33 % 
bis 44 %, in der oberen Einkommenshälf-
te sogar nur 28 %. Bei Schutzsuchenden 
in Gemeinschaftsunterkünften lagen  
die Einkommensrelationen bei allen 
Schwellen noch niedriger (zumeist zwi-
schen 20 % und 30 % der Gesamtbevölke-
rung). u Abb 5

6.4.5 Armut in verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen
Die Armutsrisiken unterscheiden sich er-
heblich zwischen sozialen Gruppen und 
variieren im zeitlichen Verlauf, sowohl 
hinsichtlich der Armutsbetroffenheit als 
auch hinsichtlich des Bevölkerungsan-
teils spezifischer Risikogruppen. Um  
die Differenzierungen und Trends auch 
für kleine Bevölkerungsgruppen, die von 
Armut betroffen sind, in robuster Weise 
abzubilden, werden die Armutsquoten zu 
den ausdifferenzierten Personengruppen 

u Abb 5 Verteilung der monatlichen Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen  
bei Personen mit Migrationshintergrund und Geflüchteten 2016 — in Euro

1 In Privathaushalten. 
Datenbasis: SOEPv33l, Gewichtung unter Einschluss der Erst-Samples für Asylsuchende und Geflüchtete.
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland ¹ Ländlicher Raum ²

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölke-
rungsanteil Armutsquote Bevölke-

rungsanteil Armutsquote Bevölke-
rungsanteil Armutsquote

2015 – 2016 2005 – 2009 2010 – 2014 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016

Bevölkerung insgesamt 100 12,9 14,1 15,4 100 21,5 100 16,6

Geschlecht

männlich 49,4 12,2 13,5 15,4 49,1 22,8 49,7 16,9

weiblich 50,7 13,5 14,6 15,5 50,9 20,3 50,3 16,3

Alter

Bevölkerung ab 18 Jahren 84,3 12,5 13,8 14,8 85,4 21,4 84,5 16,2

0 –10 Jahre 9,1 12,9 15,4 18,1 8,5 23,0 8,9 18,5

11– 20 Jahre 9,7 18,6 17,7 20,8 8,3 25,3 9,8 20,8

21– 30 Jahre 11,8 18,4 20,7 22,9 11,2 35,0 10,3 27,5

31– 40 Jahre 12,4 10,0 10,7 13,9 13,2 22,5 11,2 15,6

41– 50 Jahre 14,4 12,3 11,9 12,8 13,5 17,9 14,4 14,0

51– 60 Jahre 15,7 12,7 14,3 12,7 17,1 20,9 17,6 14,2

61–70 Jahre 11,6 9,1 12,7 15,3 12,4 25,5 13,2 17,6

ab 71 Jahren 15,3 10,4 11,7 11,4 15,9 9,1 14,6 10,3

Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund 74,9 11,2 12,1 12,4 92,4 20,4 83,4 15,3

direkter Migrationshintergrund 14,7 22,3 23,8 25,7 3,7 44,0 10,0 23,8

indirekter Migrationshintergrund 10,4 16,6 18,0 22,7 3,8 27,2 6,6 21,9

Region ³

Region Nord-West 42,8 11,7 13,7 15,5 X X 31,5 15,3

Region Süd-West 34,3 10,9 11,4 11,9 X X 33,8 12,5

Stadtstaaten 7,3 13,2 15,6 19,2 9,9 22,8 X X

Region Ost 15,6 19,9 20,5 21,4 90,1 21,4 34,8 21,7

Regionstyp ²

städtisch 68,9 11,6 13,0 14,9 37,5 21,2 X X

ländlich 31,2 15,6 16,5 16,6 62,5 21,7 X X

Gemeindegrößenklasse

< 2 000 Einwohner 5,2 14,8 13,8 14,7 8,3 20,5 12,8 14,9

2 000 bis < 20 000 Einwohner 34,5 12,2 13,2 13,7 37,9 21,6 58,8 16,0

20 000 bis < 100 000 Einwohner 27,6 12,8 14,3 14,9 26,1 22,1 28,3 18,7

100 000 bis < 500 000 Einwohner 15,4 14,3 16,4 19,4 10,3 25,3 X X

> 500 000 Einwohner 17,2 12,2 13,7 16,7 17,5 18,8 X X

Mieterstatus

Eigentümerhaushalt 48,9 6,7 6,7 7,0 40,2 10,6 54,5 8,2

Mieterhaushalt 51,1 18,4 21,5 23,5 59,9 28,9 45,5 26,7

1 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost (unterschieden von Region Ost [ohne Berlin]).
2  Die Abgrenzung orientiert sich an der BBSR-Abgrenzung zum ländlichen Raum. Alle kreisfreien Großstädte sowie die städtischen Kreise bilden den städtischen Raum, alle ländlichen Kreise bilden  

den ländlichen Raum.
3  Nord-West: Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein; Süd-West: Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland; Stadtstaaten: Berlin, Bremen, Hamburg;  

Ost: Brandenburg, Thüringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern. 
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEPv33l.

u Tab 3a Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bevölkerungsgruppen 2005 – 2016 — in Prozent
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in den Jahren 2015/2016 hingegen unter 
den (hohen) Werten in Deutschland ins-
gesamt, bei einem etwas geringeren Be-
völkerungsanteil als in der Gesamtbevöl-
kerung, aber einem höheren als in Ost-
deutschland.

Die regionale Differenzierung verdeut-
licht nochmals, dass die Armutsrisiken in 
Ostdeutschland weiterhin höher sind als 
in den anderen Landesteilen. Allerding 
wiesen die Stadtstaaten zuletzt hohe Zu-
wächse bei den Armutsrisikoquoten auf, 
mit deutlich überdurchschnittlichen 
Werten. Auch in den nordwestlichen Flä-
chenländern stiegen die Armutsrisiko-
quoten. Die Bundesländer im Südwesten 
Deutschlands wiesen weiterhin die ge-
ringsten Armutsrisiken auf. Die Armuts-
risiken im ländlichen Raum lagen etwas 
über denen der Gesamtbevölkerung und 
variierten wie diese nach Regionen.

Die Armutsrisiken stiegen zuletzt ins-
besondere in mittleren und größeren 
Städten. In Ostdeutschland waren städti-
sche und ländliche Gebiete gleicher-
maßen von hohen Armutsrisiken betrof-
fen. Mieterhaushalte waren erwartungs-
gemäß weitaus stärker von Armutsrisiken 
betroffen als Eigentümerhaushalte; dies 
gilt in gleicher Weise auch für Ost-
deutschland und den ländlichen Raum. 

Verheiratet Zusammenlebende sind 
nach wie vor am geringsten von Armut 
betroffen. Getrenntlebende, Ledige und 
Geschiedene tragen ein deutlich erhöhtes 
Armutsrisiko. Dies gilt in gleicher Weise 
auch für Ostdeutschland und den länd-
lichen Raum. Für Personen mit Haupt-
schulabschluss ohne beruf lichen Ab-
schluss oder mit sonstigem Bildungshin-
tergrund erhöhten sich die Armutsrisiken 
im Zeitverlauf. Diese Personen wiesen in 
Deutschland insgesamt wie auch in Ost-
deutschland oder dem ländlichen Raum 
jeweils eine weit überdurchschnittliche 
Betroffenheit von Armut auf. u Tab 3b

Arbeitslose tragen nach wie vor ein 
sehr hohes Armutsrisiko, das sich im 
zeitlichen Verlauf (ungeachtet der zuletzt 
sinkenden Bevölkerungsanteile) noch 
weiter erhöht hat. Sie waren in den Jahren 
2015/2016 mit 65 % in Gesamtdeutsch-

alter (51 bis 60 Jahre) verringert, die 
 Armutsrisiken beim Übergang in den 
Ruhestand (61 bis 70 Jahre) aber erhöht. 
In Ostdeutschland wiesen alle Alters-
gruppen mit Ausnahme der Älteren (ab 
71 Jahren) überdurchschnittliche Armuts-
risiken auf, insbesondere junge Erwach-
sene (21 bis 30 Jahre) sowie auch Perso-
nen im weiteren Erwerbsalter. Zudem 
waren Ältere in Ostdeutschland beim 
Übergang in den Ruhestand (61 bis 
70  Jahre) weit überdurchschnittlichen 
Armutsrisiken ausgesetzt. Die ältere ost-
deutsche Rentnergeneration profitierte 
dabei noch von systembedingten Unter-
schieden in der Arbeitsmarktbeteiligung 
mit durchgehenden Beschäftigungsver-
hältnissen bei Männern und Frauen aus 
der Zeit vor der deutschen Vereinigung. 
Bei der nachwachsenden Rentnerge-
neration kommen hingegen bereits die 
Anpassungsbrüche in den Erwerbskarri-
eren nach der Vereinigung mit erhöhter 
Altersarmut zum Tragen. Im ländlichen 
Raum waren insbesondere junge Er-
wachsene (21 bis 30 Jahre) stärker von 
Einkommensarmut betroffen.

Personen mit Migrationshintergrund 
waren in allen Zeitabschnitten einem 
 höheren Armutsrisiko ausgesetzt als  
die Bevölkerung ohne Migrationshinter-
grund. Personen mit direktem Migrati-
onshintergrund, sprich mit eigener Mi-
grationserfahrung, wiesen darunter hö-
here Armutsrisiken auf als Personen mit 
indirektem Migrationshintergrund, die 
in Deutschland geboren wurden. Der 
starke Anstieg der ausgewiesenen Ar-
mutsrisiken bei Personen mit indirektem 
Migrationshintergrund geht auch mit  
der genaueren methodischen Erfassung 
dieser Personengruppen einher. In Ost-
deutschland ist die Armutsbetroffenheit 
bei Migrantinnen und Migranten – ins-
besondere mit direktem Migrations-
hintergrund − deutlich höher als in 
Deutschland insgesamt, allerdings ist ihr 
Bevölkerungsanteil hier weit geringer als 
in Westdeutschland. Im ländlichen 
Raum lagen die Armutsrisiken bei Mi-
grantinnen und Migranten mit direktem 
oder indirektem Migrationshintergrund 

land, 80 % in Ostdeutschland und 72 % im 
ländlichen Raum die Bevölkerungsgrup-
pe mit der höchsten Armutsbetroffenheit. 
Auch in den anderen Erwerbsgruppen 
hatten jeweils nicht alle Personen an der 
allgemeinen Wohlstandsentwicklung teil 
und die Armutsrisiken erhöhten sich im 
Zeitverlauf jeweils etwas. Die Differen-
zierung der Armutsrisiken nach der Er-
werbsbeteiligung gilt in gleicher Weise für 
Ostdeutschland wie auch für den ländli-
chen Raum.

Innerhalb der beruflichen Statusgrup-
pen fanden sich, von den Auszubildenden 
sowie Volontärinnen und Volontären, die 
erwartungsgemäß erhöhten Armutsrisi-
ken unterliegen, einmal abgesehen, die 
höchsten Armutsquoten unter den un- 
und angelernten Arbeiterinnen und Ar-
beitern mit im Zeitverlauf steigender 
Tendenz. Insbesondere in Ostdeutsch-
land befanden sich un- und angelernte 
Arbeiterinnen und Arbeiter in erhebli-
chem Ausmaß in prekären Lebenslagen. 
Bei einfachen und qualifizierten Ange-
stellten stieg das Armutsrisiko im Unter-
schied zu den Facharbeiterinnen und 
Facharbeitern sowie Meisterinnen und 
Meistern im Zeitverlauf an, wohingegen 
Beamtinnen und Beamte sowie hoch qua-
lifizierte Angestellte 2015/2016 unverän-
dert ein sehr geringes Armutsrisiko tru-
gen. Selbstständige wiesen insgesamt ein 
eher unterdurchschnittliches Armuts-
risiko auf, mit allerdings etwas höheren 
Armutsquoten in Ostdeutschland sowie 
im ländlichen Raum. Die im Zeitverlauf 
gestiegenen Armutsquoten betrafen in-
nerhalb der erwerbstätigen Bevölkerung 
demzufolge insbesondere gering qualifi-
zierte Arbeiterinnen und Arbeiter und 
einfache Angestellte. 

Bei der Betrachtung nach Haushaltsty-
pen zeigte sich im Zeitverlauf ein Anstieg 
der Armutsquoten bei Einpersonenhaus-
halten und Mehrpersonenhaushalten ab 
5 Personen sowie bei jüngeren Haushal-
ten. In Ostdeutschland waren zudem die 
Armutsquoten von Haushalten beim Ein-
tritt in den Ruhestand (Haushaltsvor-
stand 55 bis 74 Jahre) überdurchschnitt-
lich hoch. u Tab 3c
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland ¹ Ländlicher Raum

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölke-
rungsanteil Armutsquote Bevölke-

rungsanteil Armutsquote Bevölke-
rungsanteil Armutsquote

2015 – 2016 2005 – 2009 2010 – 2014 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016
Bevölkerung ab 18 Jahren 100 12,5 13,8 14,8 100 21,4 100 16,2
Familienstand

verheiratet / zusammen lebend 49,9 8,4 9,4 9,8 46,1 13,1 51,0 9,7
verheiratet / getrennt lebend 2,4 21,2 21,3 23,3 2,4 28,3 2,3 27,4
ledig 29,9 17,7 18,8 20,7 31,6 33,3 27,3 25,0
geschieden 10,0 21,7 22,3 23,5 10,8 32,7 11,0 26,6
verwitwet 7,8 10,4 12,5 11,7 9,1 7,1 8,4 11,1

Bildungsabschluss
Hausptschule ohne beruflichen 
 Abschluss 8,7 25,0 29,5 31,7 6,0 44,8 9,1 29,2

Realschule, Gymnasium  
ohne beruflichen Abschluss 3,9 14,6 17,6 16,8 2,6 28,8 3,1 20,2

Hauptschule mit beruflichem Abschluss 21,5 10,7 12,5 13,2 17,1 23,4 24,2 15,4
Realschule mit beruflichem Abschluss 23,5 10,2 11,0 12,5 38,7 20,7 30,0 13,8
Gymnasium mit beruflichem Abschluss 10,2 11,0 12,5 11,8 8,0 20,1 7,5 11,6
Fachhochschule, Universität 22,4 4,8 5,3 6,6 23,3 8,8 17,6 8,8
in Lehre, Schule, Studium 1,5 18,2 20,0 22,3 1,0 22,7 1,5 25,6
Sonstige 8,5 22,2 25,2 27,9 3,4 53,8 6,9 26,6

Erwerbsstatus
erwerbstätig Vollzeit 38,5 4,4 4,6 4,8 39,1 7,0 38,5 5,8
erwerbstätig Teilzeit / gering 19,7 12,6 13,8 15,2 16,4 24,2 20,2 17,3
arbeitslos 6,1 51,8 61,3 65,3 9,9 79,7 6,5 72,0
in Ausbildung 3,7 22,7 27,1 28,3 2,8 33,5 3,0 30,1
nicht erwebstätig 32,1 11,7 14,2 15,4 31,8 18,5 31,9 15,3

Berufliche Stellung
un- / angelernte Arbeiter /-innen 11,8 16,1 20,0 20,1 11,1 34,6 14,7 20,7
Facharbeiter /-innen, Meister /-innen 10,9 5,8 6,8 5,9 15,7 6,4 14,3 6,1
Selbstständige 9,7 8,9 10,9 10,7 10,8 19,6 9,5 14,1
Auszubildende, Volontärinnen /  
Volontäre 4,5 23,1 23,8 27,2 4,4 40,7 4,7 26,2

einfache Angestellte 15,9 10,2 11,6 14,8 16,4 18,4 16,6 16,4
qualifizierte Angestellte 25,3 2,5 3,2 4,4 23,5 7,3 22,9 5,9
leitende Angestellte 15,8 1,2 1,1 1,2 14,1 4,1 11,6 2,5
einfache / mittlere Beamtenschaft 1,6 0,8 1,0 2,2 1,6 0,0 1,9 2,5
gehobene / höhere Beamtenschaft 4,6 0,6 1,2 0,9 2,4 0,0 3,8 0,0

gere Alleinlebende inzwischen ähnlich 
stark von Armut betroffen wie Alleiner-
ziehende. Auch Paarhaushalte mit drei 
und mehr Kindern waren überdurch-
schnittlich stark von Armut betroffen. 
Bei Singlehaushalten im Alter von 55 bis 
74 Jahren war das Armutsrisiko in den 
Jahren 2015/2016 in Ostdeutschland 
überdurchschnittlich ausgeprägt. Unge-
achtet der insgesamt noch weiterhin eher 
niedrigen Altersarmut gab es offenkun-

Ordnet man die unterschiedlichen 
Haushaltstypen nach dem Ablauf im 
 Lebenszyklus, so fällt zuerst der starke 
Anstieg der Armutsquoten bei jungen 
 Alleinlebenden ins Auge. In den Jahren 
2015/2016 waren jeweils mehr als ein 
Drittel aller jungen Einpersonenhaus-
halte von Einkommensarmut (36 %) be-
troffen; sogar noch höher lagen die Antei-
le in Ostdeutschland (49 %) wie auch im 
ländlichen Raum (46 %). Damit sind jün-

dig innerhalb der Älteren vermehrt 
Gruppen mit wachsenden Armutsrisiken. 
Die niedrigsten Armutsquoten hatten 
Paarhaushalte ohne Kinder. 

6.4.6 Dynamik von  
Einkommen und Armut
Die Stabilität beziehungsweise die Dyna-
mik von Einkommen und Armut gibt 
Auskunft über die Chancen und Risiken 
zur Verbesserung beziehungsweise Ver-

1 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost.
Datenbasis: SOEPv33l.

u Tab 3b Betroffenheit von Armut in Deuschland nach Bildungs- und Beschäftigungsmerkmalen 2005 – 2016 — in Prozent
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Deutschland (gesamt) Ostdeutschland ¹ Ländlicher Raum

Armutsschwelle:  
60 % des Medians

Bevölke-
rungsanteil Armutsquote Bevölke-

rungsanteil Armutsquote Bevölke-
rungsanteil Armutsquote

2015 – 2016 2005 – 2009 2010 – 2014 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016 2015 – 2016
Bevölkerung insgesamt 100 12,9 14,1 15,4 100 21,5 100 16,6

Haushaltsgröße

1-Personen-Haushalt 21,0 17,7 19,8 22,1 25,2 31,4 19,8 24,6
2-Personen-Haushalt 33,9 9,4 10,3 10,3 35,2 15,4 35,4 11,7

3-Personen-Haushalt 18,1 12,7 14,0 13,8 20,7 19,5 19,1 17,2

4-Personen-Haushalt 18,1 9,8 10,6 12,6 12,6 16,1 17,4 12,0
ab 5-Personen-Haushalt 8,9 21,9 22,9 28,7 6,3 33,9 8,4 27,0

Alter des Haushaltsvorstands

16 – 34 Jahre 15,2 17,1 20,3 23,4 16,3 36,3 13,6 27,5
35 – 54 Jahre 44,0 13,0 12,8 14,8 40,4 18,6 43,9 14,9

55 – 74 Jahre 28,9 11,1 13,9 13,6 30,8 22,4 31,2 16,4
ab 75 Jahren 11,9 10,9 12,2 12,0 12,5 9,4 11,3 10,8

Personengruppen

Haushaltsvorstand 54,3 13,5 14,8 16,0 57,0 23,4 53,7 17,5
(Ehe-)Partner 21,5 8,7 9,6 9,9 22,1 14,7 22,4 11,1

Kind(er) bis 17 Jahre 15,4 14,5 15,4 18,6 14,3 22,5 15,2 19,1

Kind(er) ab 18 Jahren 7,7 17,5 18,5 18,4 5,7 25,2 8,0 20,5
weitere Haushaltsmitglieder 1,1 / / / 0,8 / 0,8 /

Haushaltstypen

Singlehaushalt 21,0 17,7 19,8 22,1 25,2 31,4 19,8 24,6
Partnerhaushalt 29,7 7,1 7,9 8,0 31,4 13,2 31,3 9,2

Familienhaushalt 29,8 11,4 12,0 14,4 25,9 17,8 29,7 14,4

Ein-Eltern-Haushalt 4,8 34,1 33,7 37,2 6,2 35,9 5,0 41,4

Post-Eltern-Haushalt ² 13,5 14,4 16,2 14,3 10,5 21,8 13,5 16,8
anderer Haushalt 1,3 / / / 0,8 / 0,8 /

Haushalts- / Lebenszyklus

Haushaltsvorstand 16 – 34 Jahre
Singlehaushalt 3,9 25,1 28,2 35,9 5,7 48,6 2,9 46,0

Paarhaushalt (ohne Kind) 4,1 9,0 7,2 7,2 3,1 16,6 3,1 9,4

Haushaltsvorstand 35 – 54 Jahre

Singlehaushalt 5,4 17,0 17,0 20,1 6,2 30,1 5,2 20,3

Paarhaushalt (ohne Kind) 5,6 6,1 4,5 5,0 5,1 13,8 5,7 9,5

Haushalt mit Kind(ern) 

Paarhaushalt mit 1 Kind 12,7 11,0 10,7 11,7 12,9 15,6 13,1 13,7

Paarhaushalt mit 2 Kindern 12,1 9,5 9,9 12,0 8,8 15,1 12,0 10,3

Paarhaushalt ab 3 Kinder 5,0 17,7 20,5 27,0 4,2 30,4 4,6 27,3

Ein-Eltern-Haushalt mit 1 Kind 2,7 35,7 32,0 36,8 3,0 30,7 2,9 41,3

Ein-Eltern-Haushalt ab 2 Kinder 2,0 32,1 36,0 37,7 3,2 40,8 2,2 41,4

Haushalt mit Kind(ern) ab 18 Jahren 13,5 14,4 16,2 14,3 10,5 21,8 13,5 16,8

Haushaltsvorstand 55 – 74 Jahre

Paarhaushalt (ohne Kind) 13,9 6,9 9,2 8,7 16,8 14,9 17,2 10,5

Singlehaushalt 6,6 16,2 19,8 21,5 7,5 34,8 6,5 25,2

Haushaltsvorstand ab 75 Jahren

Paarhaushalt (ohne Kind) 6,1 7,8 9,0 9,6 6,4 6,4 5,3 4,8

Singlehaushalt 5,1 13,9 15,7 14,1 5,8 11,3 5,1 15,9

Sonstige Haushalte ³ 1,3 / / / 0,8 / 0,8 /

1 Ostdeutschland inklusive Berlin-Ost.
2 Haushalt mit Kind(ern) ab 18 Jahren.
3 Haushalte, in denen weitere Personen (zum Beispiel Großeltern, Freunde) leben.
/ keine Angabe, da Zellenbesetzung zu gering.
Datenbasis: SOEPv33l.

u Tab 3c Betroffenheit von Armut in Deuschland nach Haushaltsmerkmalen 2005 – 2016 — in Prozent
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Ausgangsquintil Periode Verbleib Aufstiege Abstiege

1. Quintil 1992 – 1996 52,0 48,1 X

2002 – 2006 58,7 41,3 X

2012 – 2016 58,1 41,9 X

2. Quintil 1992 – 1996 35,6 40,6 23,8

2002 – 2006 41,1 36,3 22,6

2012 – 2016 44,6 38,5 17,0

3. Quintil 1992 – 1996 34,0 31,2 34,8

2002 – 2006 39,9 29,6 30,5

2012 – 2016 43,9 28,3 27,8

4. Quintil 1992 – 1996 36,5 22,7 40,9

2002 – 2006 40,8 19,1 40,0

2012 – 2016 43,7 23,0 33,3

5. Quintil 1992 – 1996 60,7 X 39,4

2002 – 2006 58,5 X 41,5

2012 – 2016 68,8 X 31,2

diese individuellen Armutserfahrungen 
zuvor im selben oder in einem anderen 
Haushalt gemacht wurden. Abbildung 6 
weist die zurückliegenden individuellen 
Armutserfahrungen für die Ausgangsjah-
re 1996, 2006 und 2016 aus; für das Jahr 
2016 werden diese zudem für die jüngste 
Altersgruppe bis 30 Jahre und für die Älte-
ren ab 60 Jahren getrennt dargestellt. u Abb 6

Von den Personen, die im Jahr 2016 in 
der untersten Einkommensschicht und 
damit in relativer Einkommensarmut 
lebten, waren 85 % bereits in den vier 
Vorjahren (2012 bis 2015) zumindest ein-
mal von Armut betroffen, darunter war 
mehr als die Hälfte (55 %) in diesem Zeit-
raum dauerhaft arm mit Armutsepisoden 
von mindestens drei Jahren. Die Bevölke-
rung in relativer Einkommensarmut setz-
te sich im Jahr 2016 demnach in folgender 
Weise zusammen: 37 % aller Personen in 
dieser Einkommensschicht waren auch 
in allen vier Jahren zuvor sowie weitere 
18 % in drei der vier vorausgehenden Jah-

schlechterung der materiellen Grund-
lagen in einer Gesellschaft. Die Verände-
rung von Einkommenspositionen im 
Zeitverlauf ist deshalb auch ein entschei-
dender Hinweis dafür, inwieweit es Per-
sonen und Haushalten gelingt, defizitäre 
Positionen zu überwinden, und welchem 
Risiko sie ausgesetzt sind, in unzurei-
chende Einkommenslagen zu gelangen. 
Diese Mobilität zwischen verschiedenen 
Einkommenspositionen im zeitlichen 
Verlauf kann unter anderem durch soge-
nannte Mobilitätsmatrizen berechnet 
und dargestellt werden. Hierbei wird be-
rechnet, welcher Bevölkerungsanteil zu 
zwei Zeitpunkten in denselben Einkom-
mensschichten (Quintilen) geblieben be-
ziehungsweise in höhere oder niedrigere 
Einkommensschichten gewechselt ist.

Um die Mobilitätsmuster über länge-
re Zeitabstände vergleichend darzustel-
len, wurden Verbleib und Übergänge in 
und aus Einkommensquintilen in einem 
vierjährigen Abstand zu drei verschiede-
nen Perioden betrachtet: 1992 bis 1996, 
2002 bis 2006 sowie 2012 bis 2016. Das 
Risiko, während der vier Folgejahre im 
untersten Quintil zu verbleiben, erhöhte 
sich deutlich von 52 % in den 1990er-Jah-
ren auf 59 % in der Periode 2002 bis 2006 
und verharrte von 2012 bis 2016 auf ähn-
lichem Niveau. Der Anteil an Aufstiegen 
von der untersten in höhere Einkom-
menslagen verringerte sich entsprechend. 
In allen weiteren Quintilen erhöhte sich 
der Verbleib in der Periode 2012 bis 2016 
im Vergleich zu den Jahren 2002 bis 2006. 
Die Risiken des Abstiegs in untere Ein-
kommenslagen sanken. Die Mobilität 
zwischen den Einkommensschichten ver-
ringerte sich demnach im Zeitverlauf. 
Weiterführende Analysen mit zusätzli-
chen zusammenfassenden Mobilitäts-
kennziffern bestätigen, dass die Einkom-
mensschichten weniger durchlässig ge-
worden sind. u Tab 4

Abschließend wird der Frage nachge-
gangen, in welchem Umfang die Bevölke-
rung in verschiedenen Einkommens-
schichten eines Jahres in den zurücklie-
genden vier Jahren Einkommensarmut 
erfahren hat. Dabei bleibt unbeachtet, ob 

re arm. Insgesamt 30 % erlebten in den 
zurückliegenden vier Jahren transitori-
sche Verläufe mit Ein- und Ausstiegen in 
und aus Armut, darunter jeweils 15 % mit 
ein- oder zweimaligen Armutserfahrun-
gen in den zurückliegenden vier Jahren; 
weitere 14 % waren Neuzugänge bei der 
Armutspopulation. 

Im Vergleich dazu setzte sich die Ein-
kommensschichtung im Jahr 2006 noch 
in folgender Weise zusammen: Nur 49 % 
aller Personen in dieser Einkommens-
schicht waren dauerhaft (in mindestens 
drei Jahren) arm, 33 % hatten einen tran-
sitorischen Armutsverlauf mit ein oder 
zwei Armutsepisoden in den vier Jahren 
zuvor und weitere 18 % hatten zuvor kei-
nerlei Armutserfahrung. Im Ausgangs-
jahr 1996 war der Anteil mit permanenter 
Armutserfahrung noch geringer (36 %) 
und der Anteil mit transitorischen Ar-
mutserfahrungen sowie die Neuzugänge 
in Armut höher (38 % beziehungsweise 
26 %). Der Anteil an Personen, die im zu-

Lesehilfe: Von der Bevölkerung im Ausgangsquintil im Jahr A waren vier Jahre später, im Jahr B, X % der Bevölkerung im selben Quintil 
(Verbleib), sind auf- oder abgestiegen (Auf-, Abstiege).
Quintil = 20 % der nach der Höhe des Einkommens geschichteten Bevölkerung. 1. Quintil = unterstes (ärmstes) Quintil; 5. Quintil = 
oberstes (reichstes) Quintil.
X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll.
Datenbasis: SOEPv33l.

u Tab 4 Einkommensdynamik: Quintilsmatrizen im Zeitverlauf, stabiler / mobiler  
Bevölkerungsanteil gegenüber Ausgangszeitpunkt 1992–2016 — in Prozent
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diese individuellen Armutserfahrungen 
zuvor im selben oder in einem anderen 
Haushalt gemacht wurden. Abbildung 6 
weist die zurückliegenden individuellen 
Armutserfahrungen für die Ausgangsjah-
re 1996, 2006 und 2016 aus; für das Jahr 
2016 werden diese zudem für die jüngste 
Altersgruppe bis 30 Jahre und für die Älte-
ren ab 60 Jahren getrennt dargestellt. u Abb 6

Von den Personen, die im Jahr 2016 in 
der untersten Einkommensschicht und 
damit in relativer Einkommensarmut 
lebten, waren 85 % bereits in den vier 
Vorjahren (2012 bis 2015) zumindest ein-
mal von Armut betroffen, darunter war 
mehr als die Hälfte (55 %) in diesem Zeit-
raum dauerhaft arm mit Armutsepisoden 
von mindestens drei Jahren. Die Bevölke-
rung in relativer Einkommensarmut setz-
te sich im Jahr 2016 demnach in folgender 
Weise zusammen: 37 % aller Personen in 
dieser Einkommensschicht waren auch 
in allen vier Jahren zuvor sowie weitere 
18 % in drei der vier vorausgehenden Jah-

rückliegenden Zeitraum von vier Jahren 
mindestens einmal unter der Armuts-
grenze lagen, nahm innerhalb der letzten 
beiden Dekaden stark zu, wobei ins-
besondere mehrfache und dauerhafte 
 Armutsepisoden weiter anstiegen.

Mit zunehmender Höhe der Einkom-
men nimmt der Personenkreis mit Ar-
mutserfahrungen erwartungsgemäß ab. 
Im Bereich des prekären Wohlstands un-
mittelbar oberhalb der Armutsschwelle 
(60 % bis 75 % des Medianeinkommens) 
lebten 2016 etwa 45 % der Personen zu-
mindest einmal innerhalb der zurücklie-
genden vier Jahre unterhalb der Armuts-
grenze − mit im Vergleich zu 2006 leicht 
rückläu figer Tendenz bei den permanen-
ten Armutserfahrungen. Kurzfristige 
 Armutserfahrungen reichten bis in die 
mittleren Einkommenslagen hinein. 
Selbst im Bereich überdurchschnittlicher 
Einkommen fanden sich noch rund 3 %, 
die zumindest kurzfristige Armutserfah-
rungen gemacht hatten. Insgesamt erhöh-
ten sich insbesondere die Risiken anhal-
tender  Armutsepisoden, folglich verrin-
gerten sich die Chancen, Armutsepisoden 
zu überwinden. 

Die Muster der Armutsdauer variie-
ren mit dem Lebensalter. Kinder, Jugend-
liche und junge Erwachsene (im Alter bis 
30 Jahre) wiesen im Vergleich zur Ge-
samtbevölkerung höhere Anteile an tran-
sitorischen Armutserfahrungen auf. Dies 
gilt auch für die mittleren und höheren 
Einkommensschichten, die möglicher-
weise nach Abschluss der für diese Alters-
gruppe typischen Ausbildungsphasen 
temporäre Armutsphasen überwinden 
konnten. Der Anteil junger Menschen im 
untersten Einkommensbereich, der sich 
permanent in Armut befand, lag dagegen 
unterhalb des Werts in der Gesamtbe-
völkerung. Ältere im untersten Einkom-
mensbereich trugen indes ein besonders 
hohes Risiko, länger im prekären Ein-
kommensbereich zu verbleiben. 

u Abb 6 Armutsdynamik verschiedener Einkommensschichten  
im zeitlichen Verlauf 1996–2016 — in Prozent

Datenbasis: SOEPv33l.

Datenbasis: SOEPv33l.

Armutsdynamik im zeitlichen Verlauf

4 mal arm 3 mal arm 2 mal arm 1 mal arm 0 mal arm

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2012–2015? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2016

37 18 15 15 14

4 8 2013 56

1042 83

62 91

9532

972

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2012–2015? (bis 30 Jahre)
relative Position in % des Medianeinkommens 2016

28 19 16 22 15

3 1210 25 50

4 6 7416

3 8510

9153

9053

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2012–2015? (ab 60 Jahren) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2016

47 17 1112 12

43 11 17 66

2 91 6

9442

982

98 

<60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 1992–1995? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 1996 

23 13 22 16 26

2 9 13 21 55

52 12 80

7 91

964

97

≤60% 

60 bis <75% 

75 bis <100% 

100 bis <125% 

125 bis <150% 

≥150% 

Wie oft arm 2002–2005? (alle Personen) 
relative Position in % des Medianeinkommens 2006  

28 21 15 18 18

3 7 14 23 53

52 8012

6 93

4 95

964
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